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Von Michael Billig | Gut, dass es den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk gibt. Schlecht, dass die gebührenfinanzierten Sende-
anstalten aus ihrem Geschäftsgebaren so ein Geheimnis machen.
Steht doch ihre Glaubwürdigkeit auf dem Spiel, wenn wie im
Fall des Westdeutschen Rundfunks ein externer Journalist da-
nach fragt, an welche Firmen und in welchem Umfang der
Sender Aufträge vergibt und dieser seit nunmehr drei Jahren die
Antwort verweigert.
Letztlich geht es um die Frage, wofür der WDR das Geld aus den
Rundfunkgebühren verwendet. Das klingt nach dem guten
Recht eines jeden, der regelmäßig zur Kasse gebeten wird. Nach
Ansicht der Senderleitung handelt es sich dabei aber eher um
einen Angriff auf Geschäfts- und Redaktionsgeheimnisse. Der
besagte Journalist reichte dennoch am Verwaltungsgericht Köln
Klage ein.
Statt Transparenz zu schaffen, bauten die Justiziare des Senders
dort einen Verteidigungswall auf. Der WDR sei keine Behörde
und somit weder nach dem Landespressegesetz noch nach dem
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) zur Auskunft verpflichtet. Das
IFG ist 2002 in Nordrhein-Westfalen in Kraft getreten. Treffe
dieses Gesetz auf den WDR zu, drohe ein Wettbewerbsnachteil
gegenüber privaten Medienunternehmen, argumentierte die

größte öffentlich-rechtliche Sendeanstalt. Die Gegenseite sah es
naturgemäß anders: Nicht nur die Gebührenerhebung sondern
auch das Geldausgeben sei ein verwaltungstechnischer Akt und
damit falle der WDR sehr wohl unter das IFG. Warum Kosten
etwa für Reisen, Hotelzimmer oder für technische Ausstattung
geheim bleiben sollten, ist in der Tat unverständlich. Anstatt
das Recht der Bürger auf Informationen zu stärken und dem
Bedürfnis danach gerecht zu werden, sieht der Sender durch
die Anwendung des IFG sogar die Rundfunkfreiheit gefährdet.
Dieses Schreckgespenst hinterließ auch beim Gericht Eindruck.
Da half der Hinweis des klagenden Journalisten wenig, dass sei-
ne Anfragen sich nur auf nicht-redaktionelle Bereiche beziehen
würden. Nicht-redaktionell und redaktionell – das sei schwer zu
trennen, folgte die Kammer der Verteidigungslinie.Der Richter
wollte oder konnte eine Trennung zwischen rein redaktionellen
und rein gewerblichen Aufträgen nicht vollziehen und wies die
Klage ab.
Keine Frage: Redaktionsgeheimnisse und Quellenschutz müssen
gewahrt werden. Doch, dass der WDR ein Problem mit der In-
formationsfreiheit der Bürger hat, ist sehr bedenklich. Seine Po-
sition dazu sollte der Sender dringend überdenken. Dem Kläger
bleibt nun die Revision am Oberverwaltungsgericht.
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Von Karin Wenk | Das „Produkt Presseausweis“ hat weiter
Konjunktur. Mit Rabattversprechungen und vermeintlichem
journalistischen Prestige wird gelockt. So auch seit November
auf www.bürgerreporter.com. Betrieben wird das Angebot für
„journalistische Laien“ von der Gesellschaft zur Förderung der
Bürgerreporter mbH (GzFB). Ihr Gründer ist Medienunterneh-
mer Andre Zalbertus (AZ Media, center.tv in Köln). Er tue das,
weil ihm die „stetige Weiterqualifizierung der Bürgerreporter“
besonders am Herzen liege (epd medien). Für stolze 99 Euro
kann jeder Nutzer die Pappe erwerben und wird damit Mitglied
der Gesellschaft. Bedingung ist lediglich, einmal im halben Jahr
drei Bilder oder einen 90-Sekunden-Film ins Netz zu stellen.
Als „ärgerlichen Etikettenschwindel, der mit dem Begriff Presse-
ausweis Schindluder treibt“, bezeichnete Ulrike Maercks-Franzen,
Bundesgeschäftsführerin der dju in ver.di, dieses GzFB-Dokument.
Der Preis lasse vermuten, dass Geschäfte gemacht werden sollen.
„Für die auf der Website genannten Erleichterungen ist der Aus-
weis ohne jeden Wert.“ Um Mediennutzer in die Berichterstat-
tung einzubinden, benötige man keinen Presseausweis, so Ulrike
Maercks-Franzen.
Zalbertus würde jedoch nicht allein an den Einnahmen für den
so genannten Presseausweis verdienen. An den eingestellten

Videos erhält er laut Allgemeiner Geschäftsbedingungen jegliche
Nutzungsrechte „exklusiv“, „gebührenfrei“, „weltweit“....
Diese „Rabattmarke“ der GzFB wird offensichtlich keine Kon-
kurrenz für den von inzwischen sechs Verbänden ausgestellten
bundeseinheitlichen Presseausweis sein. Der traditionell seit
Jahren nachweislich nur an hauptberuflich arbeitende Journalis-
ten vergebene Presseausweis, ist wichtiges Recherchewerkzeug
bei der Berufsausübung. Damit verdient er den Namen, den er
trägt. Er kostet die Hälfte oder ist für Mitglieder der Organisatio-
nen kostenlos.
Dennoch belegt das Geschäftsgebaren von Herrn Zalbertus ein-
mal mehr, wie wichtig die Anerkennung des bundeseinheitlichen
Presseausweises durch die Innenminister der Länder wäre.
Schließlich bringt so ein nach strengen Berufskriterien vergebe-
nes Dokument auch Rechtssicherheit für Behörden und Beamte
vor Ort, wenn Journalisten aktuell berichten. Der Zalbertus-
Versuch, so genannten Bürgerjournalismus ohne Bezahlung für
Leistungen salonfähig zu machen, schadet zunehmend dem
Qualitätsjournalismus in allen Medienformaten. Nebenher ge-
schossene Bilder und zusammengeschusterte einseitige Texte ver-
drängen mitunter journalistische Beiträge – weil eben billig oder
kostenfrei. So werden aus Bürgern weder Reporter noch Profis.
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Was ist journalistische Arbeit noch
wert? Offenbar immer weniger!?
„Leistungsverdichtung, Stellenabbau,
Knebelverträge und schlechte Hono-
rierung von Freien, die Filetierung
von Zeitungshäusern, Ausgründungen,
der massive Einsatz von Leiharbeit
sowie wachsende Tarifflucht“ prägen
derzeit den Arbeitsalltag in der
Medienbranche, so Vize-ver.di Frank
Werneke auf dem 23. Journalisten-
tag der Medienfachgruppe in ver.di.
Der fand wie immer am letzten
Novembersonnabend des Jahres in
Berlin statt und die Referenten such-
ten analytisch, praktisch und exem-
plarisch zusammen mit den 150 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern nach
Lösungen.
Die perfekte alles umfassende Antwort
hatte indes keiner in der Tasche. Je-
doch: Wenn Arbeit, angesichts eines
Niedriglohnsektors, der sich „ölfleck-
artig“ auch im Medienbereich aus-
breite, „billig wird wie Dreck“, hilft
letztlich „nur kollektiver Druck“ – so
die kämpferische Botschaft von Det-
lef Hensche, dem letzten IG Medien-
Vorsitzenden. „Zunehmender Polari-
sierung und wachsender Armut kann

nur mit kollektiver Selbsthilfe entge-
gengewirkt werden“, betonte er
in seinem Impulsreferat. Spannende
Beispiele machten Mut, etwa die
ersten Erfolge der Kampagne aus
Mecklenburg-Vorpommern „Unser
Land braucht seine Zeitungen –
Qualität und Vielfalt sichern“. Die
Initiative belegt laut Robert Haberer
von der Ostseezeitung: „Ja, es geht
was.Wir müssen den Konflikt wagen“.
Dass qualitative und unabhängige
journalistische Arbeit offenbar einem
Werteverfall im demokratischen
Deutschland unterliegt, zeigt auch
der „Fall Brender“. Kurz vor der Ent-
scheidung des ZDF-Verwaltungsrates,
den Vertrag von Chefredakteur Niko-
laus Brender nicht weiter zu verlän-
gern, sagte der für den Journalisten-
tag avisierte Referent ab. Politische
Einflussnahme und haarsträubendes
Machtgerangel aus der Unions-Liga
wischten das Votum des ZDF-Inten-
danten, von Staatsrechtlern und vie-
len Bürgern beiseite. Sie alle hatten
sich für den unabhängigen Journa-
listen und einen staatsfernen Rund-
funk stark gemacht. (Titelthema
S. 8 – 13, Kolumne S. 6)

Die leb- statt zaghaften Debatten in
Berlin kamen bei den aus der ganzen
Bundesrepublik angereisten Kollegen
sehr gut an, ergab eine erste Evalua-
tion. So ist das letzte Highlight 2009
Ansporn für die Arbeit der ver.di-
Medienfachgruppe in 2010. Zum
Jahresausklang gibt’s in M noch den
letzten Teil der Serie „20 Jahre da-
nach“ aus Sachsen und Sachsen-An-
halt (S. 14 – 15), mit einem weiteren
Überblick, wo Madsack, Burda, Sprin-
ger ... im „Osten“ unterwegs sind.
Außer spannende Lektüre mit der
aktuellen Ausgabe wünsche ich allen
Leserinnen und Lesern von M einen
weihnachtlichen Dezember, der uns
als Bescherung mehr Zeit zum Nach-
denken und zur Entspannung brin-
gen soll sowie Kraft und Gesundheit
für unsere „wertvolle Arbeit“ 2010.
Die nächste M-Ausgabe erscheint im
Februar. Und weil wieder einmal der
Platz in M nicht ausreichte, erscheint
diesmal die Buchrezension zu „Mei-
nungsmache“ von Albrecht Müller
ausschließlich auf der M-Webseite.

Karin Wenk,
verantwortliche Redakteurin

Den Konflikt wagen
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briefe an «m»

Die Vertretung
von Medienschaffenden.
Privater Rundfunk, Film,
AV-Produktion und Neue Medien

Wir freuen uns über Briefe.
Manchmal müssen wir Leser-
briefe kürzen und bitten dafür
um Verständnis.

ver.di Bundesverwaltung
Karin Wenk, «M»-Redaktion,

10112 Berlin
Telefon: (030) 69 56 23 26

Fax: (030) 69 56 36 76
E-Mail: karin.wenk@verdi.de

Falsche Denke über
die Ungelernten

Aushilfsjob Fotograf
in M 11 / 2009

In der November-Ausgabe von
M sind mir gleich einige inter-
essante und gute Beiträge auf-
gefallen. Dazu gehören die bei-
den in der Rubrik „kommen-
tiert & aufgespießt“. Hier ist
vor allem der Beitrag „Aushilfs-
job Fotograf“ von Bettina Erd-
mann bemerkenswert. Aber ist
die Deutsche Rentenversiche-
rung mit ihrer Argumentation
(„ungelernter Arbeiter“) denn
ein Einzelfall? Ich möchte Ih-
nen dazu frank und frei meine
Meinung mitteilen: Im Journa-
lismus, und nicht nur bei den
Bossen, findet man doch die
gleiche Denke. Wenn nicht im-
mer, dann zumindest immer
öfter.

Gewiss, einerseits gibt es
einen freien Zugang zum Jour-
nalismus und wird unter ande-
rem auch dieser Aspekt von
den Interessensvertretungen
hochgehalten. Auf der anderen
Seite liegt in dem krankenden
System ein Fehler einfach dar-
in, dass man im Journalismus
(ich beziehe mich auf „Texter“,
über Fotografen vermag ich
nichts zu sagen) in aller Regel
als „unfertig“ gilt und entspre-
chend behandelt und vor al-
lem honoriert wird, so lange
man nicht die klassische Aus-
bildung in Form eines Volonta-
riats hinter sich bringen konn-
te. Egal, wie alt man ist, egal
wie viel Erfahrung man auf-
weist, welche und wie viele
Fortbildungen oder Aufbau-
studiengänge man besucht hat
und nicht zuletzt, egal wie gut
oder schlecht sowie wie enga-
giert oder nicht engagiert man
seine Arbeit macht.

Nun ist das Volontariat
zweifellos eine sinnvolle Ein-
richtung – grundsätzlich. Nur
sind die Plätze nicht nur
knapp, sondern werden sie
aufgrund dieser Denke auch
eher noch künstlich knapp
gehalten. Es ist doch grotesk,
dass man oftmals schon vorher
all das und mehr können
muss, was man in der Ausbil-
dung lernen sollte, um (viel-
leicht) ein Volontariat zu be-
kommen. Die „durch dieses Na-
delöhr muss er / sie kommen“ –
Mentalität ist inzwischen völlig
fehl am Platz. Gerade von den
journalistischen Interessens-
vertretungen erwarte ich hier
endlich, dass sie ganz glasklar
Position beziehen, selbst-
verständlich im Sinne ihrer
Klientel! Ralf Kohler,

Sersheim ■

Nur wenig Interesse
an DAB

Digitalradio –
Solo oder huckepack?
in M 11 / 2009

Der aufschlussreiche Artikel
behandelt einen wichtigen
Aspekt für den Misserfolg von
DAB nicht. Private Radioveran-
stalter haben kein Interesse
daran, sich durch DAB zusätz-
liche Konkurrenz ins Sendege-
biet zu holen. Zusätzliche
Programmanbieter haben ne-
gativen Einfluss auf die Reich-
weiten der Privatradios in den
einzelnen Bundesländern.
Angesichts der schlechten Ent-
wicklung der Radiowerbeein-
nahmen haben sie deshalb nur
wenig Interesse an DAB ge-
zeigt. Man beteiligte sich vor
allem, um den Markt gegen-
über der Konkurrenz abzu-
schotten.

Werbetreibende Unterneh-
men interessieren sich für
Hörerreichweiten und Markt-
anteile. Bei einer weiteren Zer-
splitterung des Radiowerbe-
marktes fahren sie ihre Werbe-
spendings eher herunter. Auch
im DAB-Wunderland Großbri-
tannien mussten im März 2008
mehrere DAB-Programme ih-
ren Betrieb einstellen.

Philippe Ressing,
Stuttgart ■
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Von Prof. Dr. Dieter Dörr | Am 27. Novem-
ber 2009 haben sieben der vierzehn Verwal-
tungsratsmitglieder des ZDF gegen den Vor-
schlag des Intendanten Markus Schächter
gestimmt, den Vertrag von Nikolaus Brender
als Chefredakteur zu verlängern. Für die Be-
stellung des Chefredakteurs und damit auch
für eine Verlängerung, die eine erneute Be-
stellung darstellt, ist nach § 27 Abs. 2 b) des
ZDF-Staatsvertrages (ZDF-StV) das „Einver-
nehmen“ mit dem Verwaltungsrat herzustel-
len. Zudem ist nach § 25 Abs. 3 S. 2 zur
Herstellung des Einvernehmens eine 3/5-
Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder des
Verwaltungsrats, mithin sind neun Stimmen,
notwendig. In der Presse wird darüber spe-
kuliert, dass hinter der Ablehnung partei-
politische Erwägungen stünden und ein
Journalist gerade wegen seiner Unabhängig-
keit „abgestraft“ werden solle. Die geschei-
terte Vertragsverlängerung von Brender ist
daher in den Medien, insbesondere in der
Presse, kritisch aufgenommen worden und
auf breite Ablehnung gestoßen.

Der heftige Streit um die Verlängerung des
Vertrages mit Chefredakteur Nikolaus
Brender ist keineswegs nur politischer
Natur. Vielmehr wirft er auch rechtliche
Fragen auf. Dabei geht es in erster Linie
darum, ob und inwieweit die Zusammen-
setzung des Fernsehrats und des Verwal-
tungsrats, mit den verfassungsrechtlichen
Vorgaben, also insbesondere mit dem
Grundsatz der Staatsferne, zu vereinbaren
ist. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass ein
Verwaltungsratsmitglied eine ihm nach
dem ZDF-StV zustehende Befugnis ausübt,
wenn es sich in der Abstimmung gegen
den Vorschlag des Intendanten ausspricht,
eine bestimmte Person zum Chefredakteur
zu berufen. Zwar kann es bei der Aus-
übung dieser Befugnis nicht nur legitime,
sondern auch illegitime Motive geben.
Entscheidend ist aber, dass Motive innere
Tatsachen darstellen, über die man ledig-
lich spekulieren kann. Es bleibt daher fest-
zuhalten, dass die ablehnenden Stimmen
im Verwaltungsrat auch dann wirksam
bleiben, wenn ihnen illegitime Motive zu-
grunde liegen sollten.

Die entscheidende Frage ist aber, ob
man einem Verwaltungsrat, der in einer
Weise zusammengesetzt ist, wie es der

ZDF-StV vorsieht, solche Rechte einräu-
men darf. Es geht also um das Problem,
wie die Gremien unter Berücksichtigung
der Rundfunkfreiheit und dem daraus ab-
zuleitenden Grundsatz der Staatsferne zu
besetzen sind. Die bisherige Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts und
die herrschende Meinung gehen davon
aus, dass aus dem Gebot der Staatsferne je-
denfalls ein Beherrschungsverbot folge,
also Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG verlange, dass
der Staat den Rundfunk nicht dominieren
darf. Im Hinblick darauf ist es bereits pro-
blematisch, dass dem ZDF-Verwaltungsrat
sechs staatliche Vertreter angehören, die
bei der Ernennung des Programmdirektors
und des Chefredakteurs wegen der erfor-
derlichen 3/5 Mehrheit eine Vetoposition
haben und damit mittelbar maßgeblichen
Einfluss auf das Programm ausüben kön-
nen. Zudem werden die acht weiteren Mit-
glieder von einem Fernsehrat gewählt, der
seinerseits von Vertretern beherrscht wird,
die dem Staat bzw. den politischen Par-
teien zuzurechnen sind. Auch auf den
Fernsehrat kann also der Staat maßgebli-
chen Einfluss ausüben.

Von den siebenundsiebzig Mitglie-
dern sind neunzehn direkte staatliche Ver-
treter, wovon sechzehn von den vertrags-
schließenden Ländern und drei vom Bund
entsandt werden. Zwölf weitere Vertreter
werden von den politischen Parteien ent-
sprechend ihrem Stärkeverhältnis im Bun-
destag entsandt. Dazu hat das Bundesver-
fassungsgericht in seiner Entscheidung
vom 12.03.2008 klargestellt, dass der
Grundsatz der Staatsferne den politischen
Parteien gegenüber Geltung beansprucht.
Demnach sind die Vertreter der politischen
Parteien im Fernsehrat dem Staat zuzu-
rechnen und bei der Frage, ob eine staat-
liche Dominanz festzustellen ist, mit zu
berücksichtigen. Weitere sechzehn Vertre-
ter aus zwölf Bereichen werden gemäß
§ 21 Abs. 1 Buchst. r) ZDF-StV durch die
Ministerpräsidenten berufen, ohne dass
weitere Auswahlkriterien vorgegeben sind.
Auch sie sind daher dem Staat zuzurech-
nen. Schließlich entsenden auch die in
§ 21 Abs. 1 Buchst. g) bis q) aufgeführten
Verbände und Organisationen ihre fünf-
undzwanzig Vertreter nicht unmittelbar.
Vielmehr wählen die Ministerpräsidenten

aus den aufzustellenden Dreiervorschlägen
gemäß § 21 Abs. 3 ZDF-StV jeweils die Ver-
treter aus. Auch dieses Berufungsverfahren
bringt die Gefahr staatlichen und politi-
schen Einflusses mit sich. Es verbleiben
demnach lediglich die fünf von der katho-
lischen Kirche, der evangelischen Kirche
und dem Zentralrat der Juden in Deutsch-
land entsandten Vertreter, die ohne die
Gefahr staatlichen Einflusses bestimmt
werden. Damit steht fest, dass die Gefahr
eines bestimmenden staatlichen Einflusses
besteht. Das eigentliche Problem des Falles
Brender liegt also in der staatsnahen
Zusammensetzung des Verwaltungsrates.
Diese hat ihre entscheidende Ursache wie-
derum in der Zusammensetzung des
Fernsehrates, die selbst bei Anlegung
großzügiger Maßstäbe mit dem Grundsatz
der Staatsferne nicht vereinbar ist.

Diejenigen, denen ein staatsferner und
unabhängiger öffentlich-rechtlicher Rund-
funk und damit auch ein Qualitätsjourna-
lismus am Herzen liegt, sollten auf der
Grundlage dieses Befundes, den man
kaum ernsthaft bestreiten kann, die not-
wendigen Schritte einleiten, um die Rund-
funkfreiheit zu verteidigen. Dafür bietet
sich als einziger Erfolg versprechender
Weg ein Normenkontrollverfahren vor
dem Bundesverfassungsgericht gemäß Art.
93 Abs. 1 Nr. 2 GG i.V.m. §§ 13 Nr. 6, 76 ff.
Bundesverfassungsgerichtsgesetz an. Die-
sen Weg können sowohl ein Viertel der
Mitglieder des Bundestages als auch jede
Landesregierung beschreiten. Ebenso wie
die Liberalen und die Grünen haben sich
die Sozialdemokraten in ihren politischen
Stellungnahmen stets dazu bekannt, dass
der öffentlich-rechtliche Rundfunk unab-
hängig, also insbesondere staatsfern, orga-
nisiert sein muss. Daher gilt es, diesen po-
litischen Bekenntnissen entschlossen Ta-
ten folgen zu lassen. Es geht dabei um kei-
ne Kleinigkeit. Die Rundfunkfreiheit mit
einem unabhängigen und qualitätsvollen
öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist
schließlich für die Demokratie schlecht-
hin konstituierend. Wem also die Demo-
kratie am Herzen liegt, muss wissen, was
das Gebot der Stunde ist. ■

Rundfunkfreiheit
beschädigt
Dringender Handlungsbedarf für Veränderungen im ZDF-Staatsvertrag
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Von Jürgen Schön | „Wenn ich das Film-
material zum ersten Mal sehe, denke ich:
Das schaffe ich nicht.“ Barbara Hennings
lächelt ein bisschen über sich selber. „Aber
aus dieser Unsicherheit schöpfe ich meine
Kreativität.“ Drei bis vier Tage könne es
dauern, bis sie „kapiert“ habe, was Kame-
ramann und Filmregisseur gemeint haben,
bis „die Bilder mit ihr sprechen“ – erst
dann kann sie aus dem vorliegenden Ma-
terial die „richtigen“ Bilder zusammen-
schneiden. Das macht die Cutterin so gut
und so unverwechselbar, dass sie dafür
und für ihr Verbandsengagement Ende
November beim Kölner Festival „Film+“
für ihr Lebenswerk ausgezeichnet wurde.
„Besser jetzt, als wenn ich tattrig bin“, sagt
sie dazu. Denn die Auszeichnung bedeute
„nicht das Arbeitsende, sondern sei An-
sporn für die weitere Arbeit“.

Eigentlich wollte die 65-Jährige Foto-
grafin werden. Aber nicht in einem Por-
trätstudio, sondern lieber Fotoreporterin.
Doch bei vier Geschwistern und der allein-
erziehenden Mutter – der Vater starb, als
Barbara drei war – war das Geld knapp. An
eine Fotoausrüstung und eine Ausbildung
war nicht zu denken. Eher durch Zufall
wurde sie Cutterin, eine Nachbarin hatte
ihr die Lehrstelle vermittelt. „Heute ist das
mein Traumberuf.“ 1962 begann sie ihre
Ausbildung, arbeitete anschließend vor
allem beim NDR, schnitt Tagesschau-
berichte, Reportagen, TV-Filme, arbeitete
nebenbei als Tonfrau und Regieassistentin,
führte selber Regie bei Dokumentarfilmen.
Michael Verhoeven holte sie mit „Die wei-
ße Rose“ zum Kino. Filmen von Sigi Ro-
themund, Joseph Vilsmaier, Peter Timm,
Georg Dressler, Max Färberböck oder Her-
mine Huntgeburth gab sie „das entschei-
dende Gesicht“. Es sei ein „tolles Gefühl,
der erste Zuschauer eines Films zu sein“.
Dass bisweilen ein Regisseur in tiefe De-
pression verfällt, wenn er ihren ersten
Schnitt sieht, nimmt sie gelassen. Dann

muss eben diskutiert werden. Und immer-
hin sei mancher froh, wenn sie ihn auf
fehlende Szenen aufmerksam mache, die
dann noch nachgedreht werden können.

Hat sie ihren eigenen Stil? Das kom-
me immer auf den Regisseur an, sagt sie,
aber grundsätzlich mag sie es eher nicht,
wenn eine Szene mit einer Totalen ein-
geleitet wird. Außerdem liebe sie Blicke,
damit könne man am besten Emotionen
„rüberbringen“, Freude, Zorn, Schmerz.
Und die springen auf sie über. „Wenn ein
Schauspieler in seiner Rolle Aggressionen
spielt, kann ich ihn hassen. Aber das muss
sein, damit ich nicht abstumpfe.“ Gibt es
neue „Schnitttrends“? Hennings nennt
die hektische Bildfolge, wie sie etwa durch
Musikclips geprägt wurde. „Ich bin über-
rascht, was die Jugend alles in den kurzen
Momenten sieht“, sagt sie. „Aber ich bin
keine Action-Cutterin. Ich brauche Zeit
und Ruhe.“

Dabei schaute sie immer über den Tel-
lerrand hinaus. Barbara Hennings ist ein
politischer Mensch. Das zeigt nicht nur
„Schade, dass Beton nicht brennt“ über
die Berliner Hausbesetzer-Szene, bei dem
ihr Name 1981 auch unter Drehbuch und
Regie auftaucht. Ob Filme etwas bewirken
können, da ist sie eher skeptisch: „Wenn
sie auf ein sensibles Thema aufmerksam
machen und das Bewusstsein schärfen,
dann ist schon viel erreicht.“ Als Beispiele
nennt sie „Einer flog übers Kuckucksnest“
(„Den hätte ich gern geschnitten“), „Der
Baader-Meinhof-Komplex“ („ein respek-
tabler Versuch“) und natürlich „Die weiße
Rose“ und „Die Mutprobe“.

Ihr Engagement zeigt auch ihre Ver-
bandsarbeit. Sie zählt zu den Gründungs-
mitgliedern des „Bundesverbandes Film-
schnitt Editor e.V.“, dessen geschäftsfüh-
render Vorstand sie zwölf Jahre war. Heute
ist sie dessen Ehrenvorsitzende. Zu ihren
Erfolgen zählt sie, dass für Cutter ein Mit-
Urheberrecht durchgesetzt werden konn-
te. Und Cutter in die Künstlersozialkasse
aufgenommen werden. Dass dazu eine
neue Berufsbezeichnung nötig war, mutet
heute wie ein Witz an – doch das aus
dem Angloamerikanischen übernommene
„Editor“ spiegelt eben die Bedeutung wi-
der, die man etwa in Hollywood dem
Schnitt als künstlerische Arbeit schon
lange zumisst: Dort wird seit 1935 ein
Oscar in der Sparte „Schnitt“ verliehen.
Privat nutzt Hennings auch weiter lieber
das Wort Cutter. Auch gegen Schnitt-

meister hat sie nichts: „Das war in der
DDR eine gute handwerkliche Ausbildung
an der Hochschule für Film und Fernse-
hen, für die es am Ende tatsächlich einen
Meisterbrief gab.“ In der Bundesrepublik
dagegen war es lange nur ein Anlernberuf.

Dass man Editor jetzt auch an der In-
ternationalen Filmschule Köln (ifs) mit
dem Ziel Bachelor studieren kann, ist auch
Barbara Hennigs zu verdanken – und dem
technischen Fortschritt. Denn mit der Ein-
führung digitaler Schnitttechnik wurde
fast überall die Stelle des Assistenten-„An-
lernlings“ eingespart, der seinen Chef-
cutter nicht nur bei Organisation und
Technik entlastete, sondern auch als „eine
wichtige Kontrollinstanz“ vor „Betriebs-
blindheit“ schützte. Der ifs fühlte sich die
Hamburgerin nach langen Dozenten-
jahren bis heute verbunden, als „Patin
Filmmontage“ für einzelne Studenten.

Barbara Hennings ist auch eine über-
zeugte Gewerkschafterin, natürlich bei ver.di.
„Neben unserem Berufsverband brauchen
wir auch eine politische Vertretung, die
den gesamtgesellschaftlichen Blickwinkel
hat. Mit seinen vielen Berufen ist ver.di da
ideal.“ Dann kommt eine kleine Ein-
schränkung: „Zwischen den vielen Beru-
fen gehen wir Filmschaffenden allerdings
etwas unter. Aber Connexx hat da schon
einiges geschafft“, schiebt sie sofort ein
Lob nach. Schließlich noch ein Wort zum
aktuellen Arbeitsmarkt: „Heute meint je-
der, der einmal an seinem PC einen Film
geschnitten hat, er sei ein Cutter. Das
drückt die Preise. Ein Cutter-Streik wäre
eine gute Idee!“ ■

porträt

➧ Schnitt Preise 2009
Die Schnitt Preise 2009 wurden im Rahmen von
Film+, des Forums für Filmschnitt und Montage-
kunst, in Köln verliehen. Film+ ist eine Veranstal-
tung des Filmmagazins Schnitt in Zusammen-
arbeit mit der Filmstiftung NRW und der Stadt
Köln. Spielfilm (7.500 €): Heike Parplies für die
Montage des Films „Alle Anderen“ (Regie: Maren
Ade). Dokumentarfilm (7.500 €): Gesa Marten
für den Schnitt des Films „pereSTROIKA – um-
BAU einer Wohnung“ (Regie: Christiane Büchner);
lobende Erwähnung:Mechthild Barth und Ma-
thias Dombrink für den Schnitt des Films „No-
Body’s Perfect (Regie: Niko von Glasow). Förder-
preis Schnitt (2.500 €): Szilvia Ruszev für die Mon-
tage des Kurzfilms „Wagah“ (Regie: Supriyo Sen).

Im Traumberuf
Cutterin Barbara Hennings in Köln für ihr Lebenswerk ausgezeichnet
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Dass das Programm der Veranstaltung nicht
wie geplant würde ablaufen können, war
spätestens am Vortag klar: Der Hauptrefe-
rent, ZDF-Chefredakteur Nikolaus Brender,
dem der Verwaltungsrat am 27. November
den Vertrag nicht verlängerte, hatte
bereits vor dieser Entscheidung sein
Kommen kurzfristig abgesagt. ver.di-Vize
Frank Werneke drückte „Bedauern, aber
Verständnis“ dafür aus. Dem Leiter des
ver.di-Fachbereiches Medien, Kunst und
Industrie fiel es deshalb zu, über eine
bloße Begrüßung hinaus inhaltliche
Schwerpunkte und Anregungen zur De-
batte zu liefern, die Brender mit seinem
verabredeten Beitrag „Vom notwendigen
Überleben des Journalismus“ gegeben
hätte. Dafür bot ihm die „Causa Brender“
direkte Ansatzpunkte, da sie in ihrer
Bedeutung „weit über das ZDF hinaus“
reiche und symptomatisch stehe für
„brachiale Versuche politischer Einfluss-
nahme“ auf den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk.

Insgesamt sah Werneke die „Bedingun-
gen für Unabhängigkeit und Qualität in
den Medien massiv verschlechtert“. Da-
gegen müsse die Gewerkschaft ankämp-
fen und gemeinsam mit Bündnispartnern
für mehr Mediendemokratie eintreten. Im
Fall der ZDF-Personalvorgänge forderte
Werneke, eine „Überprüfung des ZDF-
Staatsvertrages hinsichtlich der Wahrung
von Staatsferne“ vorzunehmen. Er bekräf-
tigte, dass ver.di und der DGB eine Nor-
menkontrollklage beim Bundesverfassungs-
gericht für angebracht halten.

Zur „Causa Brender“ verabschiedete
der 23. Journalistentag der dju eine Reso-
lution, die die politische Einflussnahme
auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
brandmarkte. Sie ist zu finden unter
http://dju.verdi.de/ueber_die_dju/journali
stentage/journalistentag-2009

Kein Schutzraum für Journalismus

Doch sei, so Werneke, die „Notwen-
digkeit eines breiteren gesellschaftlichen
Diskurses zur Sicherung der Meinungsfrei-
heit“ durchaus nicht auf den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk beschränkt: „Zonen
der Unsicherheit nehmen zu“, erklärte
Werneke und wies auf „negative Auswir-
kungen für die Unabhängigkeit und die
Qualität“ von journalistischer Arbeit ge-
nerell hin. Der Arbeitsalltag sei durch
Leistungsverdichtung, Stellenabbau, Knebel-
verträge und schlechte Honorierung von

Freien, durch die Filetierung von Zei-
tungshäusern, Ausgründungen, den mas-
siven Einsatz von Leiharbeit „bis tief in
die Redaktionen hinein“ sowie wachsen-
de Tarifflucht gekennzeichnet.
Es gebe „keinen Schutzraum mehr für
Journalismus“, vielmehr sei er in der
„negativen Normalität der industriellen
Beziehungen angekommen“. Der Ratio-
nalisierungsdruck verschärfe die Vertei-
lungskonflikte. Verlagsbereiche und Re-
daktionen gerieten dabei aktuell immer
mehr in den Fokus. Es werde künftig,
so zeigte sich Frank Werneke überzeugt,
nur noch genau so viel Tarifschutz geben,
„wie es gewerkschaftliche Kraft in der
jeweiligen Redaktion und im jeweiligen
Verlag gibt“. Die Bedeutung von Flächen-
tarifverträgen gehe „massiv zurück“. Die
notwendige gewerkschaftliche Hand-
lungsfähigkeit entstehe nicht von allein,
doch ver.di sei keineswegs konfliktscheu
und nehme die Herausforderungen an.

„Unabhängiger Journalismus
muss überleben, weil sonst schon

ein Koch den Brei verdirbt.“
Christian Selz

Mit „heiligen“ Standardwerken, der
Bibel und dem Marx-Engels Band IV,
begab sich Detlef Hensche auf philoso-
phischen Diskurs zur Wertschätzung und
Vergütung von Arbeit. Der letzte Vorsit-
zende der IG Medien zog das Gleichnis
von der Arbeit im Weinberg aus dem
Matthäus-Evangelium heran, worin jeg-
liche Arbeit eines Tages unabhängig von
ihrer Zeitdauer einheitlich mit einem
Groschen entlohnt wird. „Mein Freund,
ich tue dir nicht Unrecht um einen Gro-
schen“, diese Botschaft setze auf jensei-
tige Verheißung. „Mit Betriebsrat wär das
nicht passiert“, steuerte Hensche lako-
nisch von den Ungerechtigkeiten der Zei-
tenwende zu denen der Gegenwart. Hier
verdienen Frauen immer noch 23 Prozent
weniger als Männer. Doch anders als die
FAZ in einem Artikel polemisierte, wählen
sie nicht traditionell Branchen, in denen
schlecht verdient wird, sondern Frauen
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Dieser 23. Journalistentag der dju hätte anders beginnen sollen.
Doch am Ende einer inhaltsreichen, interessanten Diskussion war
als Fazit richtig platziert: „Journalismus wird nur dann gut bezahlt
werden, wenn er einen Nutzwert für die Demokratie hat.“ Zwischen
den Polen Wert der Arbeit, Kompetenz und Aufgabe des Journalis-
mus sowie seiner Bezahlung, bewegten sich Referate und Debatten.
Mehr als 150 Teilnehmer setzten am 28. November in Berlin
„Schlaglichter auf die Wirklichkeit“.

Von Helma Nehrlich, Bettina Erdmann und Ute C. Bauer

Hartes Brot
für die Demokratie

titelthema23. journalistentag
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finden eher Arbeit, die schlichtweg
schlechter bezahlt wird. Krankenschwes-
tern verdienten 1.000 Euro weniger als
Chemielaboranten. „Wären es Kranken-
brüder, sähe das natürlich anders aus.“
Patriarchalische Denkvorstellungen – von
denen auch gewerkschaftliche Tarifkom-
missionen jahrzehntelang geprägt waren
– bewerten im Kanon der Arbeitstugen-
den technische und muskelgeprägte
Tätigkeiten höher als pflegende oder sozi-
ale, so Hensche. Zwar seien Unterschiede
innerhalb der Branchen weitgehend be-
seitigt, nicht aber zwischen ihnen.

Angesichts der Tatsache, dass ein Sechs-
tel aller Beschäftigten in Deutschland nicht
von seinen Einkünften leben kann und
aufstockende Sozialhilfe benötigt, griff
Hensche auf die Erkenntnis von Karl Marx
zurück, wonach jeder Arbeiter so ent-
lohnt werden muss, dass er ein normales
Leben bestreiten kann. Doch „ölfleckar-
tig“ breite sich der Niedriglohnsektor aus,
auch im Medienbereich, und befördere
die Unterbietungskonkurrenz. „Arbeit wird
so billig wie Dreck.“

Ohne Alternative:
kollektive Selbsthilfe

Konkurrenz in den eigenen Reihen
auszuschließen, ein Solidarnetz zu knüpfen,
dazu gäbe es keine Alternative und das sei
Funktionsberechtigung für Gewerkschaf-
ten. Während in den 1950er Jahren in der
alten Bundesrepublik noch respektable
Vergütungen für Redakteure ohne Streik
ausgehandelt werden konnten, zeigten
Verleger heute mehr Respekt vor Kosten
und Renditen als vor journalistischer
Leistung. Freie würden mit Hungerhono-
raren abgespeist, Redaktionsbereiche in
Verlagstöchter ausgelagert, wo Redakteure
ein Drittel des Tarifgehaltes verdienten.
Zunehmender Polarisierung und wach-
sender Armut könne nur mit kollektiver
Selbsthilfe entgegengewirkt werden. Das
sei alternativlos, aber möglich, wie der
Streik beim RBB zeige, wo Festangestellte
und Freie gemeinsam für angemessene
Bezahlung ihrer Arbeit auf die Straße ge-
hen. „Zum ersten Mal in der ARD-Ge-
schichte sind Sendungen ausgefallen.“

Oft werde vergessen: Medien werden
von Menschen gemacht. Diese anspruchs-
volle, für die Demokratie konstituierende
Tätigkeit sei universell, individuell und
gesellschaftlich nicht grundsätzlich ratio-
nalisierungsfähig, zählte Hensche Mindest-
standards für eine sachgerechte Entloh-
nung auf. Wertschätzung sei unabdingbar.

Auch beim RBB fühlten sich Kollegen
durch hierarchische Systeme und Gering-
schätzung gedemütigt. Erinnert sei an
den gemeinsam von dju und DJV 1990
initiierten Streik an der Süddeutschen Zei-
tung, wo sich nahezu die gesamte Redak-
tion dem Ausstand für einen Volontärs-
tarifvertrag anschloss. Sogar Edelfedern
sahen sich im Berufsstolz von der Be-
hauptung beleidigt, Journalismus bedürfe
keiner speziellen Ausbildung.

Jedoch nehme der schleichende Aus-
verkauf fachlicher Kompetenz in „beäng-
stigendem Umfang“ zu. So habe etwa der
gesamte RBB keine Wirtschaftsredaktion,
Expertenbeiträge dominierten die Wellen,
generell fehlte bundesweit in den Redak-
tionen Zeit für gründliche Eigenrecherche,
Infotainment überlagere seriöse Informa-
tion. Der Kampf um Spielräume und
Verantwortung könne diejenigen Journa-
listinnen und Journalisten zum Wider-
stand motivieren, die für einige Prozent
Gehaltssteigerung nicht aufstehen würden.
Darin sah Hensche „Stoff zur Mobilisie-
rung“ – eine ureigene gewerkschaftliche
Angelegenheit. „Letztlich hilft nur kollek-
tiver Druck.“

„Qualitätsjournalismus ist
unbedingte Voraussetzung für eine

freie und qualifizierte Meinungsbildung
der Menschen in einer freiheitlichen

demokratischen Gesellschaft.“
Matthias Wiemer

Eine (noch) hohe Themenvielfalt, je-
doch bereits deutlich sinkende Qualitäts-
standards – so könnte zusammengefasst
das Ergebnis einer Studie zu den Zeitun-
gen Norddeutschlands lauten. Als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin der Universität
Hamburg hatte Dr. Elke Grittmann 2003
und 2008 sechs norddeutsche Zeitungen
einer Inhaltsanalyse unterzogen. Sie wollte
herausfinden, ob angesichts einer rapide
voranschreitenden internen Medienkon-
zentration ein Prozess abläuft, den sie
„Vereinheitlichung statt Vielfalt“ nannte.

Grittmann zitierte Siegfried Weischen-
berg, der 1990 den Tageszeitungen eine
„eingebaute Schizophrenie“ attestiert
hatte: Aus Sicht des Verlages und der
Geschäftsführung sei der Tageszeitungs-
journalismus ein Geschäft; aus demokra-
tietheoretischer Perspektive komme ihm
eine öffentliche Aufgabe zu. Für die Ge-
winnmaximierung sei der Verlag zuständig,

für die publizistische Aufgabe die Redak-
tion. „Diese Allianz funktioniert nicht mehr.

Die Gemengelage aus Medienkrisen-
Szenarien und neoliberalen Ideologien
führe zu Zusammenlegungen und Aus-
lagerungen von Redaktionen, Tarifflucht
und Personalabbau. Insbesondere freie
Journalisten würden prekarisiert. Folge sei
ein genereller Ressourcenabbau im Jour-
nalismus.

Diese Entwicklungen sind im Tages-
zeitungsjournalismus Mecklenburg-Vor-
pommerns augenfällig. Vor einem Jahr
schlugen daher ver.di und DJV Alarm

und gingen auf die Universität Hamburg
zu. Die Gewerkschaften vermuteten, dass
inhaltliche Vielfalt und journalistische
Qualität unter der Konzentration des
nordostdeutschen Zeitungsmarktes leiden.
Unterstützt von ver.di und der Hans-Bök-
kler-Stiftung sollten die subjektiven Emp-
findungen wissenschaftlich überprüft
werden.

Der Zeitungsmarkt in Mecklenburg-
Vorpommern wird von drei bzw. vier gro-
ßen Zeitungen beherrscht – je nachdem,
ob man die Lübecker Nachrichten, die im
westlichen Teil des Bundeslandes einige
Marktanteile besitzt, mitzählt. Die Ostsee-
Zeitung, der Nordkurier und die Schweri-
ner Volkszeitung haben ihre Reviere abge-
steckt, Überschneidung und Wettbewerb
gibt es kaum. Alle drei Zeitungen wurden
ganz oder zum Großteil von anderen Ver-
lagen übernommen. Es herrsche „mono-
polisierte Einfalt“, so Grittmann.

In ihrer Untersuchung wertete Gritt-
mann 6.648 Seiten in 108 Ausgaben aus,
um das Gesamtangebot und die Themen-
strukturen zu erfassen. Außerdem wurden
564 Themen in 48 Ausgaben im Hinblick
auf die Vielfalt genauer untersucht, 2.053
Beiträge in 36 Ausgaben wurden hinsicht-
lich ihrer Qualität unter die Lupe genom-
men. In die Studie aufgenommen waren
neben den Zeitungen Mecklenburg-Vor-
pommerns auch die schleswig-holsteini-
schen Blätter Kieler Nachrichten, Flensbur-
ger Tageblatt und Lübecker Nachrichten.

Vielfalt gilt als eine zentrale Größe
publizistischer Angebote. Angesprochen
sind dabei vor allem Beiträge, die auf
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eigener Recherche beruhen. In einzelnen
Ressorts konnte Grittmann thematische
Erweiterungen vor allem in den Berei-
chen Sport, Lokales und Service bzw. Rat-
geber konstatieren. Die Wissenschaftlerin
schließt daraus auf eine „Profilierung der
Orientierungsfunktion im privaten und
unmittelbaren Umfeld“. Erfreulich war
die hohe Themenvielfalt: Die Überschnei-
dung von Themen sei relativ gering.
57 Prozent der gefundenen Themen waren
nur in einer einzigen Zeitung, nur gut
sechs Prozent der Themen in allen sechs
Zeitungen vertreten.

Als Themenquelle spielen Nachrich-
tenagenturen eine zentrale Rolle, selbst
recherchierte Themen treten demgegenü-
ber in den Hintergrund, referierte Gritt-
mann weiter. Aufgegriffene Themen wür-
den jedoch durchaus individuell gewich-
tet, aufbereitet und mit verschiedenen
Schwerpunkten präsentiert. Ein Thema,
dem große Wichtigkeit eingeräumt wurde,
sei etwa die Finanzkrise: Am 14. Novem-
ber 2008 berichteten alle Zeitungen über
sie, jedoch in sehr unterschiedlicher Wei-
se. Insgesamt sei offensichtlich nur wenig
selbst recherchiert worden, aber mittels
Kommentaren und Analysen erfolgte eine
Einordnung. „Hier wird eine beachtliche
Eigenleistung erbracht“, lobte Grittmann.
Viel Mühe gebe man sich auch mit der
Herstellung regionaler Bezüge bei überre-
gionalen Themen.

Ade, journalistische Sorgfalt

Schlechter schnitten Qualitätsaspekte
ab. Sie wurden anhand der Kriterien Pro-
fessionalität des journalistischen Arbei-
tens, Relevanz der behandelten Themen
sowie verständliche Vermittlung über-
prüft. Das Resultat: Zeit- und recherche-
aufwändige Darstellungsformen wie Re-
portagen, Features, Porträts und vor allem
Interviews waren sehr selten, in den Zei-
tungen überwiegen mit 70 bis 80 Prozent

Meldungen und Berichte. Ebenfalls allen-
falls mittelmäßige Noten gab es für die
journalistische Sorgfalt: Quellenangaben
fehlten bei 20 Prozent der Beiträge, über
46 Prozent waren als Agenturmeldungen,
immerhin 30 Prozent als Eigenbeiträge
gekennzeichnet. Oft handele es sich dabei
aber um verarbeitete Agenturmeldungen,
relativierte Grittmann. Auch bei den
berühmten W´s hapere es, neben dem
„wann“ kamen insbesondere das „wie“
und das „warum“ oft zu kurz – eben jene
Fragen, die den Hintergrund einer Ge-
schichte ausleuchten. So bescheinigt die
Forscherin den Zeitungen nur geringe
analytische Tiefe. 74 Prozent der unter-
suchten Beiträge hätten keine Hinter-
grundinformationen enthalten!

„Unabhängiger Journalismus heißt,
die Vielfalt der Medien zu erhalten
und nicht nur Einheitsbrei für Leser,
Nutzer und Zuschauer anzubieten,

um Geld zu sparen“
Renate Gensch

Die Wissenschaft musste für Nord-
deutschland also belegen, was man in der
dju befürchtet hatte, bedauerte Moderato-
rin Ulrike Maercks-Franzen im Anschluss.
Sie leitete damit zu Robert Haberer, Be-
triebsratsvorsitzender der Ostsee-Zeitung,
über, der leidenschaftlich appellierte:
„Lassen wir nicht zu, dass Mecklenburg-
Vorpommern zur Medienwüste wird!
Lassen wir nicht zu, dass Deutschland zur
Medienwüste wird!“ Er stellte die Initiative

„Unser Land braucht seine Zeitungen –
Qualität und Vielfalt sichern“ vor, die
zum Widerstand gegen die negativen
Entwicklungen der Zeitungslandschaft in
Mecklenburg-Vorpommern aufruft.

Die Bedingungen, unter denen die
dort noch vorhandenen Blätter entstehen,
sind mehr als bitter: Vollredaktionen
gebe es in Schwerin, Rostock oder Neu-
brandenburg nicht mehr. Stattdessen werde
kooperiert, zugekauft, ausgegliedert und
verlagert, dass die Schwarte kracht – mal
auf dem sanften Weg des Vorruhestandes,
immer öfter in der Brutal-Version Kündi-
gung. Die Tarife und die Honorare der
Freien seien unter Beschuss. Fatalerweise
sehe man den Zeitungen ihre Entstehungs-
bedingungen zunehmend an. Über
Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen
hinaus sind mittlerweile daher die Leser
ebenso von der Krise betroffen. Springer,
Madsack und Konsorten interpretieren
Pressefreiheit als die Freiheit der Verleger
zu beliebiger Steigerung der Rendite auf
Kosten der Qualität, so Haberer.

Man habe in Mecklenburg-Vorpom-
mern eine breite öffentliche Diskussion
über die Bedeutung der Tageszeitungen
für die Gesellschaft angefangen zu führen.
Ein erster Schritt sei die Einrichtung der
Internetseite www.qualität-und-vielfalt-
sichern.de gewesen. Sie informiert über

Klaus Grabowski, Stuttgart:Wir müssen die
Frage nach dem Qualitätsjournalismus stellen.
Die ZDF Entscheidung ist nur die Spitze des Eis-
bergs, die zeigt: Der Grabgesang ist eingeläutet.
Welche Impulse können ein Absterben verhindern?

Joachim Kreibich, dju-Bundesvorstand:Wen
die Mutlosigkeit erfasst, sollte sich die Hummel
zum Vorbild nehmen. Die Wissenschaft sagt, dass
sie eigentlich nicht fliegen kann. Doch die Hummel
schert das nicht, sie fliegt trotzdem. Die Kollegen
sollte es also auch nicht scheren, sie sollten trotz-
dem streiken.

Martin Behring, freier Journalist, Hamburg:
Wie kriegen wir das hin mit dem Qualitäts-
journalismus? Da müssen wir auch Selbstkritik
üben. Ist uns hier der investigative Journalismus
völlig entgangen? Ich höre nichts davon.
Das ist doch ein Qualitätsaspekt, den wir mehr
anpacken müssen.

Rosemarie Bölts, freie Journalistin: Zum Qua-
litätsjournalismus gehört Haltung. Die findet sich
immer weniger bei Redakteuren. Dazu gehört auch
ein kritischer Blick auf die Dinge und nicht, dass
Artikel umgeschrieben und geglättet werden.

Norbert Freund, Saarbrücker Zeitung: Ein ge-
meinsamer Streik aller Journalisten ist schwer. Die
Kernbelegschaft unserer Zeitung, zu der ich gehöre,
schrumpft immer mehr. Volontäre streiken nicht
und freie Mitarbeiter nur teilweise. Sie sind kaum
zu bewegen, nichts mehr zuzuliefern. Nicht einer
von ihnen wird nach dem Tarifvertrag für Freie
bezahlt. Ein Problem: „Outgesourcte“ unterliegen
nicht dem Tarifvertrag und werden auch nicht von
einer Streikmobilisierung erfasst.
Nicht mangelnde Motivation, sondern diese unter-
schiedliche Struktur scheint mir das Hauptproblem
zu sein, um Durchschlagskraft mit einem Streik zu

Robert Haberer: Keine Medienwüste
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die Entwicklungen in den Print-Medien
Mecklenburg-Vorpommerns und offen-
bart, wo gerade wieder mal der Rotstift
angesetzt wird.

Aktionen machen
Missstände öffentlich

Für Öffentlichkeit sorgten die Initia-
toren im Januar 2008 mit einer landes-
weiten Plakatkampagne und vielen Aktio-
nen. Das Forum Lokaljournalismus der
Bundeszentrale für politische Bildung in
Schwerin etwa wurde von einer Mahn-
wache für die regionalen Zeitungen be-
gleitet. Mehr als 3.500 Unterschriften von
Bürgerinnen und Bürgern für den Erhalt
ihrer Heimatzeitungen ließen sich gewin-
nen, so Haberer.

Parallel wurden Abgeordnete der de-
mokratischen Parteien im Landtag, in
den Kreistagen und Stadtvertretungen an-
gesprochen. So sei es gelungen, die De-
batte in die Politik zu tragen: Anfang Juli
2008 war die Situation der Tageszeitun-
gen Gegenstand einer Aktuellen Stunde
im Schweriner Landtag, es folgten öffent-
liche Anhörungen im Innenausschuss des
Parlaments.

Von den Berichten der Praktiker und
Wissenschaftler beeindruckt, habe das
Parlament beschlossen, einen künftigen

jährlichen Bericht zur Medienlandschaft
Mecklenburg-Vorpommerns zu beauftra-
gen. Die Presse sei wieder selbst Gegen-
stand einer öffentlichen und politischen
Diskussion. Das sei bei den Auseinander-
setzungen in den Betrieben hilfreich, so
Haberer. Schließlich empfinden die Kon-
zerne es als Zumutung, wenn das Schweigen
gebrochen wird. Die Maske des anständi-
gen Verlegers falle, der Radikal-Sanierer
komme zum Vorschein. Auf einmal wer-
de offensichtlich, was Outsourcing, Ent-
lassungen und andere „Folterwerkzeuge“
anrichten.

Die Initiative zeitige erste Erfolge:
Beim Tarifabschluss mit der Ostsee-Zeitung
sei es gelungen, soziale Fragen bei der
Bildung der Mantel-Redaktion mit den
Lübecker Nachrichten zu regeln. Außerdem
konnten Mitwirkungsrechte der Journali-
sten festgeschrieben werden – ein Thema,
das über lange Zeit absolutes Tabu war.

Redaktionelle Mitwirkung könne nur
erreicht werden, wenn ihre Träger sie ein-
fordern. Der schwierige Prozess, bisher
nur gemurmelte Kritik zu bündeln und
gegenüber der Führungsmannschaft aus-
zusprechen, müsse nun beginnen, so
Haberer. Wichtiger Ansatzpunkt sei ein
überarbeitetes Landespressegesetz: Der
jährliche Bericht zur Lage der Medien
sollte gesetzlich verankert werden, ebenso
eine Verpflichtung der Verlage, ihre Be-
sitz- und Beteiligungsverhältnisse offen-
zulegen. „Vor allem aber müssen Journa-
listen unzweifelhaft als Träger der Presse-
freiheit benannt werden und verbindliche

Mitspracherechte in Form von Redak-
tionsstatuten erhalten“.

Der Druck dürfe nicht nachlassen,
mahnte der Journalist, er müsse im Ge-
genteil noch zunehmen! Man setze Pla-
kataktionen und Unterschriftensamm-
lung fort, entwickele neue Formen – etwa
Video-Spots, die auch bei YouTube um
Aufmerksamkeit werben. Ein gut besuch-
ter, regelmäßiger „medienpolitischer
Stammtisch“ soll das wach halten. Die
Initiative sei Beleg für die These: „Ja, es
geht was. Wir müssen den Konflikt wa-
gen, oder am Ende ist wirklich alles ver-
loren! Fangen wir also einfach an. Auch
wenn es schwierig ist“.

Mit viel Interesse, besonders bei den
freien Kolleginnen und Kollegen, wurde
der Bericht von Rüdiger Lühr, über die
(fast) undendliche Geschichte der Ver-
handlungen über die Vergütungsregelun-
gen aufgenommen. (M S. 13)

„Demokratie braucht gut informierte
Bürger. Ohne seriösen Journalismus
bleiben am Ende nur Tratsch und
Stammtischgeschwätz im Internet“

Christoph Papenheim

Nur noch in der Defensive? fragte
Siegfried Heim als neuer Tarifsekretär für
den Medienbereich. Im kurzen histori-
schen Abriss schärfte er den Blick für die
aktuellen Entwicklungen der Tarifsitua-
tion. Schon 1970 ähnelten Diskussionen
in der alten Bundesrepublik den heuti-
gen: zu wenig Leute in den Redaktionen,
keine Zeit zum Recherchieren. Journalis-
mus, so argumentierten Verleger damals,
sei ein „freier Begabungsberuf“, der sich
nicht mit einem festen Arbeitszeitkonzept
vertrage. Streiks in den 1980er Jahren
und großes gewerkschaftliches Engage-
ment führten dennoch zum Einstieg in
die 40-Stunden-Woche. Die später von
der IG Medien initiierte 35-Stunden-
Woche wurde in der Tarifrunde 1995 mit

schaffen. Deshalb muss Tarifflucht beim Outsour-
cing erschwert werden und die unendlich mögli-
chen Befristungen der Verträge müssen ein Ende
haben. In outgesourcten Unternehmen muss die
Gewerkschaft wieder Fuß fassen.

Günter Frech, freier Journalist, Berlin: Bitte
keine Jammerarien. Die bringen uns nicht weiter.
Sollen wir uns darauf ausruhen, dass Journalisten
nicht streiken können? Wir haben schon mehrfach
gestreikt. Die Gebäudereiniger haben uns jetzt vor-
gemacht, wie man auch ohne Betriebsbindung
streiken kann und das zudem in einem Bereich mit

nur zwölf Prozent Organisationsgrad. Das sollten
wir nicht hinkriegen? Wir sollten gesellschaftliche
Bündnisse eingehen, die uns den Rücken stärken.

Renate Gensch, Betriebsratsvorsitzende der
Deutschen Zeitungsholding (früher Berliner
Verlag): Es gibt keine verantwortungsvollen Ver-
leger mehr. Aber man kann was organisieren. Als es
um die Einstellung der Netzeitung ging, haben wir
gemeinsam – Drucker, Verlagsangestellte, freie und
festangestellte Journalisten – viel Druck gemacht.
Die Morgenausgabe der Berliner Zeitung konnte
darauf nicht erscheinen.Widerstand lohnt sich.

Wolfgang Mayer, Nürnberger Neueste Nach-
richten: Eine Redaktion sollte – um nicht nur
Zeilenhonorare zahlen zu können – ein Budget in
die Hand bekommen, über das sie eigenständig
verfügen kann.

Ulrike Maercks-Franzen, dju-Bundesgeschäfts-
führerin und Moderatorin des 23. Journalis-
tentags zitierte Bob Woodward, Süddeutsche
Zeitung vom Tage: „Hochwertiger Journalismus
wird ein Comeback erleben, weil die Leute Sachen
lesen wollen, die nicht durch PR gefiltert sind.“

✘

Siegfried Heim: Recherche und Haltung



dem Argument gekippt, die Verkürzung
schade dem Standort Deutschland.

Nach einem Jahrzehnt unterdurch-
schnittlicher Lohnerhöhung schob sich
das Gehalt – davor „kein großes Mobili-
sierungsthema, weil zumindest in den
höheren Berufsjahren gut verdient wur-
de“ – verstärkt ins Blickfeld. Die letzten
beiden Berufsjahresstufen wurden ge-
opfert und „Besitzstandswahrung“ ver-
einbart. Mit grassierender Leiharbeit und
Ausgliederung von Redaktionen spitzte
sich die Situation weiter zu. „Arbeitgeber
verlangten immer weitere Senkungen.“

Auch Urlaub und Sonntagsarbeit blie-
ben nicht unangetastet. Seit 1980 gab es
keine Erhöhung des Sonntagszuschlages,
die Mitte der 90er Jahre für den Erhalt
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
abgesenkte Jahresleistung wurde 2006
noch mal im Urlaubsgeld reduziert. 2004

wurden zwei Urlaubstage gestrichen.
Immer wieder legen Arbeitgeber eine

Latte neuer Forderungen auf: Arbeitszeit-
verlängerung, Gehaltstarif II nach dem
„Rheinpfalz“ Modell für Berufseinsteiger,
Halbierung des Arbeitgeberzuschusses zur
Presseversorgung, weitere Absenkung von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Und immer wieder waren Journali-
sten zum Ausstand zu bewegen. Doch im
vergangenen Jahr gelang die Mobilisie-
rung für mehr Gehalt fast nur in Baden-
Württemberg.

Gatekeeper oder
reiner Kostenfaktor

Die größten Umbrüche aber sind in
den Redaktionen selbst zu verzeichnen –
von der Einführung erster Computer im
Zeitungssatz 1975, die Korrektoren über-
flüssig machten, über PC in den Redak-
tionen, die den Umbruch auf den Schreib-
tisch der Redakteure holten bis zu News-
desk und Newsroom, die ab 2005 zu
rationalisierten Arbeitsweisen führten.
User generated content über Leserreporter
drängt seit etwa zwei Jahren in journalis-
tische Bereiche vor.

„Journalisten“, so folgerte Heim,
„verlieren damit Funktion eines Gatekee-
pers, der die Informationen auswählt und
aufbereitet. Wenn die Redaktion vorran-
gig als Kostenfaktor betrachtet wird, müs-

sen wir uns fragen, wie wir damit umge-
hen.“ Verlegerforderungen nach weiteren
Reduzierungen muss Einhalt geboten
werden. „Keine Angst vor Streiks,“ appel-
lierte Heim, „und keine Angst davor, sich
gewerkschaftlich zu organisieren.“ Glaub-
würdiger Journalismus verlange Recherche
und Haltung. Der Pressekodex sei dabei
wichtiges Element. „Journalismus wird
nur dann gut bezahlt werden, wenn er ei-
nen Nutzwert für die Demokratie hat.“

„Kritische Journalisten und die Sonne
haben gemeinsam: Sie sind der

natürliche Feind der Dunkelmänner.“
Manfred Protze

„Und nun?“, fragte am Ende der
dju-Vorsitzende Ulrich Janßen. Viele Jour-
nalisten machten die Erfahrung, dass ihre
Arbeit immer weniger geschätzt wird.
Umso wichtiger sei es, dass sie sich selbst
dieses Wertes bewusst werden und ihr
Selbstbewusstsein stärken. Die Arbeit-
geberseite leide an mangelndem Selbst-
bewusstsein nicht. Deren politischer Rük-
kenwind werde umso größer, je mehr
Angst und Verzagtheit bei den Journa-
listen um sich greifen: „Unsere Aufgabe
wird es sein, die Debatte am Kochen zu
halten, auch unter schwarz-gelb. Ob wir
kollektiv handeln können, hängt in erster
Linie davon ab, ob wir handeln wollen.“

■
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➧ Wildwest und Einfalt in den Medien

Schlaglichter auf die Wirklichkeit:
Aktuelle journalistische Praxis in einem Film vonWulf Beleites
„Spiel mir das Lied vom Tod“ – beziehungsreich die leise anklingende Auf-
taktmelodie zum Film „Schlaglichter auf die Wirklichkeit“ von Wulf Beleites,
in dem es dann nur fast so schlimm kommt. Idyllisch der Sommertag, der
Radler am See ist abgestiegen, hat das Handy am Ohr: „Mit Foto? Und wie
viele Zeilen? Gern, aber nicht für diesen Preis!“ Kurz darauf sieht man den
Journalisten als Fremdenführer in seiner glücklicherweise reizvollen, von
Touristen gern besuchten alten Stadt. Von seinem eigentlichen Job kann er
nicht leben. 15 Euro zahle der in Mecklenburg / Vorpommern erscheinende
Nordkurier – auch schon als Notkurier bespöttelt – pro Artikel im Lokalteil,
das Geld lasse er bereits an der Tankstelle, um zum Termin zu kommen.
Der „Leiharbeitersong“ der Gruppe Gutzeit zieht sich durch den gesamten
Film, der die journalistische Wirklichkeit 2009 beleuchtet. Beleites fängt an
scheinbar zufällig gewählten (Medien)Orten in Ost- und Westdeutschland
Symptomatisches ein: den Alltag gewordenen Generalangriff auf Arbeits-
plätze in Redaktionen und Verlagen, auf Vergütungen und Honorare, die
Wildwestmethoden im Umgang mit Freien und die durch Rationalisierungs-
effekte um sich greifende – billige – Einfalt in den Medien.
Kaufmännisches Denken wird wichtiger als verlegerisches Engagement und
die Gier, alles für nichts zu bekommen wächst.
Beleites lässt Kolleginnen und Kollegen von ihrem alltäglichen Überlebens-
kampf erzählen, vom enormen Honorarverfall, kostenlosen Nachnutzungen,

unzumutbar gewordenen Geschäftsbedingungen und zunehmender Recht-
losigkeit. Wissenschaftler analysieren in Zwischenspots Trends zur Entprofes-
sionalisierung. Betriebsräte und Gewerkschafter decken Mechanismen auf
und erklären, wie Gegenwehr funktionieren kann. Es steckt viel drin im Film.
Beleites und seinen Kameraleuten, voran Matthias Maercks, gelingen
authentische Bilder von wechselnden – vielleicht zu häufig wechselnden –
Schauplätzen, Aufnahmen von Aktionen und historische Filmsequenzen sind
dazwischen geschnitten. Man blickt in Gesichter – und das ist, was auch
Hoffnung weckt. Denn bei allem, was traurig und wütend macht, ist in ihnen
eines noch zu lesen: Leidenschaft für einen eigentlich großartigen Beruf.

Wo gibt’s den Film?
Der im Auftrag des dju Bundesvorstandes entstandene 25-minütige Film
„Schlaglichter auf die Wirklichkeit“ diente – Premiere! – nicht nur zur
Bereicherung des 23. Journalistentages. Er soll innerhalb von ver.di auf allen
Ebenen eingesetzt werden, kann als Einstieg für Veranstaltungen, Diskus-
sionsrunden und Seminare dienen. Landesbezirke werden die CD ab Mitte
Dezember erhalten. Bundesgeschäftsführerin Ulrike Maercks-Franzen appel-
lierte, vor Ort etwas mit diesem Angebot zu machen. „Der Film
beleuchtet dokumentarisch die Situation. Er beschönigt nichts und regt zur
Diskussion an, wie man sich dagegen wehren kann.“

Ulrich Janßen: Debatte am Kochen halten
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Über den Stand der Verhandlungen über die
Honorare für freie Journalistinnen und
Journalisten berichtete Rüdiger Lühr (Foto),
freier Journalist und Mitglied der Verhand-
lungskommission, vor den Teilnehmern des
Journalistentages. Für M fasste er nochmals
den Verhandlungsverlauf zusammen. Außer-
dem konnte er das aktuelle Verhandlungser-
gebnis vom 30. November hinzufügen. Seit
mehr als sechs Jahren wurde verhandelt.
Eine unendliche Geschichte? Nur fast.
Eine Einigung über Gemeinsame Vergü-
tungsregeln für Tageszeitungen ist erreicht
– allerdings ohne Bildhonorare.

Will man das Ergebnis bewerten, lohnt
ein Blick zurück: Als Mitte der 1990er
Jahre das Internet immer stärker zu einem
Informationsmedium für jedermann wur-
de, hofften die Journalisten einerseits auf
neue Einnahmen und befürchteten ande-
rerseits Text- und Fotoklau.

Sie mussten aber die Erfahrung ma-
chen, dass ihre Verleger die schlimmsten
„Piraten“ waren. Sie kaperten alle Rechte.
Die Honorare wurden dabei meist nicht
erhöht und nach Platzen der „Internet-
blase“ sogar nicht selten gekürzt.

Um gegenzusteuern setzten sich die
Urheberverbände – unter ihnen die IG
Medien und später ver.di mit der dju –
engagiert für eine Stärkung der vertragli-
chen Stellung von Urhebern im Urheber-
rechtsgesetz ein. Mit Erfolg. Gegen den
massiven Widerstand und trotz Kampag-
nen der Medienkonzerne und Unterneh-
merverbände in Presse, Funk, Fernsehen
und Kino trat die Gesetzesnovelle am
1. Juli 2002 in Kraft.

Seitdem dient das Urheberrecht „der
Sicherung einer angemessenen Vergütung
für die Nutzung des Werkes“, heißt es im
neuen § 11 Satz 2 UrhG. Zwar blieb die
Reform hinter den Forderungen zurück,
doch können „angemessene Vergütungen“
zwischen Urheber- und Verwerterverbän-
den in so genannten Gemeinsamen Ver-
gütungsregeln vereinbart werden. Vorher
waren verbindliche Honorarrahmen für
Selbstständige durch das Kartellrecht un-
möglich.

Seit 2003 wird in verschiedenen Me-
dienbranchen verhandelt. Einen Abschluss

gibt es bisher nur für Autoren belletristi-
scher Bücher. Bei den Gemeinsamen Ver-
gütungsregeln für Zeitschriften stehen in-
zwischen weitgehend die Formulierung
des künftigen Vertragswerks mit den Rah-
menbedingungen der freien Tätigkeit und
im Wesentlichen die urheberrechtlichen
Nutzungsrechte, die von den Journalisten
an die Verlage übertragen werden. Seit
November 2009 geht es endlich auch um
die eigentlichen Honorare. Dass es so lan-
ge gedauert hat, erklärt sich zum Gutteil
damit, dass der Verband Deutscher Zeit-
schriftenverleger (VDZ) bisher nie Kollek-
tivvereinbarungen für Freie abgeschlossen
hat.

Das ist beim Bundesverband Deutscher
Zeitungsverleger (BDZV) anders. Hier gibt
es den Tarifvertrag für arbeitnehmerähn-
liche freie Journalisten an Tageszeitungen.
Freie kommen allerdings nur selten in
seinen Genuss, dennoch ist der so ge-
nannte 12a-Tarifvertrag bei den Tages-
zeitungsverlegern mittlerweile höchst
„unbeliebt“. Trotzdem diente er als Orien-
tierung für einer Struktur der Honorarta-
bellen nach Auflagenstaffel (neu: 200.000
und über 200.000 Exemplare), Werkkate-
gorien (außer Nachrichten und Reportagen
jetzt auch Kommentare, Glossen) sowie
letztlich der auch der Bestimmung der
neuen Honorarspannen.

Einigkeit über Texthonorare

Über die besteht seit einigen Mona-
ten Einigkeit: Die künftigen Texthonorare
sollen jeweils als Honorarspanne 85 bis
93 Prozent der 12a-Zeilenhonorare be-
tragen. Das ist nicht das, was die dju in
ver.di und der DJV gemeinsam gefordert
hatten, doch inzwischen von den Tarif-
kommissionen akzeptiert, weil es für viele
Freie eine Erhöhung ihrer jetzt gezahlten
Honorare bringen würde, zum Teil eine
Verdoppelung.

Die Einräumung von Nutzungsrech-
ten ist geklärt und die Vergütungsregeln
einvernehmlich schriftlich formuliert.
Am 30. November 2009 wurden auch noch
die beiden letzten Dissenspunkte geklärt:
Ab 300.000 Exemplare wird es bei Mantel-
lieferungen, Redaktionsgemeinschaften

und sonstiger redaktioneller Zusammen-
arbeit Honoraraufschläge von 40 Prozent
nach der jeweiligen Auflage geben und
Journalisten erhalten 55 Prozent der Er-
löse für Nutzungen in externen Daten-
banken wie GBI-Genios.

Zum größten Problem wurden in den
letzten Monaten allerdings die Bildhono-
rare, bei denen der BDZV über Honorar-
spannen von etwa 35 bis 60 Prozent des
12a-Bildhonorars nicht hinausgehen will.
Dies konnte von Gewerkschaftsseite nicht
akzeptiert werden, da viele Fotojournali-
sten insbesondere bei größeren Zeitungen
heute bereits mehr erhalten und solche
„Mindesthonorare“ fatal wären, wenn ein
Journalist eine angemessene Vergütung
einklagen muss.

Ab 1. Februar 2010 in Kraft?

Gelöst wurde dieses Problem durch
einen Abschluss mit Text-, aber ohne
Bildhonorarstaffel. Die Verhandlungen
über Bildhonorare werden ab Januar 2011
fortgesetzt mit dem Ziel, in neun Monaten
einen Abschluss zu erreichen. Im Früh-
jahr 2010 wird der BDZV seine Mitglieds-
verlage per Schreiben bereits über seine
Honorarstaffel informieren, als Bildhono-
rare, „die nicht unterschritten werden
sollten“. Das dürfte künftig die Zahlung
noch niedrigerer Honorare rechtlich ob-
solet machen.

Wenn BDZV, DJV und die dju in ver.di
dem Verhandlungsergebnis zustimmen,
werden die Gemeinsamen Vergütungs-
regeln am 1. Februar 2010 in Kraft treten.
Dann würde es erstmals Mindeststandards
für die Honorare freier Journalistinnen
und Journalisten geben. Dass sie von den
einzelnen Verlagen auch gezahlt werden,
dafür werden sich die Freien und die dju
in den kommenden Monaten stark ma-
chen müssen. In Perspektive – nicht auto-
matisch – wäre damit ein Ende des Hono-
rardumpings in Sicht. Für viele Freie wür-
den sich die Honorarsätze erhöhen – auch
für Bildjournalisten. Ihre Arbeit wäre wie-
der etwas (mehr) wert. Rüdiger Lühr ■

Keine unendliche
Geschichte
Text-Honorare für Freie an Tageszeitungen vereinbart
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Auch in Sachsen und Sachsen-Anhalt hinter-
lässt die Medienkrise tiefe Spuren. Die Print-
medien erleiden dramatische Auflagenver-
luste. Trost spendet ein starker Heimatsen-
der mit Ostalgie-Tendenzen.

Während Mecklenburg-Vorpommern nach
der Wende rundfunkpolitisch Zuflucht
beim NDR suchte und in Brandenburg der
ORB sich als „schlanke Anstalt“ profilierte,
ehe er mit dem SFB zum RBB fusionierte,
machten die drei südlichsten Neuen Län-
der von Beginn an Nägel mit Köpfen. An-
fang 1992 nahm der Mitteldeutsche Rund-
funk (MDR) als Dreiländeranstalt für Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen den
Sendebetrieb auf. Mit einem Umsatz von
666 Millionen Euro und mehr als 2.000
Mitarbeitern schaffte der Sender es im ver-
gangenen Jahr noch einmal knapp in die
vom Branchenmagazin Horizont ermittel-
ten Top Twenty der größten deutschen
Medienunternehmen.

Nach anfänglichem Dauerclinch um
die Stasi-Vergangenheit leitender Mitar-
beiter konnte sich der MDR einen stabilen
Platz in der ARD-Familie erobern. Unter
allen Dritten ARD-Programmen ist das
MDR-Fernsehen beliebtester Sender im ei-
genen Sendegebiet. Westliche Spötter mei-
nen, diese Popularität werde vor allem mit
eher seichten Formaten wie „Musikanten-
scheune“ und „Riverboat“ erzielt. Dazu
passt auch Superillu TV, das bislang einzige
private Zeitschriftenformat im öffentlich-
rechtlichen Fernsehen. Im Rahmen der ARD-
internen Arbeitsteilung scheint der MDR
auf Seichtes und (N)ostalgisches program-
miert. Dass das Boulevardmagazin „Bri-
sant“ vom MDR produziert wird, ist sicher
kein Zufall. Eine eskapistische Tendenz mit
Hang zum vermeintlich unpolitischen Un-
terhaltungsfernsehen ist unverkennbar.

Dem entspricht auch das TV-Nut-
zungsverhalten der ostdeutschen Bevölke-
rung. Nach den Daten der Arbeitsgemein-
schaft für Fernsehforschung AGF schauten
im Jahr 2008 die Bürger der neuen Länder
täglich 42 Minuten länger fern als die
Westdeutschen. In Brandenburg, Sachsen-
Anhalt und Thüringen lag die tägliche
Sehdauer bei über vier Stunden, und da-
mit knapp eine Stunde über dem TV-Kon-
sum der „fernsehschwächsten“ Bundes-
länder Bayern und Baden-Württemberg.

Beliebtester Sender bei den Ostdeutschen ist
nach wie vor RTL vor dem Ersten der ARD.

Für MDR-Gründungsintendant Udo
Reiter, wie ein großer Teil des frühen Füh-
rungspersonals vom Bayerischen Rundfunk
rekrutiert, dürfte der Hochmut mancher
ARD-Kollegen gegenüber dem bespöttel-
ten „Butzenscheiben-Idyll“ die geringste
Sorge sein. Er verweist gern auf die finan-
ziellen Einbußen, die der MDR durch den
jährlichen Exodus von rund 70.000 Men-
schen aus seinem Sendegebiet erleidet.
Gefolgt von der Forderung nach einer
Reform der Gebührenverteilung, damit
der „Osten“ weiterhin öffentlich-recht-
liche Qualitätsstandards einhalten könne.

Not macht erfinderisch: In diesem
Jahr geriet der MDR mal wieder ins Ge-
rede, weil er offenbar Gebührengelder in
riskante Wertpapiere investiert und sich
dabei verzockt hatte. Nach Auffassung des
sächsischen Landesrechnungshofs habe
der Sender aufgrund der sich seit Mitte
2008 verschärfenden Finanzkrise „einen
deutlichen Rückgang stiller Reserven“ zu
verzeichnen. Die mangelnde Transparenz
der Geschäfte diverser MDR-Töchter hat
in der kurzen Geschichte des Senders immer
wieder für kritische Nachfragen gesorgt.

Getreu dem föderalen Prinzip einer
Dreiländeranstalt haben alle Regionen et-
was MDR abbekommen. Die TV-Zentrale
sitzt in Leipzig, während die zentralen Ra-
dioprogramme MDR Info, Figaro, Jump,
Sputnik sowie das digitale MDR Klassik
aus Halle senden. Dazu kommen drei
Hauptregionalstudios in den Landes-
hauptstädten Dresden, Erfurt und Magde-
burg, aus denen neben den drei Regional-
radioprogrammen auch die TV-Magazine
Sachsenspiegel, Sachsen-Anhalt heute und
Thüringen Journal ausgestrahlt werden.

Demokratisierung „von oben“

Wie in allen neuen Ländern leiden
auch die wenigen Tageszeitungen Sach-
sens unter Anzeigenflaute und Auflagen-
rückgang. Dazu tragen vor allem die kri-
senbedingte mangelnde Kaufkraft und ein
anhaltender Bevölkerungsschwund bei.
Zum Beispiel Chemnitz: Die Großstadt im
Süden Sachsens verlor seit der Wende
rund ein Fünftel seiner Einwohner. Die re-
gionale Monopolzeitung Freie Presse traf es

ungleich schlimmer. Die einst stolze Ver-
kaufsauflage von über 600.000 Exempla-
ren schrumpfte auf weniger als die Hälfte.
Trotz dieser desaströsen Bilanz bleibt die
Freie Presse damit die stärkste Regionalzei-
tung jenseits der Elbe. Anders als die mei-
sten anderen Ex-SED-Bezirksblätter ging
die Zeitung seinerzeit ohne Treuhand-Aus-
schreibung direkt an die Medien-Union
GmbH (Die Rheinpfalz) in Ludwigshafen.

Die Demokratisierung der ideologisch
geprägten Zeitungen konnte nach Auffas-
sung der West-Verlage zunächst nur „von
oben“ organisiert werden. Also mit Jour-
nalisten die aus dem Westen importiert
wurden. Mittlerweile werden immer mehr
Schlüsselpositionen mit im Osten soziali-
sierten Kräften besetzt. Jüngstes Beispiel ist
der gebürtige Sachse Torsten Kleditzsch,
der im Frühjahr 2009 von der Mitteldeut-
schen Zeitung in die Chefredaktion der
Freien Presse wechselte. Bereits vor zwei
Jahren wurde der Greifswalder Uwe Vet-
terick zum Chefredakteur der Sächsischen
Zeitung berufen. Die Sächsische hat ihren
noch 1990 existierenden Untertitel „Sozia-
listische Tageszeitung“ längst aufgegeben.
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Starker Heimatsender
Anzeigenflaute und Auflagenrückgang auch im Süden – MDR sehr populär

Lesen in der Wendezeit
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Sie erscheint in der Dresdner Druck- &
Verlagshaus GmbH, einer Mediengruppe,
die zu 60 Prozent der Bertelsmann-Tochter
Gruner + Jahr gehört. Das restliche 40-Pro-
zent-Paket liegt bei der SPD-Medienhol-
ding DDVG. Neben der Sächsischen Zeitung
gibt die Dresdner Mediengruppe auch das
Boulevardblatt Morgenpost Sachsen mit
Ausgaben in Chemnitz und Dresden heraus.

Drittstärkstes Blatt Sachsens ist die
Leipziger Volkszeitung (LVZ), die 1991 zu
gleichen Teilen von den Verlagen Axel
Springer und Madsack übernommen wur-
de. Nach dem Verkauf der Regionalzei-
tungsbeteiligungen durch Springer ging
im Februar 2009 die LVZ zu 100 Prozent in
den Besitz der Hannoveraner Madsack-
Gruppe über. Im Hintergrund mischt auch
die SPD über ihre gut 20prozentige Betei-
ligung an Madsack bei der LVZ mit. Aus
medienhistorischer Sicht durchaus stan-
desgemäß: Vor dem 1. Weltkrieg galt das
Blatt als wichtigstes Sprachrohr des linken
SPD-Flügels um Rosa Luxemburg; als
Chefredakteur agierte von 1902 – 1907
kein geringerer als Franz Mehring. Mit den
Dresdner Neueste Nachrichten (DNN), die
im selben Verlag wie die LVZ erscheinen,
findet in der sächsischen Hauptstadt zu-
mindest teilweise publizistischer Wettbe-
werb statt. Die DNN hatte bereits Ende
1991 mit Die Union, dem einstigen Partei-
organ der Ost-CDU Sachsens, fusioniert.

Der Auflagenkönig der sächsischen
Printmedien heißt allerdings Spiesser, eine
vor 15 Jahren gegründete Schülerzeitung
aus Dresden. In Kooperation mit der Bun-
deszentrale für politische Bildung wird das
Jugendmagazin seit Herbst 2007 in einer
Gesamtauflage von rund einerMillion Exem-
plaren bundesweit kostenlos an Schulen
und Freizeiteinrichtungen verteilt.

Überregionale Qualitätszeitungen und
-zeitschriften finden in Sachsen wie in den
übrigen neuen Ländern nach wie vor nur
wenig Zuspruch. Auch 20 Jahre nach der
Wende existiert immer noch ein gespalte-
ner Medienmarkt. Ein Markt, auf dem das
Burda-Wochenblatt SUPERillu mehr Leser
erreicht als Spiegel, Stern, Focus und Bunte
zusammen. Die Erklärung dafür liefert
eine von SUPERillu selbst in Auftrag ge-
gebene, soeben veröffentlichte „tiefenpsy-
chologische Studie über die Menschen
zwischen Chemnitz und Rostock“. Dem-
nach leistet die 1990 gegründete Zeit-
schrift „Übergangshilfe bei der Anpassung
an eine völlig veränderte gesellschaftliche
Wirklichkeit“. Im Umkehrschluss bedeutet
dies, dass eine solche „Übergangshilfe“ von
den westlichen Qualitätsblättern und Hoch-
glanztiteln bislang nicht erbracht wurde.

Jetzt schicken sich
einzelne Westverlage
an, das ostdeutsche
Publikum zu ero-
bern. So startete am
5. November die
Hamburger Wochen-
zeitung Die Zeit eine
Regionalausgabe mit
zwei Extraseiten für
Sachsen.

Vielfältiger als die
Zeitungslandschaft
erscheint auf den ersten Blick die sächsi-
sche Radioszene. Laut jüngstem Jahrbuch
der Landesmedienanstalten werden in
Sachsen derzeit 21 privatkommerzielle
und fünf nichtkommerzielle UKW-Hör-
funkprogramme verbreitet. Nur in Berlin
liegt die Zahl der privaten Radioveranstal-
ter noch höher. Hört man genauer hin, re-
duziert sich die vermeintliche Vielfalt auf
den sattsam bekannten Einheitsbrei, der
unter dem Kürzel AC (= Adult Contempo-
rary) im Äther unters Volk gebracht wird.
Jagd auf die eher jüngeren Hörer machen
vier landesweite Ketten: Radio PSR, R.SA,
Energy Sachsen sowie Hitradio RTL Sach-
sen. Dass das öffentlich-rechtliche MDR-
Programm Jump mit diesem Quartett um
die gleiche Zielgruppe konkurriert, macht
die Sache nicht besser. In der Hörergunst
liegen die Privaten mit einem Marktanteil
von gut 48 Prozent rund drei Prozent-
punkte vor den sechs Wellen des MDR.

Privatradios überflügeln MDR

Ungleich dramatischer erscheint das
Gefälle zu den Privaten für den MDR im
Nachbarland Sachsen-Anhalt. Dort über-
traf der Marktanteil der Privaten mit 57,9
Prozent die der MDR-Wellen um fast 14
Prozent. So krass auseinander im Ringen
um die Hörergunst liegen beide Systeme
in keinem anderen Bundesland. Ähnlich
wie in Sachsen bedienen vier private Sen-
derketten das Zerstreuungsbedürfnis der
Hörer: Radio SAW, Radio Brocken, 89,0
RTL und Rockland Sachsen-Anhalt. Mit
gut 47 Prozent schneiden sich der lang-
jährige Marktführer Radio SAW und Radio
Brocken das größte Stück vom Kuchen ab.
Die SAW-Schwester Rockland Sachsen-
Anhalt schrieb vor zehn Jahren sogar Me-
diengeschichte. Am 1. Mai 1999 startete
der Sender das bundesweit erste DAB-Pro-
gramm im Regelbetrieb. Eine digitale Pio-
nierleistung, die im Mai dieses Jahres mit
der Aufschaltung von Rockland auf den
Digitalstandard DAB+ fortgesetzt wurde.

Dramatische Auflageneinbußen mus-

sten auch die beiden großen Tageszeitun-
gen in Sachsen-Anhalt hinnehmen. Statt
589.000 Exemplaren im Jahr 1989 ver-
kauft die Mitteldeutsche Zeitung (MZ) heute
nur noch 221.000, was einem traurigen
Rekordverlust von fast zwei Dritteln ent-
spricht. Nicht viel besser schneidet die
Volksstimme aus Magdeburg ab, deren Ver-
kaufsauflage soeben unter die 200.000er
Marke fiel. Vor der Wende war die MZ
unter dem Namen Freiheit offizielles SED-
Organ im Chemiearbeiterbezirk Halle.
Anfang 1990 sagte sich die Redaktion von
der SED / PDS los und erklärte sich zur un-
abhängigen Zeitung. Am 17. März er-
schien sie erstmals als Mitteldeutsche Zei-
tung. Aufgrund einer privaten Koopera-
tionsvereinbarung ging das Blatt bereits
Ende 1990 in den Besitz der Kölner Ver-
lagsgruppe DuMont Schauberg (Kölner
Stadtanzeiger, Frankfurter Rundschau, Berli-
ner Zeitung) über.

Eine bewegte Wendezeit erlebte auch
das einstige SPD-Blatt Volksstimme. Wie
die Kollegen von derMZ erklärte auch des-
sen Redaktion ihre Unabhängigkeit vom
bisherigen Herausgeber, der Magdeburger
SED-Bezirksleitung. Eine Zeitlang bemüh-
te sich die SPD um eine Rückgabe ihrer
von den Nazis verbotenen, nach dem
Krieg von der SED usurpierten Zeitung.
Später verzichteten die Sozialdemokraten
auf ihre Restitutionsansprüche und ließen
sich stattdessen mit einem 40prozentigen
Minderheitsanteil an der Sächsischen Zei-
tung entschädigen. Den Zuschlag für die
Volksstimme erteilte die Treuhand 1991 der
bis dahin im Tageszeitungsgeschäft uner-
fahrenen Hamburger Bauer-Gruppe.

Einziger Wettbewerber der Volksstim-
me ist das Nachwendeprodukt Altmark
Zeitung aus der Verlagsgruppe Ippen, das
schwerpunktmäßig in den Landkreisen
Salzwedel und Stendal verbreitet wird. Die
ebenfalls im Wendenovember gegründete
Ascherslebener Allgemeine wurde dagegen
bereits 1992 vomMitteldeutschen Verlags-
haus geschluckt und wenig später einge-
stellt. Günter Herkel ■
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➧ Die Presse in Sachsen / Sachsen-Anhalt
Titel Verkaufte Auflage in Tsd. Exemplaren Differenz

Quartal / Jahr III / 1989 III / 1999 III / 2009 1989 – 2009

Freie Presse Chemnitz 663,7 427,8 291,4 – 56,1%
Sächsische Zeitung 568,9 362,0 265,0 – 53,4%
Leipziger Volkszeitung 483,9 319,2 220,9 – 54,4%
Dresdner Neueste Nachrichten – 38,1 26,0 –

Mitteldeutsche Zeitung
(Halle) 589,9 354,1 221,0 – 62,5%
Volksstimme Magdeburg 453,6 277,1 198,9 – 56,2%
Naumburger Tageblatt – 19,5 14,1 –

Quelle: IVW

sachsen / sachsen-anhalt
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Die Autoren des ARD-Politikmagazins Moni-
tor, Sascha Adamek (Bild unten) und Kim
Otto (Bild oben), sind wahre Meister der Re-
cherche. Müssen Sie auch sein. Denn wollen
Journalisten Mächtigen und Besitzenden auf
die Finger schauen, wird offiziell gern ge-
schwiegen. Dann ist unkonventionelles
Vorgehen gefragt.

Wie ernst der Datenschutz plötzlich ge-
nommen wird, wenn es darum geht, etwas
über die Vermögenden der Republik zu er-
fahren: davon können Otto und Adamek
einiges berichten! Das Steuergeheimnis
der Reichen ist eines der am besten gehü-
teten Geheimnisse. Wie schafft man es,
trotzdem einen Fuß in die Tür der Finanz-
verwaltung zu bekommen? Bei der Presse-
stelle anrufen und offiziell nachfragen,
kann man in diesem Fall getrost verges-
sen. Beamte machen sich strafbar, wenn
sie Steuerunterlagen herausgeben. Des-
halb ist es wichtig, Informationen aus
unterschiedlichen Quellen zu sammeln.
Welche Recherchetricks wenden die Auto-
ren also an? „Glück muss man haben!“,
sagt Otto bescheiden. Und zum Beispiel
auf einen Millionär stoßen, der Einblick in
sein Leben gewährt. „Glück“ will aller-
dings aufmerksam im Detail beobachtet
und aufwändig herbeigeführt sein. Zeit
kosten derartige journalistische Recher-
chen; eine gehörige Portion Unterneh-
mungsgeist sowie gesunde Neugier sind
Vorraussetzung. Otto und Adamek haben
beispielsweise für ihr neues Buch „Schön
reich – Steuern zahlen die anderen“ Mil-
lionäre „einfach mal unvoreingenommen
kennen gelernt“. Sie haben sie begleitet,
ob in die Glamourwelt von Cannes oder
in ihre Luxusvilla. Motto: Erst nachdem
Vertrauen gewonnen ist, wird ein Blick in
die Tiefen der Steuerunterlagen zugelassen.

Einer der Gesprächspartner hatte Miets-
häuser im Wert von 5 Millionen, seine Ein-
kommensteuer lag bei 2.300 Euro im Jahr.
Wie das funktioniert? Seine Häuser kauft
er billig, sie verursachen hohe Kosten auf-
grund von Reparaturen, für Investitionen
muss er neue Schulden aufnehmen. All
das gegen die aufgrund der Wertsteigerun-
gen wachsenden Mieteinnahmen gegen-
gerechnet, bringt letztlich einen satten
Gewinn. Und das Schönste: „Was der so
alles von seiner Steuer absetzen konnte,
hat uns umgehauen“, sagt Otto. Manch-
mal hilft Kollege Zufall bei der Recherche,
aber dafür ist ganzheitliches Interesse am
Informanten wichtig. Beispiel: Mit einem
Millionär aus Königstein sind Otto und
Adamek ins Luxushotel Interconti in
Frankfurt gegangen. Hier hatte er einen
Fitnesstrainer für Reiche getroffen, weil er
Sport machen wollte. Dann kam die Frage:
Kann ich das von der Steuer absetzen? Der
Fitnesstrainer sah darin kein Problem: Das
sei doch Coaching für den Millionär.

Um aus Ämtern Informationen zu er-
halten, hilft es wenig, Beamte mit skanda-
lösen Fakten zu konfrontieren und zu
provozieren. Dennoch haben die Autoren
folgendes erfahren: Viele Finanzbeamte,
Steuerfahnder und Betriebsprüfer sind
frustriert und vollkommen überarbeitet.
Haben Finanzbeamte zu viele Steuer-erklä-
rungen von Selbstständigen auf dem Tisch
gibt es mitunter Anweisungen: „Setzen Sie
sich die Sonnenbrille auf, und überneh-
men Sie die Daten einfach ungeprüft aus
den Steuererklärungen.“ Behördenintern
werde das „grüne Woche“ genannt oder
„Durchwinkwoche“. In Mecklenburg-Vor-
pommern habe es in einer Anweisung ge-
heißen, die Steuerpflichtigen sollten mög-
lichst wenig behelligt werden – auf Belege
sollte verzichtet und Kontrollen vermie-
den werden.

Die Rechercheure sind durch ganz
Deutschland gefahren und haben Beamte
in unterschiedlichen Städten getroffen.
Natürlich konnten sie Quellen nicht kon-
kret nennen, vieles wurde zugespielt: In

München gab es eine interne Unter-
suchung über die Effektivität der Steuer-
fahndungsstelle I der Stadt. Deren Ergebnis
lautete, 90 Prozent Meldungen und Anzei-
gen gegen Steuerpflichtige habe wegen
Personalmangels nicht nachgegangen
werden können. Diese Steuerfahndungs-
stelle ist auch für den Starnbergersee zu-
ständig, wo bekanntlich viele Millionäre
wohnen. Steuerfahndung bräuchten die
nicht zu fürchten, so das Fazit. Sinnvoll ist
bei derartigen Recherchen mitunter, die
Pressestelle eben gerade nicht zu informie-
ren. Nur inoffiziell sind Finanzbeamte,
Steuerfahnder und Betriebsprüfer mitunter
bereit, ihre Arbeitsplätze zu zeigen. Und so
kamen Adamek und Otto aus dem Stau-
nen nicht heraus. Die Ausstattung vieler
Behörden sei katastrophal, Computerpro-
gramme seien veraltet, Finanzämter unter-
einander nicht vernetzt. Viele Beamte hät-
ten nicht einmal einen simplen Internet-
anschluss zur Überprüfung von Angaben.
So könne die Höhe der Kilometerpauscha-
len nicht gegen gecheckt werden.

Wichtig ist auch die Vielfalt von Quel-
len: Mitarbeiter von Großbanken plau-
dern über den Service, wie man Millionä-
ren hilft, ihr Geld ins Ausland zu bringen:
„Ruft einer an, und will 100.000 in die
Schweiz bringen, wird ein Kunde gesucht,
der 100.000 wieder in Deutschland haben
will. So muss das Geld nicht über die
Grenze gebracht werden.“ Steuerberater
berichten über legale und illegale Steuer-
tricks. Unternehmer erklären ihr Business
mit steuerfreien Einnahmen, die sie über
Briefkastenfirmen in Lichtenstein und an-
deren Steuerparadiesen laufen lassen. Die
Rede ist von lohnenswerten Bootsfahrten
über den Bodensee in die Schweiz – ohne
Kontrolle! Zöllner packen aus, wie hohe
Summen in Kosmetikkoffern oder Win-
deln über Grenzen befördert werden. Für
Otto und Adamek gehören solche Recher-
chen zum journalistischen Handwerk.
Im guten alten Stil des Egon Erwin Kisch
bringen sie dabei spannende und skurrile
Geschichten ans Tageslicht. Gründliche
Recherche ist eine hochpolitische Angele-
genheit! Gitta Düperthal ■

Wahres Leben
Recherchen um das Steuergeheimnis und die Tricks der Reichen
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➧ Mehr zum Buch
Sascha Adamek und Kim Otto
„Schön reich – Steuern zahlen die anderen“,
Heyne-Verlag, München 2009, 272 Seiten,
17,95 Euro
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Die Belegschaft von Gruner und Jahr wehrt
sich und protestiert mit „kreativen Mittags-
pausen“ gegen den Personalabbau in Euro-
pas größtemVerlagshaus. Rund 250 Beschäf-
tigte gingen im November vor die Verlagstür
am Hamburger Baumwall, um ihre Wut zu
den geplanten „Personalsparmaßnahmen“
zum Ausdruck zu bringen. Und auch bei der
letzten Runde der Tarifverhandlungen mit
den Zeitschriftenverlegern in Hamburg wa-
ren sie zahlreich dabei, denn: „Das Maß ist
voll!“, so Thomas Thielemann von der ver.di-
Betriebsgruppe bei G+J.

Auch G+J-Betriebsrat Walter Hasselbring
ist, zumindest mit den Kundgebungen, zu-
frieden: „Es ist das erste Mal seit den Pro-
testen gegen die Veröffentlichung der ge-
fälschten so genannten Hitler-Tagebücher
1983, dass G+J-Redakteure demonstriert
haben.“Aber nicht nur sie, sondern auch
sehr viele Verlagsangestellte haben sich an
den Protesten beteiligt. Kein Wunder,
denn die Angst um den eigenen, langjäh-
rigen Arbeitsplatz wird immer konkreter.
Zu erschreckend sind die Zahlen, mit de-
nen im Verlag seit 2008 Stellen abgebaut

wurden: Oktober 2008 – das „Minder-
leisterangebot“: 140 Arbeitsplätze; Novem-
ber 2008 – Capital, impulse, Börse online:
80 Arbeitsplätze; September 2009 – Heal-
thy living: 14 Arbeitsplätze; September
2009 – Dokumentation: 10 Arbeitsplätze;
Oktober 2009 – Media Sales: 85 Arbeits-
plätze; Oktober 2009 – Living-Gruppe: 25
Arbeitsplätze. Insgesamt: 354!

Thomas Thielemann: „Es ist ein Ge-
schäftsmodell, bei dem teure, nach Tarif
anständig bezahlte Redakteure durch bil-
lige Dienstleister ersetzt werden sollen.
Drum herum Pools von Teams für Hono-
rare, Sekretariate, Leserservice und Küche.“
Und direkt an den Vorstand gerichtet:
„Mit dieser Art von Sparpolitik wird auf
fahrlässige Weise die Qualität und das jour-
nalistische Image des Verlages gefährdet
und beschädigt.“

„Qualtätsjournalismus“ ist aber auch
das Zauberwort, mit dem G+J-Vorstands-
chef Bernd Buchholz seine „Umbaumaß-
nahmen“ immer wieder begründet, sei es
bei der Jahrestagung von netzwerk recher-
che, den VDZ-Zeitschriftentagen in Berlin
oder eben auf jeder Betriebsversammlung

im Stammhaus Hamburg: „Qualitätsjour-
nalismus“ sei für „Erhalt und Stärkung des
Verlags- und Medienhauses“ notwendig,
„aber nicht in den Strukturen der letzten
40 Jahre.“ Um das „Qualitätsniveau zu hal-
ten“, stehen auf der aktuellen Agenda des
ehemaligen FDP-Politikers die Kernaus-
sagen „Umbau, Ausbau, Neubau“. Und
auf diesen Baustellen müssten zwei
Schrauben angesetzt werden: Erstens die
„Erhöhung des Copy-Preises“ und dann –
natürlich, wenn auch schmerzlich –
Schraube zwei: „Lohnkosten sparen“.

Buchholz: „Wir versuchen, die Titel
zu erhalten, aber leider mit weniger Perso-
nal.“ Nicht jeder könne mehr in seinem
„eigenen Silo“ arbeiten, sondern „unter-
schiedliche Redaktionsmodelle“, sprich ein
kostensparender Content müsse her: „Das
ist ein Umorganisationsprozess, der schmerz-
lich ist.“ Schmerzlich, so Buchholz auch
und vor allem für die Gesellschafter: „Am
Ende dieses Jahres 2009 werden wir einen
Jahresfehlbetrag haben. Das heißt, die Ge-
sellschafter kriegen nichts, sie müssen was
reinlegen.“

Eine Schlussfolgerung, die Betriebsrat
Thomas Thielemann nur unterstützen kann:
„Eine Milliarde Euro hat Gruner und Jahr
allein von 2003 bis 2008 nach Gütersloh
überwiesen. Eine erhebliche Summe da-
von liegt auf dem Konto von Liz Mohn.
Unter den Hundert reichsten Deutschen
liegt Liz Mohn mit knapp drei Milliarden
Euro auf Platz 32.“ Wulf Beleites ■
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Das Maß ist voll
Redakteure und Verlagsangestellte von G+J wehren sich

Die regionalen Tarifverhandlungen in den
Zeitungs-, Zeitschriften- und Buchverlagen
verlaufen seit dem Sommer unterschiedlich
schwierig. Von der Praxis einer vollständigen
oder weitgehenden Übernahme des Tarif-
abschlusses in der Druckindustrie für die
Verlagstarife, wie sie bis Ende der 90er Jahre
prägend waren, ist kaum noch etwas vor-
handen.

Bei den Zeitschriftenverlagen kam es zu
drei Abschlüssen. Bereits am 13. Juli wur-
de für die Angestellten in Bayern ver-
einbart, die Gehälter rückwirkend zum

1. Juni.2009 um 1,1% anzuheben. Der
Tarifvertrag hat eine Laufzeit von 12 Mo-
naten bis zum 30. April 2010.

Für Angestellte Zeitschriftenverlage in
Hamburg /Nord konnte am 5. November
eine Einigung erzielt werden: Mit dem Fe-
bruargehalt 2010 gibt es eine Einmalzah-
lung in Höhe von 250 Euro, Auszubilden-
de erhalten 120 Euro. Ab dem 1. August
2010 werden die Gehälter um 1,6 % er-
höht. Der Tarifvertrag läuft 24 Monate bis
zum 30. Juni 2011.

Am 11. November kam es zu einem
Abschluss für Angestellte Zeitschriftenver-

lage in Niedersachsen / Bremen: Mit dem
Februargehalt 2010 wird eine Einmalzah-
lung in Höhe von 220 Euro fällig, Auszu-
bildende erhalten 100 Euro, die Gehälter
werden ab 1. September 2010 um 1,5%
erhöht. Die Laufzeit des Tarifvertrages be-
trägt 24 Monate bis zum 31. Mai 2011.

In Baden-Württemberg musste für
den Tarifbereich herstellenden Buchhan-
del/Zeitschriften- und Buchverlage und in
Bayern für Buchhandel und -verlage eine
größtenteils geringere tabellenwirksame
Erhöhung und eine niedrigere oder gar
keine Einmalzahlung akzeptiert werden.
(M 08 – 09.2009). In Sachsen / Sachsen-An-
halt / Thüringen wurde für den herstellen-
den und verbreitenden Buchhandel eine
lineare Erhöhung um 1,5% ab dem 1. No-
vember 2009 sowie eine Erhöhung um
0,9% ab dem 1. Juni 2010 vereinbart
(Laufzeit bis 31.12.2010). Auszubildende
erhalten 10 Euro mehr.

Nur in Baden-Württemberg war bis-
lang für die Angestellten in Zeitungs-
verlagen eine Einigung auf Basis des
Druck-Abschlusses möglich. Hier gab es

Schwierige
Verhandlungen
Ein Überblick über die Tarifrunde für die Verlagsangestellten

print



print

M 12.2009 19

Sparkassen-Finanzgruppe

mit dem Oktobergehalt 2009 eine Einmal-
zahlung in Höhe von 280 Euro, Auszubil-
dende erhielten 130 Euro. Ab 1. April 2010
gibt es eine lineare Erhöhung um 2%.
Die Laufzeit des Tarifvertrages beträgt
24 Monate bis zum 31. März 2011. Die
Angestellten derZeitungsverlage Hamburg
erhielten mit dem Oktobergehalt eine
Einmalzahlung in Höhe von 280 Euro.
Ab dem 1. Mai 2010 werden die Gehälter
um 2% erhöht. Die Laufzeit des Tarifver-
trages beträgt 27 Monate bis zum 30. Juni
2011.

In Hamburg /Nord musste für Zei-
tungsverlage und -druck im Tarifbereich
„Küste“ eine niedrigere Einmalzahlung
(250 Euro, Auszubildende 120 Euro) und
eine geringere lineare Erhöhung (1,6% ab
1. April 2010) hingenommen werden.
Der Tarifvertrag hat eine Laufzeit von 24
Monaten bis zum 31. März 2011.

Bei den Tarifverhandlungen für Ange-
stellte in Zeitungsverlagen in Nordrhein-
Westfalen kam es am 22. Oktober zu
einem Ergebnis: Mit dem Dezembergehalt
2009 oder Januargehalt 2010 gibt es eine
Einmalzahlung in Höhe von 200 Euro,
Auszubildende erhalten 100 Euro. Ab

1. September 2010 erfolgt eine Erhöhung
der Gehälter um 1,7%. Die Laufzeit des
Tarifvertrages beträgt 24 Monate bis zum
30. Juni 2011.

In Rheinland-Pfalz / Saar wurde am
20. November ein Tarifvertrag für Ange-
stellte in Zeitungsverlagen abgeschlossen:
Laufzeit 12 Monate bis zum 30. Juni 2010.
Mit dem Dezembergehalt 2009 gibt es eine
Einmalzahlung in Höhe von 220 Euro,
Auszubildende erhalten 110 Euro. Es wur-
de eine Erklärungsfrist bis 16. Dezember
2009 vereinbart und ver.di führt in den
Zeitungsverlagen in Rheinland-Pfalz / Saar
eine Mitgliederbefragung zum Verhand-
lungsergebnis durch.

Flächentarif in Gefahr

In Bayern, Niedersachsen / Bremen so-
wie in Sachsen / Sachsen-Anhalt / Thürin-
gen war bislang für die Zeitungsverlage
kein Ergebnis möglich. Sollte dort keine
Einigung zustande kommen, würde das
erstmalig in diesem Bereich den Verlust
des Flächentarifs bedeuten. Nun muss mit
Aktionen in den Verlagen dieser Damm-
bruch verhindert werden. Rachel Knauf ■

Betriebsrat für Focus

In der Zeitschrift Focus wurde im No-
vember ein fünfköpfiger Wahlvorstand
für einen Betriebsrat auf einer Betriebs-
versammlung eingesetzt. 150 Leute sind
gekommen und damit praktisch die ge-
samte Redaktion. Nach einer sachli-
chen Diskussion wurde in Gegenwart
von Focus-Co-Chefredakteur Uli Baur
abgestimmt, ohne Gegenstimme, mit 6
Enthaltungen. Red. ■

Mantel aus Bonn

Nach ver.di-Informationen wird die
Mantelredaktion der Kölnischen Rund-
schau (DuMont Schauberg) am 1. Janu-
ar 2010 vom Bonner General-Anzeiger
übernommen. In der Kölnischen Rund-
schau sind mehr als 30 Mitarbeiter im
Mantelressort tätig. Über die Auswir-
kungen auf den Fortbestand der Be-
schäftigungsverhältnisse gibt es noch
Unklarheit. Die Kölnische Rundschau
wird vom Präsidenten des BDZV, Hel-
mut Heinen, herausgegeben. Red. ■
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Seit Anfang Dezember 2009 heißt der Chef-
redakteur der Thüringer Allgemeinen (TA)
Paul-Josef Raue und nicht mehr, wie in den
vergangenen 20 Jahren, Sergej Lochthofen.
In einer Pressemitteilung hatte die WAZ-
Mediengruppe mit Hauptsitz in Essen die
Ablösung Lochthofens angekündigt, verbun-
den mit dem Hinweis, dass dieser „nach dem
Wunsch der Geschäftsführung eine andere
Aufgabe innerhalb der WAZ-Mediengruppe
übernehmen (solle), die seinen Kenntnissen
und Fähigkeiten entspricht“. Lochthofens
Nachfolger Raue hatte bis dato als Chef-
redakteur bei der Braunschweiger Zeitung
gearbeitet, die ebenfalls zur WAZ-Medien-
gruppe gehört, die insgesamt elf Tages-
zeitungen in Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen und Nordbayern herausgibt.

Da nicht nur Lochthofen selber, sondern
auch seine Frau Antje-Marie, die stellver-
tretende Chefredakteurin des Blattes, zu-
nächst entlassen werden sollte, hatte
Lochthofen in ersten Reaktionen dem
WAZ-Konzern „Sippenhaft wie bei den
Nazis oder unter Stalin“ unterstellt. Diese
Äußerungen wies der Geschäftsführer der
Zeitungsgruppe Thüringen der WAZ, Klaus
Schrotthofer, früher Sprecher von Bundes-
präsident Johannes Rau „in aller Form zu-
rück. Der Vorwurf ist unangemessen maß-
los und in der Sache falsch“. Lochthofen
musste seinen Schreibtisch sofort und
nicht erst wie geplant zum Jahresende räu-

men. In einem im Internetauftritt der TA
publizierten Interview sprach Schrotthofer
davon, dass es ja wohl „nicht unbillig ist,
wenn ein Verlagshaus nach 20 Jahren die
Entscheidung über einen Wechsel in der
Chefredaktion will.“

Über die genauen Gründe der Demis-
sion Lochthofens kann nur spekuliert wer-
den. Offensichtlich weigerte sich Lochtho-
fen die geplanten „innovativen Regional-
konzepte“ umzusetzen. „Lange Gespräche“
über den künftigen Kurs der TA habe es
mit Lochthofen gegeben, berichtet WAZ-
Geschäftsführer Christian Nienhaus in ei-
nem Interview mit w&v, man sei dann zu
dem Schluss gekommen, dass die „notwen-
dige Veränderung der Thüringer Titel mit
ihm als Chefredakteur nicht möglich ist“.

Vermutlich will die Essener Konzern-
spitze die Blaupause für die Restrukturie-
rung ihrer NRW-Tageszeitungen auf ihre
Thüringer Titel Thüringer Allgemeine (Er-
furt), Thüringische Landeszeitung (Weimar)
und Ostthüringer Zeitung (Gera) über-
tragen. In NRW wird der Mantel für die
Westdeutsche Allgemeine Zeitung, Neue
Ruhr / Rhein Zeitung undWestfälische Rund-
schau bereits weitgehend an einem zentra-
len Contentdesk in Essen produziert, die
Lokalredaktionen teils geschlossen oder
personell durch die Einrichtung so ge-
nannter Regiodesks geschwächt. Mit der
Reform mussten fast 300 Redakteure den
Verlag verlassen.

Während sich an Rhein und Ruhr we-
nig Widerstand gegen die Pläne der WAZ-
Mediengruppe rührte, eskalierte der Streit
um Lochthofen. Der Kampf „Essen gegen
Erfurt“ (SZ) entzündete die Gemüter. Im
Blatt selber wurde ausführlich über den
spektakulären Rauswurf Lochthofen be-
richtet, der bundesweit bekannt und po-
pulär ist, durch seine zahlreichen Auftritte
im ARD-Presseclub, als gut sortierte und
pointierte Stimme des Ostens. Nach einer
Mitarbeiterversammlung forderte die Re-
daktion die Rücknahme der Abberufung
Lochthofens, publizistische Unabhängig-
keit, ein Mitspracherecht bei strukturellen
Änderungen, eine Vergütung nach dem
Flächentarifvertrag und den Verzicht auf
betriebsbedingte Kündigungen. Unzählige
Briefe und E-Mails aus Ost- und West-
deutschland gingen in Erfurt ein, in de-
nen, so die Redaktion, „große Betroffen-
heit, Kritik und Unverständnis, für die
Entscheidung geäußert wurden“. Nachzu-
lesen sind die Lesermeinungen mit dem
Tenor „Herr Lochthofen darf nicht gehen,
er soll bleiben“ oder „Zu DDR-Zeiten wur-
de die Presse zensiert, heute schmeißt man
die unbequemen Journalisten einfach
raus“ im Internetauftritt der TA. Einen er-
sten Erfolg haben die zahlreichen Proteste
inzwischen gehabt, mit Antje-Marie Locht-
hofen wurde bei Redaktionsschluss über
eine Weiterbeschäftigung verhandelt.

Frank Biermann ■

Mit einem Trick hat sich Burda in München
eines unbequemen Betriebsrates entledigt:
Seit fünfzehn Jahren gab es einen Betriebs-
rat für vierzehn einzelne GmbHs. Jetzt konn-
te der Arbeitgeber gerichtlich durchsetzen,
dass für jede GmbH ein eigener Betriebsrat
gewählt werden muss.

„Change“, also Wechsel oder Verände-
rung, heißt das Programm, mit dem Bur-
da-Verlagsvorstand Philipp Welte die Krise
meistern will. Englisch ist immer gut, um
Neuigkeiten als wichtig zu verkaufen: Für
die Bereiche Verlage, Vermarktung und
Vertrieb habe Welte mit „den drei strategi-

schen Dimensionen Concentrate, Integra-
te, Innovate“ (Konzentration, Integration,
Innovation) das Programm angeschoben,
heißt es auf der Burda-Unternehmenssei-
te. Und zur neu gegründeten Burda Style
Group, die Teil des Programms ist: „Burda-
Verlagsvorstand Philipp Welte fasst die ex-
klusiven Konzernmarken Bunte, Elle, Insty-
le, Freundin und Burda Modemagazin mit
ihren jeweiligen Markenverlängerungen
sowie die Produktionsfirma STARnetONE
unter ein unternehmerisches Dach.“ Ab-
surd daran: Beim Betriebsrat soll die neue
Verbundenheit Halt machen. Obwohl
Burda selbst proklamiert, dass die neue

Gesellschaft das gemeinsame Dach dar-
stellt, handelt es sich angeblich nicht um
einen Betrieb. „Wir haben innerhalb unse-
res Konzerns in München bereits seit Jah-
ren in der Hälfte der Betriebe örtliche Be-
triebsräte und nur in der Arabellastrasse ei-
nen gemeinsamen Betriebsrat für mehrere
Betriebe. Wir haben uns als Arbeitgeber
für die vom Gesetzgeber als Regelfall vor-
gegebene Variante örtlicher Betriebsräte
auch in der Arabellastrasse entschieden“,
sagt Kai Burr, Personaldirektor Hubert Bur-
da

Vordergründig geht es um eine trocke-
ne, juristische Detailfrage: Wann sind ein-

Zersplitterung unter einem Dach
Wie Burda einen unbequemen Betriebsrat los wurde

Chefredakteur geschasst
WAZ-Mediengruppe in Thüringen auf Restrukturierungskurs
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JuLit
Auf eine 35jährige Entwicklung blickt die vom
Arbeitskreis für Jugendliteratur e.V in München
vierteljährlich herausgegebene Zeitschrift Jugend-
literatur (JuLit) zurück. Entstanden ist das heute
ca. 80 Seiten dicke Heft zu aktuellen Trends und
Problemen der Kinder- und Jugendliteratur aus
einer Lose-Blatt-Sammlung für Mitglieder mit

Tagungs- und Vereinsinfos. „Wir sehen uns aller-
dings längst als Fachzeitschrift“, betont Redak-
tionsleiterin Kristina Bernd. Nach dem „ersten
richtigen Layout 1990“ machten mehrere gestal-
terische und inhaltliche Wandlungen das Heft zu
einer profunden Zeitschrift für alle an Kinder-und
Jugendliteratur Interessierten – in Stil und Schrift
klar, mit möglichst einem Foto auf jeder Seite. Das
Cover hat jedes Jahr eine changierende Farbe –
2009 wechselte es von Apfelgrün bis Dunkeltürkis.
2010 wird es Blau in Abstufungen sein.
Liebe und Sexualität, Jugendliteratur und Protest,
Rolle der Frauen und Mädchen – auf Problem-
büchern lag das inhaltliche Augenmerk bis Mitte
der 90er Jahre. „Dabei rezensieren wir die Bücher
nicht, sondern reflektieren ihre Sichtweisen und
verbinden sie mit gesellschaftlichen Fragen.“
Schwerpunktthemen werden im „Fokus“ in fünf
bis sechs Beiträgen aus verschiedenen Blickwin-
keln aufgegriffen. 2009 ging es um „Tod und Trau-
er in der Kinder- und Jugendliteratur“, „Arm dran?
Dumm gelaufen? Über die Bildungschancen unse-
rer Kinder“ und „Das unartige Kind. Ein literari-
scher Typus zwischen Aufruhr und Anpassung“. Im

nächsten Jahr wird u.a. über die literarische Ver-
arbeitung der Schule zu lesen sein. Ein Heft im Jahr
ist traditionell dem Deutschen Jugendliteraturpreis
gewidmet. Seit kurzem wird „Aus der Werkstatt“
über das Entstehen und den Umgang mit Literatur
berichtet, werden Schriftstellerinnen und Illustra-
toren vorgestellt. Die neue Rubrik „Kontrovers“
will polarisieren. Der Vorstand des Arbeitskreises
berät gemeinsam mit der Redaktion, welche The-
men aufgenommen werden.
Wer für JuLit schreibt, hat meist selbst mit Kinder-
und Jugendliteratur zu tun oder interessiert sich
für ihre Verbreitung.Auch Journalisten arbeiten für
das Blatt. „Honorare – wenn auch keine hohen –
können wir zahlen“, sagt Kristina Bernd. Sie selbst
hat Germanistik, Politik und Kunstgeschichte stu-
diert und schreibt gern. Für den Verband arbeitet
sie als deutsche Sprecherin im International Board
of Books for Young People.
Als „relativ hoch für eine Fachzeitschrift“ schätzt
Bernd die Auflage von 1.300 ein, nahezu alle Hefte
seien im Abo an Multiplikatoren und Einrichtun-
gen vergeben. Das Abo kann im Internet bestellt
werden. Bettina Erdmann ■

Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind hochinteressant, aber wenig bekannt.
Deshalb stellt M mit dieser Rubrik in jedem Heft eines davon vor.

Schon entdeckt?

zelne Unternehmen eines Arbeitgebers im
Endeffekt ein Betrieb? Für die Beschäftig-
ten von Burda in München ist dies ent-
scheidend, geht es doch teilweise um ihre
Existenz. Bisher war ein Betriebsrat für
vierzehn GmbHs zuständig, denn jede
Zeitschrift hat ihre eigene Gesellschaft.
Wollte der Arbeitgeber entlassen, mussten
in die Sozialauswahl die Beschäftigten
aller vierzehn Einzelgesellschaften einbe-
zogen werden. „Seit Oktober vergangenen
Jahres gab es 52 Kündigungen quer durch
alle GmbHs“, sagt Albert Schindlbeck,
stellvertretender Betriebsratsvorsitzender
der Hubert Burda Media München. Er ist
davon überzeugt, dass der Arbeitgeber nur
den gemeinsamen Betriebsrat abschaffen
will, um die Sozialauswahl durch alle
GmbHs zu umgehen. Kai Burr versichert,
es ginge nicht darum, diese Klippe künftig
zu umschiffen: „Dieses Argument kann
nicht verfangen. Bereits in der Vergangen-
heit haben wir die Sozialauswahl immer
nur in den einzelnen GmbHs durchge-
führt, da die Sozialauswahl nur dort vor-
genommen werden muss, wo es eine ein-
heitliche Leitung in den wesentlichen per-
sonellen und sozialen Angelegenheiten
gibt“, erläutert Kai Burr seine Position.
„Diese wird natürlich von den einzelnen

Geschäftsführern und Chefredakteuren
vorgenommen“.

Und damit fiel der Arbeitgeber mehr-
fach auf die Nase. Die Sozialwahl wurde in
den meisten Fällen vom Betriebsrat als
mangelhaft kritisiert. „Ein Großteil der
Kündigungen stand auf tönernen Füßen“,
erklärt Albert Schindlbeck. Fast alle Betrof-
fenen klagten, vor Gericht einigten sie
sich meist mit dem Arbeitgeber, der aber
tiefer in die Tasche greifen und wesentlich
höhere Abfindungen zahlen musste.

„Seit 1983 gab es immer einen Be-
triebsrat“, betont Albert Schindlbeck.
Noch bei der Wahl 2006 wurde dieses Ver-
fahren vom Arbeitgeber nicht beanstan-
det. Ursprünglich war es eine GmbH, die
immer weiter aufgespalten wurde. Der Är-
ger ging erst mit der Burda Style Group
los. Kai Burr argumentiert, dass in der Ver-
gangenheit mehrfach mit dem Betriebsrat
über Belange aus einem Bereich gespro-
chen wurde, aus dem kein einziger Mit-
arbeiter im Betriebsrat war. „Dies wird es
in der künftigen Betriebsratsstruktur nicht
mehr geben. Künftig wird dann auf Au-
genhöhe und im Detail mit Mitarbeitern
aus den betroffenen Bereichen gespro-
chen“, erläutert Kai Burr. „ Das ist unseres
Erachtens eine anspruchsvollere und

modernere Art der Zusammenarbeit. Es
wird wohl künftig intensiver in der Sache
argumentiert.“ Für ver.di-Gewerkschafts-
sekretär Bernd Mann liegt der Grund auf
einer ganz anderen Ebene: „Die große Bur-
da-Familie ist nur noch eine Chimäre.
Auch bei Burda sind Menschen nur noch
ein Kostenfaktor.“

Um sich gegen die Entmachtung zu
wehren, hatte der Münchner Betriebsrat
zwei Optionen: Sie konnten vor dem Ar-
beitsgericht den gemeinsamen Betrieb
feststellen lassen, mussten aber damit
rechnen, dass dieses Verfahren zwei bis
drei Jahre dauert. Oder sie treten zurück
und setzen vorgezogene Neuwahlen an,
die der Arbeitgeber eigentlich nicht ver-
hindern, aber später anfechten konnte.
Doch Burda ging mit einer Einstweiligen
Verfügung gegen die Neuwahl vor. Und
gegen alle Prognosen der Rechtsanwälte
setzte er sich vor dem Arbeitsgericht
durch. Dagegen legten die Betriebsräte
Beschwerde vor dem Landesarbeitsgericht
ein. Als der Richter erkennen ließ, dass auch
er dem Arbeitgeber Recht geben würde,
zogen die Arbeitnehmervertreter ihre Kla-
ge zurück. Nun müssen in vierzehn GmbHs
Wahlvorstände gebildet und Kandidaten
gefunden werden. Silke Leuckfeld ■
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Das Aus für die Netzeitung kam kurz vor ih-
rem zehnten Geburtstag. Am 5. November
entschied der Vorstand des Kölner Verlags-
hauses DuMont Schauberg, die Online-Zeitung
zum Jahresende einzustellen. Damit verlie-
ren 14 fest angestellte Mitarbeiter ihren Job.
Der Schritt sei „aus wirtschaftlichen Grün-
den“ erfolgt, ließ der Verlag mitteilen. Es sei
geplant, die Netzeitung künftig als „automa-
tisiertes Nachrichtenportal“ zu nutzen.

Die Netzeitung sei in den letzten Jahren
„hin und her geschubst worden wie ein
Stiefkind“, sagt Renate Gensch, Konzern-
betriebsratsvorsitzende der BV Deutsche
Zeitungsholding, zu der neben der Netzei-
tung auch die Berliner Zeitung und das Bou-
levardblatt Berliner Kurier gehören. Den
vollmundigen Ankündigungen der Kölner
Verlagsgruppe, gerade im Bereich Online
kräftig aufzurüsten, seien bislang keine Ta-
ten gefolgt.

Erst im Frühjahr hatte DuMont
Schauberg die Netzeitung von der krisenge-
schüttelten Mecom-Gruppe um David
Montgomery übernommen. Unter den
neuen Besitzern, so hofften die verbliebe-
nen Beschäftigten, werde wieder an das
ursprüngliche Konzept eines anspruchs-
vollen Nachrichtenportals angeknüpft.
Eine Fehleinschätzung, wie sich jetzt her-
ausstellte. Noch am Tag, als das Aus für die
Netzeitung verkündet wurde, hatte Uwe
Vorkötter, der Chefredakteur der Berliner
Zeitung, in einem epd-Interview von dem
geplanten Ausbau der Online-Aktivitäten
gesprochen. Für die Netzeitung-Redaktion
klingt das wie blanker Hohn. „Es hätte
nahe gelegen, das Know How der jetzt ge-
feuerten Kollegen für eine Verbesserung
des Online-Auftritts der Berliner Zeitung zu
nutzen“, sagt Netzeitung-Betriebsratsvorsit-
zender Matthias Breitinger. Stattdessen er-
hielten die Redaktionsmitglieder betriebs-
bedingte Kündigungen. Eine nicht nach-
vollziehbare Entscheidung, urteilte auch
verdi-Tarifsekretär Matthias von Fintel.
Die „hochfliegenden Onlinepläne“ von

DuMont würden „durch den Rausschmiss
ganzer Onlineredaktionen konterkariert“.
Am 17. November protestierten 120 Mitar-
beiter des Berliner Verlags (Bild) gegen die
Maßnahmen DuMonts, die für einige der
Betroffenen mit schweren sozialen Härten
verbunden sind.

Als die Netzeitung vor fast zehn Jahren
von den norwegischen Internetpionieren
Nettavisen gegründet wurde, galt sie als er-
ste ausschließlich im Internet publizierte
Tageszeitung Deutschlands. Kurzzeitig
stieg der mächtige Bertelsmann-Konzern
ein, ehe im Jahr 2003 Chefredakteur Mi-
chael Maier die Regie übernahm. Er baute
das Unternehmen zu einem angesehenen
Nachrichtenportal aus. Analog zu einer
klassischen Tageszeitung bildete die Net-
zeitung alle Ressorts ab: von Politik und
Wirtschaft über Sport, Kultur und Wissen-
schaft. Die Rubrik „Altpapier“, eine launig
und kenntnisreich kommentierte tägliche
Auswertung der Medienseiten überregio-
naler Blätter verdiente sich sogar eine
Nominierung für den Grimme-Preis. Wäh-
rend die Online-Auftritte von Spiegel oder
Stern immer mehr ins Boulevardeske ab-
drifteten, überzeugte die Netzeitung mit
seriösem Qualitätsjournalismus.

Der Abstieg der Netzeitung begann
spätestens im Jahr 2007, als die britische
Mecom-Gruppe um David Montgomery
die Holding übernahm. Unter den Me-
com-Heuschrecken und dem sparwütigen
Geschäftsführer Josef Depenbrock geriet
die Netzeitung flugs aufs Abstellgleis. Unter
Mecom-Regie waren bereits bis Ende 2008
sämtliche Ressortleiter sowie alle 20 Freien
entlassen, frei werdende Stellen nicht wie-
der besetzt, das Autorenbudget auf Null re-
duziert worden. Mit einer Rumpfredaktion
konnte die Netzeitung gegen die starke On-
line-Konkurrenz großer Print-Portale nicht
mehr bestehen. Das Personal, um
eigenständige Geschichten zu recherchie-
ren, existierte nicht mehr. Am Ende siegte
offenbar kühles betriebswirtschaftliches
Kalkül der neuen Herren aus Köln. kel ■

Aus für Netzeitung
DuMont Schauberg: Mit Entlassungen Onlinepläne konterkariert
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Ohne Ergebnis
vertagt
Tarifverhandlungen für
Zeitschriften-Redakteure im
Januar fortgesetzt
Die Tarifverhandlungen für die bundes-
weit rund 9.000 an Zeitschriften ange-
stellten Redakteurinnen und Redakteu-
re sind nach der zweiten Runde am
23. November ohne Ergebnis vertagt
worden. Die Deutsche Journalistinnen-
und Journalisten-Union (dju) in ver.di
und der Deutsche Journalistenverband
(DJV) lehnen die vom Verband Deut-
scher Zeitschriftenverleger (VDZ) gefor-
derten tariflichen Einschnitte und Ver-
schlechterungen ab. Der VDZ hatte den
Manteltarifvertrag zum Jahresende ge-
kündigt.

150 Redakteurinnen und Redakteu-
re aus Hamburger Zeitschriftenverlagen
protestierten vor dem Verhandlungsho-
tel in Hamburg gegen eine Absenkung
ihres Einkommens und gegen schlech-
tere Arbeitsbedingungen. Sie appellier-
ten an den VDZ einzulenken.

Der VDZ hatte von den Journa-
listengewerkschaften gefordert, über
die Halbierung der Arbeitgeberbeiträge
zur Presseversorgung zu verhandeln.
Zudem wollen die Verleger das Urlaubs-
geld und die Jahresleistung von derzeit
zusammen 1,8 Gehältern auf 1 Gehalt
senken. Die Arbeitszeit soll um vier
Stunden verlängert werden, wodurch
jede zehnte Redakteursstelle eingespart
werde könnte. Zu den Angriffen auf
den Manteltarifvertrag gehört auch die
Forderung nach kürzeren Kündigungs-
fristen, die Krankengeldzuschüsse ab
der siebten Krankheitswoche sollen ge-
strichen werden.

„Der VDZ muss seine unzeitgemä-
ßen Forderungen zurücknehmen“,
machte ver.di-Verhandlungsführer Mat-
thias von Fintel deutlich. „Stellenstrei-
chungen wirken sich sehr belastend für
die Redaktionen aus. Durch Arbeitszeit-
verlängerung sollen weitere Redakteure
verschwinden. Und dass die Altersabsi-
cherung der Journalisten noch drastisch
verringert werden soll zeigt, das ist
Sparen ohne Maß und soziale Verant-
wortung“, so Matthias von Fintel. Die
Gewerkschaften haben die Zeitschrif-
tenverleger aufgefordert, über die Ver-
längerung des Beschäftigungssicherungs-
tarifvertrages, bezahlte Qualifizierungs-
ansprüche und Einbeziehung der Online-
redakteure in die Tarifverträge zu
verhandeln. Die Verhandlungen wer-
den am 21. Januar 2010 in Berlin fort-
gesetzt. Red. ■
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Ungewöhnliche Situationen bedürfen un-
gewöhnlicher Maßnahmen: Nach wo-
chenlangem Tarifstreit, angeheizt durch
mehrere Warnstreiks der Beschäftigten,
waren die Vergütungsverhandlungen im
RBB komplett festgefahren. Immer wieder
hatte die Geschäftsleitung darauf beharrt,
Gehalts- und Honorarfragen mit struktu-

rellen Fragen zu verknüpfen. Für die Ge-
werkschaften ein absolutes „No Go“. Ge-
werkschaften und Geschäftsleitung ent-
schieden sich daher Ende November, ein
Vermittlungsverfahren einzuleiten. Beide
Seiten benannten erfahrene Arbeitsrecht-
ler als Vermittler. Die Gewerkschaften ent-
schieden sich für Prof. Wolfgang Däubler,
die Geschäftsleitung des RBB wählte Prof.
Jutta Glock. Den Vorsitzenden standen je-
weils fünf Vertreter des Arbeitgebers und
der Gewerkschaften zur Seite. Zusammen
bildeten sie die Vermittlungskommission.

Von diesem Schritt erhofften sich die
Parteien einen Vorschlag, der den Tarif-
konflikt beenden kann. Der RBB sagte im
Vorfeld zu, einen von beiden Vermittlern
getragenen Spruch zu akzeptieren. Dem
Vermittlungsverfahren wurden strenge

zeitliche Grenzen gesetzt: Am 2. Dezember
hat es begonnen, innerhalb von zwei Wo-
chen sollten die Vorsitzenden eine ge-
meinsame Empfehlung zur Beendigung
des Tarifkonflikt erarbeiten. Deadline für
die Vorlage eines Einigungsvorschlags ist
der 16. Dezember (nach dem Erschei-
nungstermin von M). Für die Seite der Ge-

werkschaften wurde keine Annahme-
pflicht vereinbart, ebenso keine Friedens-
pflicht für die Zeit der Vermittlung. Statt-
dessen wurde ausgemacht, dass sie binnen
fünf Tagen erklären würden, ob sie die
Empfehlung annehmen oder ablehnen.

Bereits Anfang November hatte die
Intendantin in einem Brief an die Vorsit-
zenden von ver.di und DJV darauf gedrun-
gen, einen externen Schlichter hinzuzu-
ziehen. ver.di hatte dies zunächst abge-
lehnt, da sie den gewohnten Verhand-
lungsweg für noch nicht ausgereizt hielt.
Zu diesem Zeitpunkt wollte man sich das
Heft des Handelns nicht durch eine
Schlichtung aus der Hand nehmen lassen.
„Wir haben aber weiter darüber diskutiert
und uns schließlich entschlossen, uns auf
ein Vermittlungsverfahren zu unseren
Konditionen einzulassen“, sagt der zustän-
dige ver.di-Sekretär Dietrich Peters. Ent-
scheidend sei die Ansage der Intendantin
gewesen, jeden Mittlerspruch anzuneh-
men. Offensichtlich habe man in der Ge-
schäftsleitung die Verantwortung für den
Ausgang der Verhandlungen nicht mehr
selbst tragen wollen.

Die Forderungen von ver.di sind indes
unverändert geblieben: Gehälter auf ARD-
Niveau bei wertgleicher Erhöhung der
Freien-Honorare und ein monatlicher
Festbetrag als soziale Komponente. Zentral
bleibt zudem das Anliegen, dass Vergü-
tungsverhandlungen separat von Fragen
des Manteltarifvertrags geführt werden.

Ute Christina Bauer ■

Blockadeausweg
Vermittlungsverfahren im RBB-Tarifstreit

Tarifergebnis für
Privaten Rundfunk
In der zweiten Verhandlungsrunde in
Berlin am 11. November haben sich
ver.di und der DJV mit dem Tarifver-
band Privater Rundfunk (TPR) auf ein
Ergebnis geeinigt. Für die Beschäftigten
in den im TPR organisierten Privat-Ra-
diosendern wird es in einem zweijähri-
gen Tarifabschluss Einmalzahlungen,
eine lineare Tariferhöhung und die Si-
cherung des Manteltarifvertrages bis
Ende 2011 geben. Einmalzahlungen
werden an alle Beschäftigten in Höhe
von je 200 Euro im Dezember 2009 und
Oktober 2010 fällig. Diese dürfen nicht
mit eventuellen übertariflichen Zah-
lungen verrechnet werden. Die Tarifge-
hälter erhöhen sich ab Januar 2011 um
1,5 %. An dieser Erhöhung nehmen
Volontärinnen, Volontäre und Aus-
zubildende ausnahmsweise nicht teil,
erhalten dafür aber die vorherigen Ein-
malzahlungen jeweils in gleicher Höhe.
Die Laufzeit der Vereinbarung endet
am 31. September 2011.

„Die Radiosender haben in diesem
Jahr erneut sinkende Umsätze und kei-
ne hochfliegende Prognose. Viele Sen-
der arbeiten an ihrem Geschäftsmodell.
Für die kommenden zwei Jahre haben
wir einen Mix aus Sicherheit bei den
Basisregelungen im Manteltarif und
leichten Tariferhöhungen und Einmal-
zahlungen für die Kolleginnen und Kol-
legen erreicht. Ein Abschluss in der
Höhe des Vorjahres war mit den Radio-
Arbeitgebern nicht zu machen“, erklär-
te ver.di-Verhandlungsführer Matthias
von Fintel.

Der TPR vertritt mehrere landes-
weite private Radiosender und Redak-
tionen des evangelischen Kirchen-
funks. Der letzte Tarifabschluss hatte
eine Laufzeit von 16 Monaten bis Ende
September 2009 und sah eine Tarifer-
höhung von 3,8% vor. Red. ■

➧ Kampagne für freie Radios in Sachsen
Mit einer Protestaktion wollen die Betreiber von drei freien Radiostationen in Sachsen den Erhalt
ihrer Sender erreichen. Radio T in Chemnitz, Radio Blau in Leipzig und die Dresdner Station coloRadio
sind von der Schließung bedroht, weil die Sächsische Landesmedienanstalt keine Finanzierung der
staats- und konzernunabhängigen Sender garantiert.
Bislang hatten sich die drei freien Radios die Frequenzen mit dem privaten Medienprojekt Apollo
geteilt. Zum Jahresende hat die Betreiberfirma die Vereinbarung nun jedoch gekündigt. Wenn die
Sächsische Landesmedienanstalt nicht einspringt, müssten die nicht-kommerziellen freien Sender die
Lizenzkosten selbst tragen – ein unmögliches Unterfangen.
Es drohe daher die Abschaltung der freien Radios in Sachsen, heißt es in einer Protestpetition. „Das
wäre für das kulturelle Leben fatal und ist politisch eine nicht zu rechtfertigende Konsequenz“, heißt
es in der Erklärung, die im Internet unterzeichnet werden kann: http://coloradio.org/site/offener-brief

Doro Zinke, stellv. DGB-Vorsitzende Berlin-Brandenburg (l.), unterstützt die Streikenden
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Die Situation in der Fernsehbranche hat sich
in den letzten Jahren drastisch geändert.
Personal wird eingespart. Produktionsfirmen
werden im Preiskampf insolvent, Beschäftig-
te bleiben ohne Auftrag – die Stimmung ist
deutlich rauer geworden. Um mit Experten
und Kennern der Branche und vor allem mit
den Beschäftigten zu reden, hatte die Fach-
gruppe Medien in ver.di NRW zum „Kam-
merflimmern in der Kiste“ am 14. November
in die Alte Feuerwache in Köln eingeladen.

Für einen genauso kenntnisreichen wie
temperamentvollen Auftakt der Veranstal-
tung sorgte Stefan Nowak, seit 14 Jahren
freiberuflicher Kameramann und bei
ver.di im Vorstand des Filmverbandes en-
gagiert. „Die Honorare sind seit 20 Jahren
nicht gestiegen“, konstatierte er „und in
Anbetracht der Produktionskrise können
wir darauf warten, dass man versuchen
wird, unsere Honorare noch weiter zu
drücken“. Die öffentlich-rechtlichen Sen-
der griffen gerne auf Dienste freier Kame-
ramänner und -assistenten indirekt über
Produktionsfirmen zurück. Damit die Sen-
der behaupten können, ihre Mitarbeiter
hätten geregelte Arbeitszeiten und würden
anständig bezahlt. Dabei seien 16 – 18
Stunden-Tage bei den Freien nicht selten,
12 bis 14 Stunden eher die Norm. Die Sen-
der stellten sich über von ihren Produk-
tionsfirmen vorgelegten Knebelverträgen
von allen etwaigen Ansprüchen frei, und
wälzten die juristische und finanzielle Ver-
antwortung auf die freien Kameraleute ab.
„Zu Stundenlöhnen, die auf die Stunde ge-
rechnet an den Stundenlohn eines Fleu-
rop-Verkäufers heranreichen“, so Nowak.
„220 bis 330 Euro Tagessatz gibt´s für den
Kameramann, 120 bis 205 Euro für die As-
sistenz, an Reisetagen die Hälfte“. Einige
Produzenten versuchten selbst diese Sätze
noch zu profitableren Pauschalpreisen
runterzuhandeln. Aber auch vielen an-
ständigen und engagierten Produzenten
würden von den Sendern dauernd die
Budgets und Tagessätze gekürzt. Inzwi-
schen gelte überall die Maxime „Fernsehen
soll teuer aussehen, darf aber nichts kos-
ten“. Und angesichts eines schon existen-

ten und weiter wachsenden Medienpreka-
riats fragte Nowak: „Was ist eigentlich in
der Branche los? Warum werden wir so
schlecht bezahlt?“

Mit dem nüchternen Blick des Ar-
beitsmarktkenners analysierte der Vorsit-
zende der Geschäftsführung der Agentur
für Arbeit in Köln, Peter Welter, die Medien-
branche. „Die Rezession kommt erst lang-
sam an in der Branche, das Schlimmste
steht uns noch bevor“, so Welters. Die Me-
dienbranche in Köln sei von sehr mächti-
gen Auftraggebern auf der einen und sehr
schlecht organisierten Auftragnehmern
auf der anderen Seite geprägt. „Die Kreis-
handwerkerschaft in Köln ist viel besser
organisiert als die Film- und Fernsehschaf-
fenden. Wenn sie ihre Lage verbessern
wollen, müssen sie ihre Interessen besser
bündeln und organisieren“. Typisch für
die Branche sei das Auslagern von Auf-
trägen, was in der Regel immer mit einem
Preisverfall verbunden sei. Hinzu komme
die hohe Attraktivität des Marktsegmentes
Medien, was dazu führe dass Auftraggeber
zu fast jedem Honorar arbeitswilliges Per-
sonal finden würden.

Die abschließende Diskussion, an der
sich neben dem Publikum auch die Podi-
umsteilnehmer Peter Welters, Wolf Kessler
(Geschäftsführer InterPool Medienservice)
und Uli Veith (Geschäftsführer taglicht
media Film- und Fernsehproduktion) be-
teiligten, sorgte für weitere ernüchternde
Einblicke in die Arbeitsbedingungen der
Branche, in der sich die Honorarspirale
stetig nach unten dreht und Verstöße ge-
gen das Arbeitszeitengesetz trotz Tarifver-
trag (Bis an die Grenze M 11 / 2009) die
Regel zu sein scheinen. Rainer Marquardt
forderte als Vertreter der Fachgruppe Me-
dien, der WDR müsse seine Auftragneh-
mer zu mehr Tariftreue anhalten. Diese
könne über die gewerkschaftlichen Vertre-
ter im WDR-Rundfunkrat angemahnt wer-
den. Der Filmemacher Warwick Hempel-
mann schlug vor, dass man für Filmpro-
duktionen wie in den USA Setsprecher
wählt, die auf die Einhaltung von Gesetzen
und Tarifverträgen achteten und im Kon-
fliktfall vermittelten. Frank Biermann ■

Kammerflimmern
Kölner Debatte über Arbeitsbedingungen der Fernsehschaffenden

Peter Welters (Agentur für Arbeit Köln), Rainer Marquardt (ver.di Fachgruppe Medien),
Wolf Kessler (InterPool Medienservice), Warwick Hempleman (Filmschaffender),
Dr. Uli Veith (taglicht media Film- und Fernsehproduktion) v.l.n.r.

Wer das Radio einschaltet, glaubt Authen-
tisches zu hören. Mitunter klafft jedoch
eine Lücke zwischen Anspruch und Wirklich-
keit. Oft wird etwas vorgegaukelt!
Die Fair Radio Initiative sammelt Beispiele,
über die M in dieser Rubrik berichtet.

Aus angeblichen Kosten-, Personal- und Tech-
nik- und was weiß ich noch was für Gründen
gehen immer mehr Sender dazu über die
angeblichen „Live“- Nachrichten vorher auf-
zuzeichnen. Hauptsache Nachrichten, aber
niemand erfährt, ob diese nun wirklich live
sind und wenn nicht, wann sie aufgezeichnet
wurden.
Auffällig wurde das zuletzt, als viele Radio-
Sender den Tod von Robert Enke aktuell mel-
deten, in den regulären Nachrichten oder als
aktuelle Meldung mitten im laufenden Pro-
gramm. Einige Sender wollten das absolut
nicht tun und verkündeten so in ihren „aktuel-
len“ Nachrichtenmeldungen alles, nur eben
nicht den Tod von Enke.
Warum? Die eingehenden Nachrichten waren
offensichtlich voraufgezeichnet und offensicht-
lich war im Sender niemand mehr vorgesehen,
der diese aktuell upgedatet und überarbeitet
hätte: Einige Kolleginnen und Kollegen meinen
mittlerweile, „das sei doch normal“, aber ist es
deswegen richtig? Richtig in einem Radio, das
aktuell sein will, das immer noch als schnelles
Medium bekannt und beliebt ist, das man ein-
schaltet , um gerade zur vollen, halben und zur
viertel Stunde oder auch zwischendurch aktuell
informiert zu werden?
Die TV-Kollegen machen es oft vor, wie es
auch im Radio heißen müsste? Zum Beispiel:
Wir haben diese Nachrichtensendung um
17.30 Uhr aufgezeichnet. Dann wüssten Hörer
wie Macher, woran sie sind, wie sie die Nach-
richten einzuschätzen hätten.
Ehrlichkeit ist eine journalistische Tugend.
Wenn Radiomacher nicht ehrlich sind, wie sol-
len wir es dann von anderen verlangen? Ich
vermute, dass viele Radiosender ein „Vorauf-
zeichnungsgeständnis“ als peinlich einstufen,
da es eben bei der Mehrzahl der deutschen
Radiosender nicht normal ist, weil aktuelle
Information – egal in welchen Sendelängen –
immer noch ein bisschen als besondere Radio-
qualität angesehen wird.
So werden die Hörer eben belogen. Denn
nichts anderes ist es, wenn man dem Hörer et-
was vorgaukelt, was eigentlich nicht stimmt.
Diese Feststellung gilt leider immer mehr nicht
nur für die Nachrichten, sondern für viele
Mainstream-Aktionen im deutschen Radio.
Wir werden sie auch weiterhin offen anspre-
chen und uns nicht verstellen!

Seiwert-Fauti ■

Fair Radio
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➧ Filmrezension: „Rosas Höllenfahrt“

Kaleidoskop zum Nachdenken
Gibt es eine Hölle? Wie sieht sie aus? Wer kommt nach dem Tod dorthin?
Es sind diese Fragen, die den Berliner Filmemacher Rosa von Praunheim auf
seine alten Tage beschäftigen. Mit gutem Grund. Nach dem Katechismus der
katholischen Kirche ist Homosexualität eine Todsünde, auch wenn sie heute
eine weitaus größere Akzeptanz genießt als noch in den fünfziger Jahren, als
von Praunheim als Messdiener Androhungen grausamster Höllendarstellun-
gen über sich ergehen lassen musste. Aus der Kirche ist er zwar längst aus-
getreten, aber sicher ist sicher.
Der 67-Jährige hat ausgiebig recherchiert, Hunderte von Menschen befragt,
Theologen unterschiedlichster Glaubensrichtungen, Kulturwissenschaftler,
Psychologen, Fundamentalisten, Passanten, junge und alte, kluge und skurrile
Gestalten. Er ist auch weit gereist: nach Israel, zum Katholikentag in Osna-
brück, nach Amerika und Holland. Der immense Aufwand hat sich gelohnt,
denn herausgekommen ist eine Reportage, die damit überrascht, dass das
moderne Denken die Religion offenbar nicht verdrängt hat, im Gegenteil: Das
Bedürfnis nach einer gerechten Strafe lässt offenbar viele Menschen an gera-
dezu kindlichen Vorstellungen festhalten, an wüsten Szenarien mit heiß lo-
dernden Flammen, Teufelsgestalten, Schlangen, Würmern und Henkern. Von
solchen Schilderungen ist es nicht weit zu den Visionen des berühmten spät-
mittelalterlichen Malers Hieronymus Bosch. Pfeile ragen in seinen Apokalypsen
aus den Pobacken der Sünder, – Symbole für die Sünde der Homosexualität.
Anregende kunstgeschichtliche und spirituelle Exkurse, die auch das Gilga-
mesch-Epos und Dantes „Göttliche Komödie“ nicht aussparen, ergänzen
Szenen, in denen Schauspieler ihren Fantasien freien Raum lassen, über die
Hölle improvisieren und antike Texte rezitieren. Eine von ihnen war auch die
Deutschtürkin Melek Diehl. Dass sie während der Dreharbeiten bei einem Un-

fall ums Leben kam, gibt
dem Film eine fast be-
ängstigend gespensti-
sche Note. Umso mehr,
da sie zuvor von einem
Nahtoderlebnis berich-
tete, bei dem sie bereits
höllische Impressionen
überkamen.
Man könnte Rosa von
Praunheim vorwerfen,
dass er zuviel Material
gesammelt hat und da-
bei hier und da ein we-
nig an der Oberfläche geblieben ist. Andererseits regt sein schillerndes Kalei-
doskop zum Nachdenken und Weiterdiskutieren an.
Seine kritischen Töne spart sich „Rosas Höllenfahrt“ im Sinne eines Fazits bis
zum Schluss auf: „Am gefährlichsten sind die Menschen in ihrem Kampf für
das höchste Gut, für Gott“, sagt eine Frau über religiöse Fanatiker. Und der
Kulturwissenschaftler Hartmut Böhme sagt angesichts all des Leids, das sich
Menschen gegenseitig zufügen, den banalen und doch zugleich wichtigsten
Satz: „Es ist nicht Gott und nicht der Teufel, sondern es sind wir selber, die den
anderen die Hölle sind“.

Kirsten Liese ■

D 2009. Regie: Rosa von Praunheim. Darsteller: Melek Diehl,
Eva-Maria Kurz, Hamze Bytyci, Judith Evers, u.a. 90 Min.

Gekappte Integration

Funkhaus Europa (FHE), die Integrations-
welle des WDR, bleibt von Etatkürzungen
innerhalb der größten ARD-Anstalt ausge-
nommen. So die offizielle Verlautbarung.
„Stattdessen bekommt das kleine Team
von Funkhaus Europa immer breitere Auf-
gaben“ heißt es in einer Stellungnahme
der ver.di-Betriebsgruppe.
Als Anfang des Jahres der RBB Radio Mul-
tikulti einstellte, entfiel auch die tägliche
Zulieferung von zwei Sendestunden von
Berlin nach Köln. Die Lücke wurde von
den Kolleginnen und Kollegen vom FHE
geschlossen. Nun entfällt ab Januar die
Zulieferung der spanischen und griechi-
schen Sendungen vom Hessischen Rund-
funk. Künftig sollen diese Sendungen vom
FHE produziert werden.

Auf Grund der Änderungen sahen
sich die WDR-Oberen gezwungen, das
Sendeschema vom FHE zu verändern –
über die Köpfe der Belegschaft hinweg,
wie ver.di kritisiert. So entfällt künftig das
türkische Morgenmagazin „Köln Radyosu“.
Mit der verbliebenen türkischen Abend-
sendung werde der Wegfall sehr ungenü-
gend kompensiert, monieren die Mache-
rinnen und Macher des Morgenmagazins
die Entscheidung der Sendeleitung.

Die im WDR ausgebrochene Debatte
sowohl über das Verhalten der Leitungs-
gremien wie auch über den Wert des Inte-
grationssenders dürften die Chefinnen
und Chefs nicht „einfach aussitzen“.
Wenn nicht noch einmal das „Nachden-
ken anfängt, dann ist der Schaden enorm
– für die Hörerinnen und Hörer, für die
Kolleginnen und Kollegen und für eine
Integration, die die Existenz unterschiedli-
cher kultureller Hintergründe und Spra-
chen akzeptiert“, befürchten die
ver.dianer im WDR. fre ■

Fragwürdige Sparpläne
für erfolgreichen Sender

Ende November überraschte ProSieben-
Sat.1-Konzernchef Thomas Ebeling die
Belegschaft des Nachrichtenkanals N24
mit einer Hiobsbotschaft. Die Nachrich-
tenproduktion sei unrentabel, der Kon-
zern in den Miesen, ein hartes Sparpro-
gramm müsse her. Von Verkauf über eine
„Optimierung“ bis hin zur „völligen in-
haltlichen Neuausrichtung“ ist die Rede.

Die 320 Beschäftigten seien „er-
schrokken und entsetzt über diese Ankün-
digung“, sagt Betriebsratsvorsitzender

Uwe Theuerkauf. Dabei operiert N24 im
schmalen Segment der Nachrichtensender
durchaus erfolgreich. Bereits vor einigen
Jahren wurde RTL-Konkurrent n-tv als
Marktführer abgelöst. N24 erzielt einen
Marktanteil von einem Prozent – in der
News-Sparte ein beachtlicher Wert.

Die Konzernzentrale der ProSieben-
Sat.1 Media AG verweist auf hohe Verluste
des Senderverbunds und den dramati-
schen Einbruch der Werbeumsätze in
jüngster Zeit. Keineswegs werde jedoch er-
wogen, „die Nachrichten aus den Vollpro-
grammen der Gruppe Pro Sieben, Sat.1
und Kabel 1 abzusetzen oder massive Ein-
schnitte vorzunehmen“, beteuert Kon-
zernsprecher Julian Geist.

Der Betriebsrat vermutet, dass hinter
der angekündigten Sparpolitik des Kon-
zerns die neuen Eigner KKR und Permira
stecken. Das Problem sei nicht die Bilanz
von N24, sondern „der Renditewahn der
Heuschrecken, die uns 2007 gekauft ha-
ben“, sagt Theuerkauf. Nach der kredit-
finanzierten Übernahme der Senderkette
SBS vor zweieinhalb Jahren laste auf Pro-
SiebenSat.1 ein Schuldenberg von dreiein-
halb Milliarden Euro und jährliche Zins-
belastungen von 260 Millionen Euro. Die
Entscheidung über die Zukunft von N 24
soll bis März 2010 fallen. kel ■
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Einhergehend mit der letzten technischen
Revolution im Kino, der Digitalisierung, ent-
zündet sich ein Kulturkampf. Genauer gesagt
ein Kampf um die Kulturförderung der Film-
förderanstalt (FFA) und ihrer rechtlichen
Legitimierung, dem Filmfördergesetz (FFG) –
die letzte freie Filmförderung überhaupt!
Leidtragende ist die Kultur.

Seit 1968 hat die Filmförderanstalt (FFA)
die Aufgabe, auf Basis des jeweils gültigen
Filmfördergesetzes (FFG), Maßnahmen zur
Förderung des deutschen Films und zur
Verbesserung der Struktur der deutschen
Filmwirtschaft durchzuführen. Sie ist die
einzige deutsche Filmförderungsinstitu-
tion, die Filme nicht unter rein ökonomi-
schen Gesichtspunkten subventioniert.
Während die Länderfilmförderungen,
etwa in Bayern oder Nordrhein-Westfalen,
jeden vergebenen Euro an die Bedingung
knüpfen, dass die Produktionsfirma das
Anderthalbfache im jeweiligen Bundes-
land wieder ausgibt, fließen die FFA-Zu-
schüsse ohne Auflage!

Der Etat der FFA setzt sich aus den Lei-
stungen der verschiedenen Beitragszahler
zusammen – über Steuermittel verfügt die
FFA nicht! Von Filmtheaterbetreibern und
Videoprogrammanbietern erhebt die FFA
eine Filmabgabe. Diese „wirtschaftsver-
waltungsrechtliche Ausgleichsabgabe“ ist
als Selbsthilfemaßnahme der Film- und
Videowirtschaft ausgestaltet. Ab einem
Nettoumsatz von 75.000,00 Euro pro Jahr,
zahlen Kinobetreiber eine Filmtheater-
abgabe, gestaffelt zwischen. 1,8% und 3%
pro Kinoleinwand. Für die Videopro-
grammanbieter beträgt die Filmabgabe
zwischen 1,8% und 2,3% des Jahresnet-
toumsatzes. Die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten und die privaten Fern-
sehsender beteiligen sich aufgrund von
Abkommen mit der FFA an der Finanzie-
rung der Förderungsmaßnahmen.

Gespeist durch diese Einnahmen för-
dert die FFA aus ihrem Etat von rund 76
Millionen Euro, die Bereiche Filmproduk-
tion und Drehbuch, den Filmabsatz (Ver-
leihförderung) und Video, die filmberuf-
liche Fortbildung, Forschungs-, Rationalisie-
rungs- und Innovationsmaßnahmen, die

Finanzierung vonWerbemaßnahmen sowie
den Bereich Filmabspiel im Filmtheater.

Das klingt abstrakt, betroffen ist aber
nahezu jede deutsche Filmproduktion, die
in der jüngsten Zeit von sich reden ge-
macht hat, und fast jeder bekannte deut-
sche Regisseur. Publikumserfolge wie
„Keinohrhasen“ von Til Schweiger genauso
wie Filme von Christian Petzold, welche
ihre Stammgäste eher auf Festivals finden.

Und obwohl alle Kinobetreiber von
diesem Förderungsmotor profitieren, kla-
gen seit fünf Jahren mehrere große Kino-
ketten gegen das Filmfördergesetz und die
Filmtheaterabgabe. Das Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig hat ihnen Mitte
2009 Recht gegeben. Die Pflichtabgabe sei
rechtswidrig, weil die deutschen Fernseh-
anstalten nicht in gleicher Weise zur Kasse
gebeten werden. Das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes bezüglich. des föderali-
stischen Prinzips der Kulturförderung so-
wie der begrifflichen Trennung zwischen
erlaubter Kulturförderung und gegebenen-
falls umstrittener wirtschaftlicher Subven-
tion stehen noch aus, werden aber mit
Sorge erwartet. Das erst im Dezember 2008
novellierte Filmfördergesetz steht vor ei-
ner erneuten Anpassung. Die klagenden
Kinobetreiber haben ihre Zahlungen unter
Vorbehalt gestellt, der Haushalt der FFA
steht vor dem Kollaps und damit ein wich-
tiger Baustein der Kulturförderung.

Zu keinem Kompromiss bereit

Seit Anfang der 90er Jahre werden in
Deutschland sogenannte Multiplex-Kinos
betrieben. Kinocenter mit mehreren Lein-
wänden, getrimmt auf hohen Besucher-
durchsatz. Kritiker sehen eine Affinität zur
Systemgastronomie à la McDonald. Diese
Multiplexe erkämpften sich einen Markt-
anteil von ca. 50%, haben aber mehrheit-
lich noch nicht die angestrebten Rendite-
dimensionen erreicht. Die anderen 50%
Marktanteil werden von traditionell be-
triebenen Klein- und Mittelständischen
Betrieben gehalten. Da der Gesamtmarkt
über die letzten 20 Jahre kaum eine signi-
fikante Veränderung gezeigt hat, ist eine
Umsatz- bzw. Besuchersteigerung nur über

einen Verdrängungswettbewerb realisier-
bar. Der Hebel dazu könnte die anstehen-
de, unaufhaltsame Digitalisierung der Ki-
noleinwände sein. Das Investitionsvolu-
men von durchschnittlich 77.000 Euro
pro Leinwand ist für die traditionellen
Kinobetreiber kaum finanzierbar, insbe-
sondere nicht unter den Vorzeichen der
Finanzkrise. Darum verhandelten Kino-
vertreter lange Zeit ein Finanzierungs-
modell. Im Rahmen der Filmabspielför-
derung der FFA und mit Zuschüssen von
Bund und Ländern sowie Zahlungen der
Filmverleiher, sollten der Kinobranche
circa 200 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt werden.

Im Frühjahr dann der erste Pauken-
schlag. UCI /Odeon brachte bundesweit
die digitale 3D Vorführung in den Markt –
ohne jede staatliche Hilfe – und verein-
nahmte einen großen Teil der Besucher, so
dass die übrigen Kinobetreiber nachziehen
mussten, wollten sie nicht dauerhaft Be-
sucher verlieren. Aktuell hat UCI/Odeon
verkündet, alle 1.800 Leinwände in Euro-
pa zu digitalisieren.

Parallel dazu zerfiel die Finanzierungs-
basis der FFA nach dem rechtlichen An-
griff der klagenden Multiplexe. Trotz
intensiver Bemühungen des Regierungs-
beauftragten für Kultur und Medien,
Staatsminister Bernd Neumann, scheint
eine Förderung der Digitalisierung un-
möglich geworden zu sein. Die Klage trei-
benden Multiplexe waren zu keinem Kom-
promiss bereit. Sie verzichten scheinbar
lieber auf die Förderung, in dem Bewusst-
sein, dass die ruinösen Kosten der Digitali-
sierung die kleinen und mittleren Kinos in
die Knie zwingen. Wer aber bei der Digita-
lisierung nicht mithalten kann, dem wird
bald das Filmangebot ausgehen und damit
das Publikum. Die analoge Filmkopie
jedenfalls wird bald der Geschichte ange-
hören – und damit vermutlich auch die
kulturelle Vielfalt an Kinos.

Dass auch ein bewährtes Instrument
der Film- und Kulturförderung auf dem
Altar des Mammon geopfert wird, ist eine
andere, wenn auch traurige Geschichte.
Ein Kollateralschaden.

Thomas A. Winzberg ■

Kollateralschaden
Digitalisierung ohne Förderung könnte kleine Kinos in die Knie zwingen
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Das „Weihnachtsgeld“ von der Gesellschaft
zur Verwertung von Leistungsschutzrechten
(GVL) fällt in diesem Jahr spärlicher als er-
hofft aus. Um die Hälfte musste die Ge-
schäftsführung der Verwertungsgesellschaft
die Ausschüttungen für Musiker, Produzen-
ten, Schauspieler und andere Wahrneh-
mungsberechtigte kürzen. Ein Schritt, der ihr
nicht leicht gefallen ist. Sie wurde dazu von
der Musikindustrie sowie den Produzenten
und Importeuren von technischen Geräten
und Speichermedien gezwungen.

Die großen Plattenfirmen hatten Mitte
2007 erstmals Ausschüttungen für die bei
ihnen unter Vertrag stehenden Künstler
gefordert, die nicht in einem EU-Land be-
heimatet sind und deren Werke auch in
Deutschland geschützt seien. Sie sprechen
für Künstler wie Madonna oder Michael
Jackson, deren CDs und DVDs weltweit
am gleichen Tag erscheinen, spätestens
aber innerhalb von 30 Tagen nach der
Erstveröffentlichung auch auf dem deut-
schen Markt offiziell zu kaufen sind. Bei
den neuen Alben besteht daran wenig
Zweifel. Für ältere Aufnahmen wie für das
jeweilige gesamte Repertoire wird es aber
schwer werden, dies nachzuprüfen.

Die Plattenfirmen berufen sich auf gül-
tige Verträge. Im Gegensatz zu Deutsch-
land, wo die Zweitverwertungsrechte von
Künstlern und Herstellern die GVL wahr
nimmt, treten die amerikanischen Künst-
ler alle Rechte an die Firmen ab.

Ob die Rechte wirksam abgetreten
wurden und die Forderungen berechtigt
sind, muss das Deutsche Marken- und
Patentamt klären. Auf jeden Fall gibt es ei-
nen faden Beigeschmack. Zum einen, weil
die Musikindustrie zum Nachteil ihrer
deutschen und europäischen Klienten den
bisherigen Verteilerschlüssel einer Verwer-
tungsgesellschaft in Frage stellt, in der sie
selbst aktiver Gesellschafter ist. Zum ande-
ren, weil sie im Gegenzug von der GVL
verlangt hat, keine Gegenseitigkeitsver-
träge mit ihrer amerikanischen Schwester-
gesellschaft abzuschließen. So gehen deut-
schen Künstlern Einnahmen verloren, die
sie auf dem dortigen Markt durch die
Zweitverwertung ihrer Rechte erzielen.

Jeden Tag hoffen die Verantwortli-
chen der GVL nun auf eine Entscheidung

der Juristen des Patentamtes. Der Ausgang
scheint offen. Ebenso wie heute keiner
einschätzen kann, ob die unterlegene
Seite in Berufung geht. Das Verfahren
könnte sich sehr lange hinziehen.

Solange eine endgültige Entscheidung
aussteht, muss die GVL die strittige Sum-
me von 28,3 Mio. Euro auf ihren Konten
einfrieren und darf sie nicht an deutsche
und europäische Kreative auszahlen.

Ein weiteres Loch im Ausschüttungs-
Etat hat der deutsche Gesetzgeber – wie
von vielen Kritikern befürchtet – mit der
Änderung des Urheberrechts gerissen. In
den Verhandlungen um die Vergütung
von Privatkopien haben sich Hersteller
und Importeure von Aufzeichnungs- und
Vervielfältigungsmedien durchgesetzt. Wur-
den sie zuvor pauschal zur Kasse gebeten,
muss die GVL jetzt mit jedem Produzen-
ten von Rekordern, Playern oder Speicher-
medien separate Vereinbarungen treffen.

„Die konnten bislang nicht abge-
schlossen werden, weil die Widerstände
der Zahlungspflichtigen dies verhindert
haben,“ musste die Geschäftsführung der
GVL im Oktober mitteilen. Mit einigen
Herstellern laufen noch Verhandlungen,
mit anderen sind sie gescheitert. Zeitauf-
wändige Schieds- und Gerichtsverfahren
zur Durchsetzung der Interessen der GVL-
Ausschüttungsberechtigten sind die Folge.

Die Blockadehaltung hat unmittelba-
re Auswirkungen auf die Ausschüttungs-
summe. Statt 83,4 Mio. Euro für das Jahr
2007 können 2008 nur 68,7 Mio. Euro ver-
teilt werden. Der Einnahmeverlust sum-
mierte sich mit den Rückstellungen zu er-
heblichen Einbußen für die Künstler. Die
für Ausschüttungen zur Verfügung stehen-
de Summe halbierte sich im Vergleich zu
2007 auf 40,3 Millionen Euro für 2008.

Die Geschäftsführung der GVL macht
allen Wahrnehmungsberechtigten Mut,
dass der Scheck im kommenden Jahr wie-
der höher ausfallen wird. Sie setzt dabei
vor allem auf Nachzahlungen von den
Hardware-Herstellern. Und sie hat die
Hoffnung nicht aufgegeben, dass die ein-
gefrorenen Millionen nur unter den an-
spruchsberechtigten in Deutschland ver-
teilt und bald ein Abkommen ihrer ameri-
kanischen Schwesterinstitution geschlos-
sen werden kann. Katharina Dockhorn ■

Einbußen
für Künstler
Verwertungsgesellschaft musste Gelder einfrieren

Die Einigkeit
der Einzelgänger
40 Jahre Verband
deutscher Schriftsteller

Mit einer literarischen Festveranstal-
tung zum 20. Jahrestag des Mauerfalls
zwischen West und Ost sowie zwei
Fachdiskussionen zu Digitalisierung
und Urheberrecht feierte der Verband
deutscher Schriftsteller (VS) in ver.di
unter dem Titel „Samtene und digitale
Revolution“ am 11. und 12. November
in Berlin sein 40jähriges Bestehen. VS-
Vorsitzender Imre Török erinnerte daran,
dass Heinrich Böll 1969 bei der Grün-
dungsveranstaltung im Kölner Gürze-
nich zur „Einigkeit der Einzelgänger“
und zum „Ende der Bescheidenheit“
der Kulturschaffenden aufgerufen hatte.
Schriftstellerinnen und Autoren kämpf-
ten heute immer noch gegen niedrige
Honorare, aber zusätzlich sei durch die
Digitalisierung eine „neue Bedrohung
auf leisen Sohlen“ dazugekommen, sag-
te Imre Török.

Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU) versprach den versam-
melten VS-Mitgliedern, auch weiterhin
ihr „Verbündeter“ zu sein und sie im
Kampf gegen privatwirtschaftliche Kul-
turaneignung wie die Bücherdigitalisie-
rung durch Google zu unterstützen.
Kulturschaffende hätten allen Grund den
Kopf hoch zu tragen, schließlich sei
die Kultur- und Kreativwirtschaft ein
bedeutender ökonomischer Faktor, was
der stellvertretende ver.di-Vorsitzende
Frank Werneke mit einem Hinweis auf
das bevorstehende Weihnachtsgeschäft
ebenfalls unterstrich.

Den literarischen Teil des Festakts
bildeten die Lesungen von Artur Becker
und Pavel Kohout, von Erich Loest,
selbst von 1994 bis 1997 Vorsitzender
des VS, sowie von Katja Müller-Lange,
Ines Geipel und dem österreichischen
Schriftsteller Josef Haslinger, der seit
Jahren am Literaturinstitut in Leipzig
unterrichtet.

In den Erinnerungsrunden übte
Kohout harte Kritik an den ersten 20
Jahren des VS. Er warf den damals west-
lichen, links orientierten Mitgliedern
vor, die nicht-kommunistischen Intel-
lektuellen des Ostblocks zu wenig un-
terstützt zu haben. Hier sei Aufarbei-
tung zu leisten. Wie Török schon zu
Beginn des Festakts meinte: „Erinne-
rungsarbeit bleibt in einem Europa
ohne Grenzen und Stacheldraht eine
zukunftsweisende Aufgabe – nicht nur
für Schriftsteller.“ sus ■
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Mit ein paar Tagen Nachfrist ist am 13. No-
vember der neue Entwurf des Google Book
Settlements (zuletzt M10.2009) beim Fede-
ral District Court in Manhattan vorgelegt
worden. Wichtigste Änderung aus deutscher
Sicht: Der revidierte Vergleich umfasst nur
noch Bücher und andere Schriften, die bis
zum 5. Januar 2009 entweder beim US
Copyright Office registriert oder in Groß-
britannien, Australien oder Kanada veröf-
fentlicht wurden.

Damit dürften die geschützten Werke
von deutschen Autoren und Verlagen
nicht mehr unter das Settlement fallen,
sofern sie nicht wie bis 1978 üblich in den
USA registriert wurden. Während hier die
internationalen Proteste erfolgreich wa-
ren, soll Google als vergriffen eingestufte
Bücher in den USA weiter ohne Zu-
stimmung nutzen dürfen. Rechteinhaber
müssten sich also weiterhin an das Book
Rights Registry wenden, wenn sie die Nut-
zung verhindern oder eine Beteiligung
an den erzielten Erlösen von unverändert
63 Prozent der Einnahmen sicherstellen
wollen.

Für Zahlungen von Google an das
Book Rights Registry, die von den Rechte-
inhabern nicht beansprucht werden (so
bei verwaisten Werken), soll eine „Un-

claimed Works Fiduciary“ eingerichtet
werden. Als eine Art Treuhänder soll sie
diese Gelder fünf Jahre lang aufbewahren.
Danach soll ein Teil des Geldes für die Su-
che nach den Rechteinhabern und nach
zehn Jahren für literarische Einrichtungen
oder Stiftungen verwendet werden.

Unabhängig vom revidierten Settle-
ment besteht aufgrund der Änderungen
des Wahrnehmungsvertrages der VG Wort
die Möglichkeit, dass digitale Nutzungen
von vergriffenenWerken – mit Zustimmung
der Rechteinhaber – über die Verwertungs-
gesellschaft zentral lizenziert werden. Dies
betrifft sowohl das Google-Projekt als an-
dere Digitalisierungsprogramme wie die
Deutsche Digitale Bibliothek oder Euro-
peana.

Der neue Vergleichsvorschlag zwi-
schen Google und der US-Autorengewerk-
schaft Authors Guild sowie dem US-Verle-
gerverband ist vom zuständigen Richter
Denny Chin vorläufig genehmigt worden.
Er hat einen neuen Anhörungstermin für
den 18. Februar 2010 angesetzt. Bis Ende
Januar haben interessierte Parteien erneut
Gelegenheit Stellung zu nehmen. Die Fris-
ten für die Beanspruchung und Entfer-
nung von Werken wurde neu auf März
2011 bzw. 2012 festgelegt. lü ■

Google Settlement
Neuer Vergleich fast ohne deutsche Bücher

➧ Aus der VG Wort
Schecks im Frühjahr
Um die Urhebervergütungen auf Vervielfältigungs-
geräte zu erhalten, muss die VG Wort oft jahre-
lang prozessieren. Erfolg hatte sie vor dem Bun-
desgerichtshof in Bezug auf Multifunktionsgeräte
für die Jahre 2002 bis 2007. Rund 280 Millionen
Euro kamen dadurch 2009 in die Kasse der Ver-
wertungsgesellschaft. Die Tantiemen
werden anteilsmäßig und jahrgangsgenau an
die Wahrnehmungsberechtigten ausgeschüttet,
die für diese Jahre Reprografievergütung erhalten
haben. Die Schecks werden im Frühjahr 2010
versandt.

Autorenversorgung neu
Ende 1995 wurde das Autorenversorgungswerk
der VG Wort aus finanziellen Gründen für Neu-
zugänge geschlossen. Ab 2011 wird das AVW
wieder Zuschüsse zur Altersvorsorge für freie Au-
torinnen und Autoren zahlen. Dafür hatten
sich insbesondere die in der VG Wort engagierten
ver.di-Mitglieder seit Jahren eingesetzt.

Dafür müssen die Autoren ihre Texte online selbst
bei der VG Wort registrieren lassen
(Zugang: http://tom.vgwort.de/).
Dabei gibt es drei Bedingungen:

• Der Text muss 2010 frei im Internet zugänglich
sein. Auch Texte aus den Vorjahren können
gemeldet werden.

• Im Internet-Text darf kein VG-Wort-Pixel
eingebaut sein und der Urheber hat keine
Möglichkeit, selbst zu verpixeln.

• Der einzelne Internet-Text muss aus min-
destens 1.800 Zeichen bestehen (Ausnahme:
Lyrik).

Die Internet-Texte müssen bis zum 31. Dezember
2010 online gemeldet werden. Die Sonderaus-
schüttung erfolgt dann im September / Oktober
2011. Bei der ersten Sonderausschüttung 2009
gab es für jeden Web-Text 3 Euro.

Beim AVW II gibt es eine Einmalzahlung, die
künftig mit Erreichen des 55. Lebensjahres bean-
tragt werden kann – 2010 also von den in der
KSK rentenversicherten Autoren des Geburtsjah-
res 1955. Die Höhe der Zahlung wird jährlich neu
festgelegt, da sie von den Einnahmen der VG
Wort abhängig ist. Gedacht ist an einen Betrag
zwischen 2500 und 3000 Euro.
Für die mehreren tausend Autoren der Geburts-
jahrgänge 1942 bis 1954, die nach der AVW-
Schließung leer ausgingen, gibt es eine Sonderre-
gelung mit nach Jahrgängen gestaffelten Zahlun-
gen bis 2013.

METIS auch 2010
Auch im Jahr 2011 (wie auch schon 2009 und
2010) wird es beim Online-Meldesystems METIS
(Meldung von Texten auf Internet-Seiten) der VG
Wort wieder eine Sonderausschüttung für Auto-
rinnen und Autoren geben, deren Verlage oder
andere Online-Portalbetreiber Web-Texte nicht
mit VG-Wort-Zählpixeln versehen.

Fairere Reglungen
für Freie erstritten
Der Berliner Verlag von DuMont Schau-
berg (Berliner Zeitung, Berliner Kurier)
wird seine Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (AGB) gegenüber den freien
Fotografen und Journalisten nicht mehr
in der bisherigen Form verwenden.
Dazu wurde am 6. November 2009 eine
Unterlassungserklärung gegenüber ver.di
unterzeichnet, mit der sich der Verlag
dazu verpflichtet. Die AGB wurden in-
tern bereits komplett zurückgezogen
und sollen überarbeitet werden.

Bisher waren mit dem Text- oder
Fotohonorar auch Vermiet- und Ver-
leihrechte, Datenbankrechte und sogar
Werberechte abgegolten. Ein zusätz-
liches Honorar hätte den Fotografen und
Journalisten für eine weitere Nutzung
nicht zugestanden. Unwirksam sind
jetzt auch die Passagen: „Die aus der je-
weiligen Vermarktung und Verwertung
der Rechte erzielten Erlöse stehen allein
demjenigen zu, der sie erzielt.“ Bisher
hatten die Urheber nicht einmal ein
Auskunftsrecht gegenüber dem Verlag,
wie ihre Texte und Fotos weiterverwen-
det wurden. „Wir sind sehr zufrieden“,
stellt Andreas Köhn, stellvertretender
ver.di-Landesbezirksleiter Berlin-Bran-
denburg fest. „Für die Fotografen und
Journalisten konnten durch ver.di we-
sentlich fairere Regelungen erstritten
werden.“ Red. ■



Die Medienlandschaft Israels, die Geschichte
des jüdischen Volkes und die Arbeitsbedin-
gungen von Migranten – das Programm der
dju-Journalistenreise vom 31. Oktober bis
zum 8. November nach Israel war abwechs-
lungsreich. Doch bei den zahlreichen Aus-
flügen und Gesprächen ging es auch immer
wieder um den Nahostkonflikt. Ein Bericht
von beiden Seiten der Sperranlagen.

Die Luft ist frisch und der Himmel blass-
blau, als sich Aboud an diesem November-
morgen auf den Weg zur Arbeit macht.
Wie jeden Tag ist der Palästinenser um
5.30 Uhr in der Frühe aufgestanden, um
pünktlich an seinem Arbeitsplatz in Jeru-
salem zu sein, wo er in einer Fabrik Hüh-
ner zerteilt. Denn wie tausende andere
Palästinenser mit einer Arbeitserlaubnis
für Israel muss der Mittdreißiger den Qa-
landia-Checkpoint (Bild) etwa drei Kilo-
meter südlich von Ramallah passieren, um
aus dem Westjordanland nach Jerusalem
zu gelangen. Nun wartet er vor den blau
lackierten Eisengittern darauf, dass die is-
raelischen Sicherheitskräfte an dem
Checkpoint wieder für kurze Zeit das
Drehkreuz öffnen und sich ein paar Dut-
zend Männer auf die andere Seite der Ab-
sperrung drängen können. „Wie lange
braucht ihr mit dem Flugzeug aus
Deutschland nach Israel?“, fragt Aboud
genervt. „Etwa vier Stunden? Fast so lange
verbringe ich hier auf meinem Hin- und
Rückweg jeden Tag.“ Plötzlich kommt Un-
ruhe in die Wartenden: Das Drehkreuz ist
geöffnet und auch Aboud schiebt sich in
dem Gedränge ein kleines Stück weiter
nach vorne.

Die Checkpoints und die mehr als
700 Kilometer lange Sperranlage zwischen
Israel und dem Westjordanland sollen of-
fiziell verhindern, dass Waffen geschmug-
gelt werden oder sich Selbstmordatten-
täter in israelischen Städten in die Luft
sprengen. Seit 2003 mit dem Bau des Zau-
nes begonnen wurde, ist die Zahl der
Selbstmordanschläge zwar deutlich gesun-
ken, aber die Menschenrechtsaktivistin
Ronny Perlman kritisiert die Behandlung
der Palästinenser an den Kontrollpunkten
als „Schikane“. Die 65-Jährige gehört zu
der israelischen Frauenorganisation Mach-
som Watch, die das Verhalten der Sicher-

heitskräfte an den
Checkpoints beo-
bachtet und etwai-
ge Zwischenfälle
dokumentiert. „Die
Situation hier ist
schlecht“, bedauert
Perlman. „Schlecht
für die Paläs-
tinenser, für unsere
Demokratie und unsere Zukunft.“

Daniel Seaman, der das Presseamt der
israelischen Regierung leitet, räumt in ei-
nem Gespräch in Jerusalem ein, dass es an
den Kontrollpunkten auch „rüdes Verhal-
ten“ von Soldaten gegeben hat. Für Sea-
man sind die Checkpoints und die Sperr-
anlage jedoch eine „Frage von Leben und
Tod“: „Die Mauer ist schrecklich, aber sie
hat einen Teufelskreis der Gewalt ge-
stoppt.“ Für die einseitige Errichtung der
Anlagen durch Israel macht der Regie-
rungssprecher die Palästinenser-Führung
verantwortlich. „Da es auf ihrer Seite keine
verantwortliche Autorität gibt, schaffen
wir die Bedingungen selbst, die uns ein
sicheres Leben ermöglichen.“ Die im West-
jordanland regierende Fatah und die den
Gazastreifen kontrollierende radikalislami-
sche Hamas sind verfeindet und können
sich nicht auf eine gemeinsame Verhand-
lungslinie gegenüber Israel einigen.

In der Mukata in Ramallah, demHaupt-
quartier der Palästinensischen Autonomie-
behörde, sitzt Rafik Husseini vor Porträts
des verstorbenen Palästinenserpräsidenten
Jassir Arafat und von dessen Nachfolger
Mahmud Abbas. Der Stabschef hat das Ar-
gument von dem fehlenden Verhandlungs-
partner schon oft gehört: „Erst schwächt
die israelische Regierung Abbas, dann sagt
sie, er sei als Verhandlungspartner zu
schwach.“ Dieses Vorgehen zeige, dass Is-
raels Regierung gar nicht über eine Lösung
des Konflikts verhandeln wolle. Zu den
Streitpunkten gehört neben den jüdischen
Siedlungen in Ostjerusalem und dem
Westjordanland auch der Verlauf der
Sperranlage. Die Palästinenser befürchten,
dass sie im Falle einer Zwei-Staaten-
Lösung zur offiziellen Grenze wird und so
an manchen Orten Teile des Westjordan-
landes Israel zugeschlagen werden. Als
Beispiel für den ungerechten Verlauf

nennt Husseini auch den Qalandia-Check-
point: „Der Kontrollpunkt liegt zwischen
dem Westjordanland und dem arabischen
Teil von Jerusalem.“

Auch die israelische Friedensaktivistin
Lydia Aisenberg kritisiert während einer
Tour entlang des Zauns im Nordwesten
Israels dessen Verlauf: „Die Sperranlagen
weichen immer wieder von der Waffen-
stillstandslinie von 1967 ab und schnei-
den ins Westjordanland ein, damit sie jü-
dische Siedlungen einschließen.“ So werde
den Palästinensern das Leben schwer ge-
macht, sagt Aisenberg, die sich für den
arabisch-jüdischen Dialog einsetzt.

Die Verständigung beider Seiten ist
auch das Ziel von Nomika Zion aus Sderot.
Die Stadt liegt nur rund einen Kilometer
vom Gazastreifen entfernt und seit 2001
wurden durch Raketenbeschuss von Seiten
der Hamas und anderer radikaler Palästi-
nensergruppen immer wieder Bewohner
verletzt oder getötet. „Viele Menschen hier
sind dadurch immer extremer geworden
und können und wollen sich nicht mehr
vorstellen, wie die Palästinenser im Gaza-
streifen leben“, berichtet Zion.

Sie leidet wie viele Bewohner Sderots
an den psychologischen Folgen der unbe-
rechenbaren Angriffe und auch in der
Wand ihres Hauses haben Splitter eines
Geschosses Spuren hinterlassen. Zion hat
dennoch die Gruppe „Die andere Stimme“
gegründet, die mit Bewohnern des Gaza-
streifens per Telefon und über das Internet
Kontakt hält. „Wir wollen so einen Dialog
aufbauen und wieder Verständnis für die
jeweils andere Seite schaffen.“ An einen
raschen Frieden glaubt aber auch Zion
nicht, denn seit Ende des Gazakriegs im
Januar 2009 wurden aus dem Gazastreifen
und dem Libanon mehr als 180 Mal Rake-
ten oder Mörser auf israelisches Gebiet ab-
gefeuert. Jan Dörner ■
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Beide Seiten
der Mauer
dju organisierte Journalistenreise nach Israel
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Tödlicher Angriff
Philippinen: Bei Massaker 29 Journalisten ermordet

Der Konvoi war unterwegs zu einem Wahlbüro, als plötzlich
etwa 50 schwer bewaffnete Männer die Gruppe überfielen. We-
nige Stunden später hatten die Philippinen ein Blutbad erlebt,
das nach den Worten des New Yorker „Komitees zum Schutz der
Journalisten“ der „tödlichste Angriff auf Journalisten war, den wir
jemals dokumentiert haben.“ Schließlich wurden 57 Leichen ge-
zählt, die – zum Teil enthauptet – in Massengräbern verscharrt
wurden. Unter den Opfern waren mindestens 29 Medienvertre-
ter. Für die Tat sollte es keine Zeugen geben – erst recht keine, die
darüber berichten. Am Morgen des 23. November waren Angehö-
rige und Unterstützer des Oppositionspolitikers Esmael Mangu-
dadatu aufgebrochen, um diesen als Kandidaten für die im kom-
menden Jahr anstehenden Gouverneurswahlen in der Provinz
Mindanao registrieren zu lassen. Zahlreiche Journalisten beglei-
teten die Gruppe. Der Überfall wurde offenbar vom Sohn des
Gouverneurs Andal Ampatuan angeführt. Dieser wurde unmit-
telbar nach der Tat festgenommen. Die Familienclans der beiden
Politiker sind seit langem verfeindet. Auch die Frau und mehre-
re Verwandte von Esmael Mangudadatu wurden getötet.

Von einem „schwarzen Tag für die Pressefreiheit“ sprach die
Organisation „Reporter ohne Grenzen“. Man habe schon oft die
Kultur der Straflosigkeit auf den Philippinen kritisiert und forde-
re jetzt eine entschlossene Antwort der Behörden auf das un-
glaubliche Blutbad. Nonoy Espina, stellvertretender Vorsitzender
der Nationalen Journalistengewerkschaft der Philippinen (NUJP),
erklärte, die Medienvertreter seines Landes stünden unter
Schock. Er verlangte: „Die Regierung muss die Verantwortlichen
für das Massaker zur Rechenschaft ziehen.“ hg ■

Ende der Geiselhaft
Nach 15 Monaten in somalischer Geiselhaft sind zwei Journalis-
ten Ende November freigekommen. Die kanadische Reporterin
Amanda Lindhout und der australische Fotogaf Nigel Brennan
wurden am Abend des 25. November vier Parlamentariern über-
geben. Nach Angaben der Polizei wurde ein Lösegeld gezahlt.

Die beiden Journalisten waren im August 2008 zusammen
mit ihrem Fahrer südwestlich der somalischen Hauptstadt Mo-
gadischu verschleppt worden. Vorher hatten sie ein Flüchtlings-
lager in Afgoye besucht. Amanda Lindhout sagte nach ihrer Frei-
lassung, sie sei von den Geiselnehmern an mehreren Orten in
dunklen Räumen gefangen gehalten worden. Man habe sie ge-
schlagen und ihr nur wenig zu essen gegeben. „Über die Entfüh-
rer habe ich wenig erfahren. Ich bin aber ziemlich sicher, dass es
gewöhnliche Kriminelle waren. Eine politische Motivation habe
ich bei ihrem Auftreten nicht erkennen können“, sagte sie im
kanadischen Fernsehen. hg ■

internationales

➧ Reporter ohne Grenzen mit neuer Adresse
Die deutsche Sektion von Reporter ohne Grenzen ist umgezogen an die
Jannowitzbrücke in Berlin Mitte: Reporter ohne Grenzen e. V.,
Brückenstraße 4, 10179 Berlin, Telefon: +49 (0)30 20215 10 – 15;
Fax: +49 (0)30 20215 10 – 29. Am 19. Februar 2010 ist Einweihung,
Pressekonferenz und Mitgliederversammlung.
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Journalismus aktuell

ABP, München. 18. bis 20. Januar:
Kreatives Schreiben – Zeitschrift I.
21. / 22. Januar: Newsdesk. 8. bis 10. Fe-
bruar in Kulmbach: Kreatives Schreiben
– Zeitung I.
ABZV, Bonn. 8. / 9. Februar in Blaubeu-
ren: Kreatives Schreiben. 1. / 2. März in
Stuttgart: Die Lust am Lesen wecken.
ADB, München. Jeweils 21. / 22. Janu-
ar, 18. / 19. Februar, 1. / 2. März: Freies
Lektorat – Sicher redigieren.
ADR, Rottenburg-Stuttgart. 26. Fe-
bruar bis 1. März: Basiskurs Journalis-
mus. 2. bis 6. März: Schreibpraxis I.
AFP, Hamburg. 25. / 26. Januar: Inter-
netwissen für Journalisten.
12. / 13. Februar: Große Geschichten.
15. bis 17. Februar: Recherche-Basics.
17. bis 19. Februar: Schreibwerkstatt.
22. / 23. Februar: Redigieren.
AKAD, Berlin. 2. Februar: Beginn des
4-wöchigen Online-Kurses „Sachbuch
schreiben“.
AR, Remscheid. 23. bis 25. Februar:
Medienberatung für Eltern.
ARD.ZDF, Wiesbaden. 14. / 15. Januar:
Aktuelle Entwicklungen im Urheberrecht.
18. / 19. Januar: Überzeugende Konzepte,
Berichte und Entscheidungsvorlagen
schreiben. 15. bis 17. Februar: Recherche
investigativ.
BKB, Wolfenbüttel. 21. bis 23. Februar:
Ein Leben erfinden – Werkstatt biogra-
phischer Roman.
BPB, Bonn. 8. bis 10. Februar in Hattin-
gen: Web 2.0 in der politischen Bildung
– Potenziale, Akteure, Methoden.
DGB, Hattingen. 21. bis 26. Februar:
Europa kennen lernen – Wie funktioniert
die EU (Mit 2-tägiger Exkursion nach
Brüssel).
FES, Bonn. 18. bis 22. Januar in Würz-
burg: Die Kunst von Form und Inhalt –
Journalistische Darstellungsformen.
JHB, Hagen. 13. Januar: Medienrecht.
1. bis 3. Februar: Journalistisches Schrei-
ben für Einsteiger. 3. bis 5. Februar:
Fremdtexte redigieren.
KEP,Wetzlar. 26. / 27. Februar: Kreatives
Schreiben.
MAZ, Luzern. 25. bis 27. Januar:
Medienrecht Grundlagen – Im Zweifel
für ... 26. bis 28. Januar: Medienethik –
Fairer Journalismus und seine Grenzen.
1. bis 4. März: Journalistisches Texten –
Was ist ein guter Text?
MH, Hamburg. 6. / 7. Februar: Redigie-
ren. 15. bis 19. Februar: Journalistisches
Schreiben.
NA, Hamburg. 20. Januar in Düsseldorf:
Effizientes Korrekturlesen. 21. Januar in

Zürich: Schreibstil-Update. 25. / 26. Fe-
bruar in Berlin: Kreatives Texten.
25. / 26. Februar in Düsseldorf: Schreib-
und Redigierwerkstatt.
NK, Rendsburg. 28. bis 31. Januar: Bio-
grafische Textarbeit – Schreibseminar.
TA, Augsburg. Jeweils 19. / 20. Januar
in Frankfurt, 27. / 28. Januar in Düssel-
dorf, 24. / 25. Februar in München,
2./3. März in Stuttgart: Textwerkstatt I + II.
Jeweils 9. Febr. in Stuttgart und 25. Febr.
in München: Kreativitätstechniken.
2. März in Düsseldorf: Rechtschreibung.
VDZ, Berlin. 23. Februar in Hamburg:
Journalismus in crossmedialen Angeboten.

Journalistische Themen

ABP, München. 25. bis 29. Januar:
Sportreportage. 1. bis 3. März: Der Ge-
richts- und Polizeireporter. 4. / 5. März:
Der Gesellschaftsreporter.
ABZV, Bonn. 25. / 26. Januar: Lokale
Sportberichterstattung. 3. / 4. März in
Blaubeuren: Der Haushalt der Gemeinde.
AFP, Hamburg. 4. / 5. März: Service-
Journalismus.
FES, Bonn. 25. bis 29. Januar: Politischer
Journalismus für die Lokalpresse. 8. bis
10. Februar: Kriminalberichterstattung.
KLARA, Berlin. 18. / 19. Februar:
Genussvoll schreiben – Gastrokritiken.
MAZ, Luzern. 25. bis 27. Januar: Kultur
und Journalismus – Die Kunst der Kritik.
MH, Hamburg. 19. bis 21. Februar:
Wissenschaftsjournalismus.

Journalistische Formen

ABP, München. 8. bis 12. Februar: In-
terview. 17. bis 19. Februar in Kulm-
bach: Nachricht und Bericht.
22. bis 24. Februar: Boulevardjournalis-
mus. 25. / 26. Februar: Titel, Untertitel,
BU – Zeitung. 1. / 2. März: Redaktionelle
Suchmaschinenoptimierung. 4. / 5. März:
Titel, Untertitel, BU – Zeitschrift.
ABZV, Bonn. 4. / 5. März: Bericht – Die
unterschätzte Gattung.
AFP, Hamburg. 18. Januar: Titel, Vor-
spann und BU.
1. bis 3. März: Die Magazingeschichte.
APB, Tutzing. 1. bis 5. März: Nach-
gehakt: Die Kunst des Fragens –
Interviewtraining für Journalisten.
BKB, Wolfenbüttel. 13. bis 15. Februar:
Was ist Literaturkritik? Wie man Bücher
bespricht.
FES, Bonn. 18. / 19. Februar in Berlin:
Wer fragt, der führt – Das politische In-
terview.
JA, München. 23. / 24. Januar: Head-
lines, Teaser, Nachrichten. 5. bis 7. März:

Von der Meldung zum Kommentar (dju-
Mitglieder erhalten 50% Rabatt).
JHB, Hagen. 26. bis 28. Januar: Inter-
viewtraining für Anfänger.
1. bis 3. März: Schreibtraining –
Vorspann und Texteinstieg.
MAZ, Luzern. 18. bis 20. Januar:
Reportage Print. 22. bis 25. Februar:
Reportage – Wir gehen näher ran.
26. bis 29. Januar: Interview –
Im Dialog ermitteln und vermitteln.

Journalismus online

ABP, München. 25. bis 29. Januar:
Grundkurs Online. 17. bis 19. Februar:
Web 2.0. 22. bis 26. Februar in Kulm-
bach: Online-Texten.
AFP, Hamburg. 4. / 5. Februar: Schrei-
ben für Netz. 25. / 26. Februar: Blog und
Webkolumne.
FES, Bonn. 22. Februar, 1., 8. und 15.
März: Web 2.0-Impulse für Journalistin-
nen und Journalisten (keine Präsenz-
veranstaltung,Webinar im Internet an
vier Abenden).
IFP, München. 8. / 9. Februar: Gut
im Bilde – Christliche Botschaften im
Internet.
JA, München. 18. bis 20. Januar:
Content-Management für Online-Re-
daktionen. 5. bis 7. Februar: HTML für
Redaktionen (dju-Mitglieder erhalten
50% Rabatt).
MAZ, Luzern. Jeweils 21. Januar und
25. Januar: Multimedia III – Produzieren
fürs Web. 1. März: Multimedia I –
Produzieren fürs Web. 3. März: Trends
im Online-Journalismus – Mehrwert für
Web und Print.
MH, Hamburg. 22. bis 24. Januar:
Online-Journalismus.
NA, Hamburg. 26. Januar in Zürich:
Social Media.
PFA, Frankfurt. 29. / 30. Januar: Videos
fürs Netz – Workshop für Onliner.
TA, Augsburg. 2. März in Düsseldorf,
4. März in München: Texten für Internet
und E-Mail.

Layout / Infografik

ADB, München. 3. März: Typographie.
MAC, München. Ab 11. Januar werden
an den Standorten München, Stuttgart,
Köln, Osnabrück, Hamburg und Berlin
zahlreiche mehrtägige Kurse in den
Bereichen Grafik, Bildbearbeitung, AV,
3D-Animation, Multimedia und Internet
angeboten. Kurse gibt es etwa zu Print-
design, InDesign, Photoshop, Adobe
Illustrator, Freehand und QuarkXpress,
Flash, Dreamweaver, CSS oder Typo 3.
Informationen zu den genauen Terminen
bitte im Internet suchen oder telefonisch
erfragen (siehe Kasten).

Volontäre

ABP, München. 18. bis 29. Januar:
Grundkurs I – Zeitung. 25. Januar bis
2. Februar: Grundkurs II – Zeitschrift.
1. bis 12. Februar: Grundkurs II – Zeitung.
1. bis 12. März: Grundkurs I – Zeit-
schrift. 1. bis 12. März in Kulmbach:
Grundkurs I – Zeitung.
ABZV, Bonn. 25. Januar bis 5. Februar
in Stuttgart: Grundlagenseminar.
1. bis 12. Februar: Grundlagen journa-
listischer Arbeit.
1. bis 12. März: Aufbaukurs II.
AFP, Hamburg. 1. bis 26. Februar:
Kompaktkurs für Printvolontäre.
1. bis 12. Februar: Kompaktkurs für
Radiovolontäre. 1. bis 26. März: Kom-
paktkurs für Print-Volontäre.
AM, Düsseldorf. 1. bis 12. März:
Volontärskurs Lokalfunk.
JHB, Hagen. 1. bis 26. März: Volontär-
seminar.
KLARA, Berlin. 15. Februar bis 12. März:
Volontärskurs Printmedien. 15. Februar
bis 26. März: Der große Volokurs.
RTL, Köln. 25. Januar bis 5. Februar:
Volontärskurs – Grundlagen und Hand-
werk des Journalismus.

Fotografie

ADB, München. 5. März: Bildrechte.
JA, München. 22. bis 24. Februar:
In Bildern denken, Bilder bearbeiten
(dju-Mitglieder erhalten 50% Rabatt).
MAZ, Luzern. 15. / 16. Februar: Illustra-
tionen für Printmedien – Was funktio-
niert? 22. Februar: Werbung für Bilder –
Art Buying.

Hörfunk

ARD. ZDF, Wiesbaden. 11. / 12. Januar:
Viele Wege führen ins Funkhaus –
Digitale Kontribution im Hörfunk.
1. bis 5. Februar: Fragen auf den Punkt
gebracht – Das Interview im Radio.
15. / 16. Februar: HF-Programm-Teasing.
HFS, Frankfurt. 23. Januar: Service
und Wetter im Radio. 23. Januar:
Die Reportage – Trainingsworkshop.
6. Februar: die Filmkritik im Radio.
20. Februar: Stimme als Potenzial.
JA, München. 19. bis 21. März: Jour-
nalismus 2.0 – Podcasts.
LSM, Leipzig. 27. / 28. Januar: Schreib-
werkstatt Radio – Features mit Sog und
Kraft.
MAZ, Luzern. 1. bis 3. Februar: Radio
für Nicht-Radioleute – Ein Einblick.
MEZ, Berlin. Diverse, frei zusammen-
stellbare Seminare vor allem zum
Radio-, aber auch zum TV-, Web- und
Printjournalismus unter:
www.medienkonkret.de.

32 M 12.2009

serviceseminare



service

MH, Hamburg. 27. / 28. Februar:
Sprechen für Radio und Fernsehen.
MQ, Köln. 18. / 19. Januar: Grundkurs
Sprechtraining. 25. Januar: Kollegiales
Airchecking – Methoden und Tools für
das interne Programmcontrolling.
8. bis 10. Februar: Moderationstraining
für Frauen.
PFA, Frankfurt. 16. Januar: Fürs Hören
schreiben – Moderationen und Texte
fürs Radio. 30. Januar: Sprechen und
Präsentieren vor dem Mikrofon I.
5. / 6. Februar: Einführung in den digita-
len Schnitt. 5. / 6. Februar: Grundkurs
Radio – Die Arbeit im Studio.
6. Februar: Kino im Radio – Die Filmkritik.
20. Februar: Der gebaute Beitrag.
20. Februar: Sprechen und Präsentieren
vor dem Mikrofon II.

Film & TV

ABP, München. 6. / 7. Februar: Dreh-
buchwerkstatt I.
AFP, Hamburg. 19. bis 22. Januar:
Der Magazinbeitrag.
AGA, Marl. Seminare für den Fernseh-
nachwuchs: 21. / 22. Januar: Interview;
4. / 5. Februar: Postproduktion –
Non-lineares Editing und Mischung.
ARD. ZDF, Wiesbaden. 15. bis
19. Februar: Fernsehsatire, Glosse,
Meinungsfilme.
BKB, Wolfenbüttel. 28. Februar bis

2. März: Das inszenierte Buch – Litera-
turkritik im Fernsehen.
FHB, Hamburg. 16. / 17. Januar: Auf-
baukurs Licht- Im Gegenlicht. 23. / 24.
Januar: Emotionales Erzählen im Film.
29. bis 31. Januar: Drehbuchschreiben:
Neues aus Amerika – Warum sind ame-
rikanische Filme so erfolgreich.
6. / 7. Februar: Schritt für Schritt-Film-
analyse erfolgreicher Kinofilme –
Am Beispiel verstehen, was funktioniert.
24. Februar: Der digitale Workflow –
Von der Aufnahme bis zum Master alles
digital. 26. bis 28. Februar: Wie entsteht
ein Kinofilm Modul I – Stoff- und Pro-
jektentwicklung. 26. bis 28. Februar:
Einführung Drehbuchschreiben – Erste
Schritte zur Buchentwicklung.
FHF, Frankfurt. 29. bis 31. Januar:
Staging & Blocking. 5. bis 7. Februar:
Lichtgestaltung in der Praxis. 5. bis
7. Februar: Drehbuchseminar – Schreib-
werkstatt. 26. bis 28. Februar: Vom Ge-
schehen zur Geschichte – Der TV-Beitrag.
IFP, München. 10. bis 12. Februar:
Achtung Studio – Einführung in die TV-
Moderation.
ISFF, Berlin. 30. / 31. Januar: 1st AD –
Berufsbild und Aufgaben des First Assi-
stant Directors. 11. Februar bis 23. April:
Lehrgang Szenenbild. 11. Februar bis
23. April: Lehrgang Kostümbild. 13., 14.,
20., 27. und 28. Februar: Lehrgang
Synchronbuchautor. 22. Februar bis

19. März: Lehrgang Mikrofon-/ Syn-
chronsprechen.
KEP, Wetzlar. 5. bis 7. März: Chrash-
kurs TV.
KLARA, Berlin. 28. bis 30. Januar:
Drehbuch schreiben.
LSM, Leipzig. 12. Februar, 11. / 12.
März: Grundlagen der Videotechnik.
MFW, München. 16. / 17. Januar: Low-
Budget-Produktion I – Projektentwik-
klung und Kalkulation. 23. / 24. Januar:
Script & Continuity. 23. / 24. Januar: Ca-
mera Acting. 30. / 31. Januar: Erfolgreich
Fernsehkrimis schreiben. 6. / 7. Februar:
Stoffentwicklung mit „the human fac-
tor“. 13. / 14. Februar: Der gute Ton. 20.
/ 21. Februar: Aufbaukurs Bildgestal-
tung. 27. / 28. Februar: Gestaltung von
Filmtiteln. 27. / 28. Februar: Grundkurs
Fernsehjournalismus.
MH, Hamburg. 4. bis 7. März: Video-
journalismus online.
RTL, Köln. 20. bis 22. Januar: Doku-
mentarisch schneiden und erzählen. 26.
/ 27. Januar: Kreatives Selbstmarketing
für TV-Produzenten – Modul III aus der
Workshopreihe „Produktionsmanage-
ment“. 6. / 7. Februar: Praktikums-TV-
Workshop – auf dem Weg zum Volonta-
riat 9. / 10. Februar: Storytelling Master-
class mit Waltermedia.
VSM, München. 16. Januar: Richtig gut
Videofilmen, Bearbeiten und Vertonen –
Kombiseminar. 23. Januar: CASABLAN-

CA Grundseminar für perfekten Schnitt,
Effekte, Titel und Vertonung mit Smart-
Edit 6/7 und BOGART SE. 25. Januar:
HD-Bearbeitung mit CASABLANCA –
Spezialkurs für Smart Edit 8 und
BOGART SE-II und -III. 29. / 30. Januar:
Lichtstimmungen gekonnt erzeugen –
Beleuchtungs-Workshop für alle Anwen-
dergruppen. 13. Februar: Casablanca für
Fortgeschrittene – SmartEdit 7, Smart-
Edit 8 und BOGART SE. 27. Februar:
HD-Workshop und Videofilmen in 16:9
mit HDV- und AVCHD-Camcordern.

Selbst- und
Medienmanagement

ABP, München. 1. bis 5. Februar: Public
Relations – Grundkurs I. 8. bis 12. Fe-
bruar: Public Relations – Grundkurs II.
17. bis 19. Februar: Freie Rede und
Präsentation. 22. bis 24. Februar: Freie
Journalisten – Existenzgründung. 22. bis
24. Februar: Management in Redak-
tionen (MiR) – Relaunch und Redesign
Zeitung. 25. / 26. Februar: Stimmbildung.
ABZV, Bonn. 20. bis 22. Januar: Coa-
ching – Neue Aufträge, neue Stellen.
3. bis 5. Februar in Hannover: Projekt-
management. 17. / 18. Februar in Han-
nover: Redaktionen leiten – praxisnahes
Coaching für Newcomer und alte Hasen.
ADB, München. 4. / 5. Februar: Erfolg-
reiche Steuerung von Teams und Gruppen.
AFP, Hamburg. 27. bis 29. Januar:
PR-Werkstatt. 24. bis 26. Februar:
Öffentlichkeitsarbeit und PR.
AKAD, Berlin. 21. Januar: Beginn des
3-wöchigen Online-Kurses „Erfolgreiche
Pressemitteilungen schreiben“. 2. März:
Beginn des 4-wöchigen Online-Kurses
„Akquise ohne Akquise – Kunden ge-
winnen ohne Anbiedern“.
ARD. ZDF, Wiesbaden. 20. bis 22. Ja-
nuar: Kollegen führen Kollegen.
1. / 2. Februar: Change Management –
Veränderungen erfolgreich mitgestalten.
16. bis 19. Februar: Informationsseminar
Veranstaltungstechnik.
BKB, Wolfenbüttel. 24. bis 26. Januar:
Beruf Autor – Wie bieten Sie Verlagen
oder Agenturen erfolgreich ein Manus-
kript an?
COP, Köln. 20. / 21. Januar in Bochum,
19. / 20. Februar in Düsseldorf: Nomaden-
wissen für Medienschaffende – Hand-
lungssicher unter allen Umständen.
27. / 28. Januar in Köln, 26. / 27. Februar
in Düsseldorf: Phönix-Coaching für
Presse-Profis – Erfolgreich Neuanfänge
wagen.Weitere Coaching- und Karriere-
seminare unter: www.cop-morrien.de.
FES, Bonn. 11. bis 15. Januar in Würz-
burg: Moderieren und Leiten, 22. bis
26. Februar in Bad-Münster-Eifel: Rhe-
torik-Basis.
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➧ Kontakt zu den Seminaranbietern

COP Fon 02 21 / 739 32 62,
www.cop-morrien.de
DGB Fon 023 24 / 50 80,
www.hattingen.dgb-bildungswerk.de
FES Fon 02 28 / 883–0,
www.fes.de
FHB Fon 040 / 399 099 31,
www.filmschule-hamburg-berlin.de
FHF Fon 069 / 13 37 99 94,
www.filmhaus-frankfurt.de
HFS Fon 069 / 92 10 74 05,
www.hoerfunkschule-frankfurt.de
IFP Fon 089 / 54 91 03–0,
www.ifp-kma.de
ISFF Fon 030 / 200 92–74 42,
www.isff-berlin.eu
JA Fon 089 / 167 51–06,
www.journalistenakademie.de
JHB Fon 023 31 / 365–6 00,
www.hausbusch.de
KEP Fon 064 41 / 91 51 66,
www.cma-medienakademie.de
KLARA Fon 030 / 690 415 85,
www.KLARAberlin.de
LSM Fon: 03 41 / 562 96–702,
www.leipzigschoolofmedia.de

MAC Fon 089 / 544 151–74,
www.macromedia.de
MAZ Fon 00 41 / 41 / 226 33 33,
www.maz.ch
MEZ Fon 030 / 68 30 20 90,
www.medienkonkret.de
MFW Fon 089 / 20 333 712,
www.muenchner-filmwerkstatt.de
MH Fon 040 / 306 201 140,
www.medienbuero-hamburg.de
MQ Fon 02 21 / 29 93 05–31,
www.medienqualifizierung.de
NA Fon 040 / 41 13–28 42,
www.newsaktuell.de
NK Fon 043 31 / 14 38–11,
www.nordkolleg.de
PFA Fon 069 / 92 10 72 22,
www.ev-medienhaus.de
RTL Fon 02 21 / 82 02–0,
www.rtl-journalistenschule.de
TA Fon 08 21 / 41 90 36–0,
www.textakademie.de
VDZ Fon 030 / 72 62 98–113,
www.zeitschriften-akademie.de
VSM Fon 089 / 83 51 91,
www.videoschule.de

ABP Fon 089 / 49 99 92–0,
www.a-b-p.de
ABZV Fon 02 28 / 259 00–0,
www.abzv.de
ADB Fon 089 / 29 19 53 84,
www.buchakademie.de
ADR Fon 07 11 / 16 40 726,
www.seminarprogramm.info
AFP Fon 040 / 41 47 96–0,
www.akademie-fuer-publizistik.de
AGA Fon 023 65 / 91 89–0,
www.grimme-akademie.de
AKAD Fon 030 / 61655–0,
www.akademie.de
AM Fon 02 11 / 43 69 01 50,
www.medienverband.de
APB Fon 081 58 / 256–0,
www.apb-tutzing.de
AR Fon 021 91 / 794–0.
www.apb-tutzing.de
ARD.ZDF 06 11 / 59 05 04–0,
www.ard-zdf-medienakademie.de
BKB Fon 053 31 / 808–418,
www.bundesakademie.de
BPB Fon 018 88 / 51 55 58,
www.bpb.de

Die Adressen zu unten stehenden Kontakten sind im Internet abrufbar unter: http://mmm.verdi.de
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IFP, München. 2. bis 4. Februar: Frei-
beruflichkeit als Chance – Einstiegs-
hilfen für freie Journalisten. 28. Februar
bis 3. März: Auf den Punkt gebracht –
Moderieren für Print-Journalisten.
JA, München. 23. Januar: Pressearbeit
crossmedial (dju-Mitglieder erhalten
50% Rabatt).
JHB, Hagen. 18. bis 20. Januar: Presse-
mitteilungen schreiben. 1. bis 3. März:
Krisenkommunikation.
KEP, Wetzlar. 12. / 13. Februar: Rhetorik
I – Mit Worten Menschen gewinnen.
26. Februar: Chrashkurs Pressesprecher.
KLARA, Berlin. 8. bis 10. Februar:
Die interessante Mitarbeiterzeitschrift.
LSM, Leipzig. 21. / 22. Januar: Analyse
und Struktur des Corporate-Publishing-
Marktes. 22. / 23. Januar: Kommunikation
und Medien im Corporate Publishing –
Fallstudie. 11./ 12. Februar: Themenfin-
dung in Corporate-Publishing-Medien.
11. bis 13. Februar: Führung und Orga-
nisation in Medienunternehmen. 12./
13. Februar: Grundtechniken des Infor-
mierens in Corporate-Publishing-Medien.
MH, Hamburg. 29. bis 31. Januar:
Pressearbeit.
MQ, Köln. 1. / 2. Februar: Stimmtraining
für Führungskräfte – Führen durch Stim-
me. 4. / 5. Februar: Qualitätsmanage-
ment im Sender.
NA, Hamburg. 18. / 19. Januar in Düs-
seldorf: Erfolgreiche Online-PR.
21. / 22. Januar in Hamburg: Storytel-
ling. 2. Februar in Zürich: Umgang mit
Journalisten. 4. / 5. März in München:
PR-Konzepte für Einsteiger. Viele weite-
re Seminare zu Strategien und Umset-
zungen von PR-Maßnahmen können in
Hamburg, Berlin, Frankfurt, Zürich,
Düsseldorf und Köln besucht werden.
Informationen bitte im Internet suchen
oder telefonisch erfragen (siehe Kasten).
TA, Augsburg. 10. Februar in Hannover,
2. März in Düsseldorf: PR-Meldung I.
2. März in Düsseldorf: Powertag Kom-
munikation.
VDZ, Berlin. 20. Januar: Der souveräne
Auftritt – Ziele erreichen durch positives
Selbstmarketing.

termine
Journalismus

puk-Journalistenpreis
BERLIN. politik und kultur, die Zeitung
des Deutschen Kulturrates, schreibt den
„politik und kultur Journalistenpreis“
aus. Prämiert wird die allgemeinver-
ständliche Vermittlung kulturpolitischer
Themen. Zugelassen sind Print-, Hör-
funk-, Fernseh- und Internetbeiträge in

deutscher Sprache, die zwischen dem
1. Januar und dem 31. Dezember 2009
publiziert wurden. Der Preis ist nicht
dotiert. Einsendeschluss: 8. Januar
2010. Kontakt: politik und kultur, „Jour-
nalistenpreis 2009“, Deutscher Kultur-
rat, Fon: 030 / 24 72 80 14, E-Mail:
post@kulturrat.de, www.kulturrat.de.

Ernst-Schneider-Preis
KÖLN. Der Journalistenpreis der Deut-
schen Industrie- und Handelskammer
zeichnet Wirtschaftsjournalisten von
Presse, Fernsehen und Hörfunk aus,
deren Beiträge beispielhaft Hintergründe
oder Zusammenhänge der Wirtschaft
vermitteln. Die 2009 publizierten Bei-
träge sollen Medien ermutigen, neue
Schritte bei der Vermittlung von Wirt-
schaft zu gehen.
Dotierung: Insgesamt 60.000 €. Ein-
sendeschluss: 15. Januar 2010. Kontakt:
Industrie- und Handelskammer e.V.,
Christian Knull, Fon: 02 21 / 164 01 57,
E-Mail: christian.knull@ koeln.ihk.de,
Internet: www.ernst-schneider-preis.de.

Herzkrank geboren
AACHEN. Mit dem Journalistenpreis
„Herzkrank geboren – ein lebenslanger
Weg“ zeichnet der Bundesverband
Herzkranke Kinder e.V. (BVHK) Print-,
Fernseh-, Hörfunk- und Online-Beiträge
aus, die das Thema lesernah und fach-
lich kompetent behandeln. Eingereicht
werden können deutschsprachige Ar-
beiten, die zwischen dem 1. Januar
und 31. Dezember 2009 veröffentlicht
wurden. Dotierung: Insgesamt 3.000 €.
Einsendeschluss: 30. Januar 2010.
Kontakt: BVHK, Fon: 02 41 / 91 23 32,
E-Mail: bvhk-aachen@t-online.de, Inter-
net: www.bvhk.de.

MedienPreis „BoB“
QUICKBORN. Der Friseur-Medienpreis
zeichnet Print- und TV-Beiträge aus, die
das komplexe Berufsbild und die viel-
fältigen Dienstleistungen des Friseur-
handwerks anschaulich darstellen.
Die Beiträge müssen zwischen dem
1. Januar und dem 31. Dezember 2009
in der Publikums- und Tagespresse bzw.
dem Fernsehen in Deutschland, Öster-
reich oder der Schweiz publiziert worden
sein. Dotierung: Insgesamt 20.000 €.
Einsendeschluss: 31. Januar 2010.
Kontakt: Industrieverband Friseurbedarf,
Jörg Stolzenberg, Fon: 041 06 / 62 01 50,
E-Mail: info@bob-medienpreisfriseur.de,
www.bob-medienpreisfriseur.de.

Friedwart Bruckhaus-Förderpreis
KÖLN.Was macht Deutschland stark?
Welches sind geeignete ordnungspoli-
tische Orientierungen und Instrumente

für ein zukunftsfähiges Deutschland –
ökonomisch, politisch und gesellschaft-
lich? Ausgezeichnet werden Presse-,
Hörfunk- und Fernsehbeiträge von Jour-
nalisten bis zu 35 Jahren, deren Arbeiten
zu diesen Fragen sich durch allgemein-
verständliche Darstellungen wissen-
schaftlicher Erkenntnisse und praktischer
Erfahrungen auszeichnen. Dotierung:
Insgesamt 15.000 €. Einsendeschluss:
31. Januar 2010. Kontakt: Hanns Martin
Schleyer-Stiftung, Fon: 02 21 / 38 40 85,
E-Mail: info@schleyer-stiftung, Internet:
www.schleyer-stiftung.de

KAS-Lokaljournalistenpreis
BERLIN. Der Deutsche Lokaljournalisten-
preis der Konrad-Adenauer-Stiftung
zeichnet herausragende Leistungen des
Lokaljournalismus an deutschen Tages-
zeitungen aus. Preiswürdig sind Einzel-
beiträge zu beliebigen lokalen Themen,
kontinuierliche Berichterstattung,
bürgernahe Redaktionskonzepte sowie
engagierter Leserservice und leser-
freundliche Aufmachung. Die Arbeiten
müssen in der Zeit vom 1. Januar bis
31. Dezember 2009 im Lokalteil einer
in Deutschland erscheinenden Zeitung
veröffentlicht worden sein. Dotierung:
Insgesamt 12.500 €. Einsendeschluss:
31. Januar 2010. Kontakt: Konrad-
Adenauer-Stiftung, Georgia Blum,
Fon: 030 / 269 96 – 32 16, E-Mail:
Georgia.Blum@kas.de, Internet:
www.kas.de/lokaljournalistenpreis.

Europäischer
Medizin-Journalistenpreis
STUTTGART. Der von der Bayer Health-
Care AG gestiftete Preis soll einer kriti-
schen, verständlichen und objektiven
medizinjournalistischen Berichterstattung
über die Grenzen Deutschlands hinaus
Rechnung tragen. Er wird für Print-,
Hörfunk-, Fernseh- und Filmbeiträge
ausgeschrieben, die in Europa zwischen
1. Januar und 31. Dezember 2009 in
deutscher Sprache oder in der jeweiligen
Landessprache publiziert wurden.
Dotierung: Insgesamt 7.500 €. Einsende-
schluss: 31. Januar 2010. Kontakt:
Geschäftsstelle des Verbands Deutscher
Medizinjournalisten, Fon: 07 11 / 72 07
12 – 10, E-Mail: presse@journalisten-
vereinigung.de, Internet:
www.journalistenvereinigung.de.

Ludwig-Erhard-Preis
BONN. Die Ludwig-Erhard-Stiftung ver-
gibt einen Preis für Wirtschaftspublizis-
tik sowie einen Förderpreis für Journa-
listen und Wissenschaftler, die jünger
als 35 Jahre sind. In beiden Kategorien
werden Presseartikel, Arbeiten der
wissenschaftlichen Publizistik sowie

Hörfunk- und Fernsehbeiträge berück-
sichtigt, die zwischen dem 1. Januar und
dem 31. Dezember 2009 im In- oder
Ausland verbreitet wurden und in enger
Beziehung zur sozialen Marktwirtschaft
stehen. Dotierung: Insgesamt 10.000 €
für den Hauptpreis, 5.000 € für den För-
derpreis. Bewerbungsschluss: 1. Februar
2010. Kontakt: Ludwig-Erhard-Stiftung,
Fon: 02 28 / 539 88 – 0, E-Mail:
info@ludwig-erhard-stiftung.de, Inter-
net: www.ludwig-erhard-stiftung.de.

Journalistenpreis Ernährung
BONN. Die Deutsche Gesellschaft für
Ernährung (DGE) prämiert wissenschaft-
lich fundierte, originelle und zielgrup-
pengerecht aufbereitete Arbeiten für ihr
Engagement im Bereich der Ernährungs-
aufklärung. Die Beiträge aller Medien-
gattungen müssen zwischen 1. Januar
und 31. Dezember 2009 veröffentlicht
worden sein. Dotierung: Insgesamt:
10.000 €. Einsendeschluss: 1. Februar
2010. Kontakt: DGE, Referat Öffentlich-
keitsarbeit, Cornelia Beck, Fon: 02 28
/ 37 76–631, E-Mail: beck@dge.de, In-
ternet: www.dge.de.

Karl Theodor Vogel Preis
WÜRZBURG. Der Preis der Deutschen
Fachpresse, gestiftet von der Karl Theo-
dor Vogel Stiftung, würdigt fachjourna-
listische Arbeiten in Print und Online.
Auswahlkriterien sind: Themenauswahl,
beispielhafte Darstellung, Verständlich-
keit und Lesernutzen. Eingereicht wer-
den können Beiträge unterschiedlicher
Textformen, die 2009 in deutscher Spra-
che in einem Fachmedium (Zeitschrift
oder Online-Portal) veröffentlicht worden
sind. Dotierung: Insgesamt 15.000 €.
Einsendeschluss: 12. Februar 2010. In-
formation: Karl Theodor Vogel Stiftung,
c/o Vogel Business Media, Dr. Gunther
Schunk, Fon: 09 31 / 418 – 25 90,
E-Mail: gunther.schunk@vogel.de,
Internet: www.deutsche-fachpresse.de.

Rufzeichen Gesundheit
MÜNCHEN. Der Medienpreis der „Stif-
tung Rufzeichen Gesundheit“ prämiert
journalistische Beiträge in Publikums-
medien, die über die gesundheitlichen
Gefahren des Metabolischen Syndroms
aufklären. Preiswürdige Arbeiten sollten
möglichst mehrere Aspekte des Meta-
bolischen Syndroms zum Thema haben,
zum Beispiel Übergewicht und Bewe-
gungsmangel, Diagnose und Therapie
von Folgekrankheiten. Der Preis wird für
Print- und Rundfunkbeiträge vergeben,
die zwischen 1. März 2009 und 26. Fe-
bruar 2010 in deutschen Zeitungen,
Publikumszeitschriften, Hörfunk- und
Fernsehsendern veröffentlicht wurden.
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Dotierung: Insgesamt 25.000 €. Einsen-
deschluss: 26. Februar 2010. Kontakt:
Rufzeichen Gesundheit, Fon: 089 / 30 76
80-23, E-Mail: info@stiftung-rufzeichen-
gesundheit.de, Internet: www.stiftung-
rufzeichen-gesundheit.de.

Europäischer Preis
für junge Journalisten
BRÜSSEL / BERLIN. Die Generaldirektion
„Erweiterung der Europäischen Kom-
mission“ lobt den Europäischen Preis
für junge Journalisten aus. In den Ka-
tegorien Print, Online und Hörfunk
können Nachwuchsjournalisten bis zu
35 Jahren Beiträge zur EU-Erweiterung
oder zu Zukunftsvisionen für Europa
einreichen. Teilnehmer müssen aus
einem EU-Mitgliedstaat, einem Kandi-
datenland oder Island stammen. Preise:
Kulturreisen in europäische Hauptstädte.
Einsendeschluss: 28. Februar 2010.
Informationen: Media Consulta
Deutschland GmbH, Daniela Rechenber-
ger, (0) 30 / 65 000 373, E-Mail:
d.rechenberger@media-consulta.com,
Internet: www.EUjournalist-award.eu.

Freiheit und Zukunft der Medien
LEIPZIG. Die Medienstiftung der Spar-
kasse Leipzig vergibt den „Preis für die
Freiheit und Zukunft der Medien“ an
Journalisten, Verleger und Medieninsti-
tutionen, die sich mit Risikobereitschaft,
persönlichem Engagement, Beharrlich-
keit, Mut und demokratischer Überzeu-
gung für die Sicherung und Entwicklung
der Pressefreiheit einsetzen. Dotierung:
Insgesamt 30.000 €. Einreichschluss:
28. Februar 2010. Informationen:
Medienstiftung der Sparkasse Leipzig,
Fon: 03 41 / 562 96 61, E-Mail:
info@leipziger-medienstiftung.de, Inter-
net: www.leipziger-medienstiftung.de.

Deutsch-Französischer
Journalistenpreis
SAARBRÜCKEN. Der Preis wird verliehen
für Beiträge aller Mediengattungen von
Journalisten bis zu 30 Jahren, die zum
gegenseitigen Verständnis beider Völker
beitragen oder aus eigener Sicht Themen
des anderen Landes behandeln. Er will
deutschen und französischen Journalis-
ten einen Anreiz bieten, sich eingehend
mit dem Nachbarland zu befassen. Neu:
Auch Beiträge, die deutsch-französische
Themen aus Sicht eines dritten Landes
behandeln, können eingereicht werden.
Zugelassen sind Beiträge, die zwischen
2. März 2009 und 1. März 2010 veröf-
fentlicht wurden. Dotierung: Insgesamt
28.000 €. Einsendeschluss: 1. März 2010.
Kontakt: Saarländischer Rundfunk,
Natalie Weber, Fon: 06 81 / 602 – 24 07,
E-Mail: info@dfjp.eu, www.dfjp.eu.

Deutscher Sozialpreis
BERLIN. Der Medienpreis der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege (BAGFW) würdigt Print-,
Hörfunk- und Fernsehbeiträge, die sich
mit der besonderen Situation und mit
Problemen notleidender oder benach-
teiligter Gruppen oder Personen in der
BRD befassen und die Öffentlichkeit an-
regen, sich mit sozialen Themen zu be-
fassen. Zugelassen sind Beiträge aus
2009, die über die nachrichtliche allge-
meine Berichterstattung zu sozialpoliti-
schen Meldungen hinausgehen. Dotie-
rung: Insgesamt 15.000 €. Einreichschluss:
1. März 2010. Kontakt: BAGFW,
Fon: 030 / 240 89-0, E-Mail: presse@
bag-wohlfahrt.de, www.bagfw.de.

Georg von Holtzbrinck Preis
für Wissenschaftsjournalismus
BERLIN. Eingereichte Arbeiten sollen
allgemein verständlich sein und wissen-
schaftliche Sachverhalte, insbesondere
aus den Bereichen Naturwissenschaften,
Technologie und Medizin, populär ma-
chen. Entscheidend ist die originelle
Bearbeitung aktueller wissenschaftli-
cher Themen. Die Bewerbung besteht
aus drei Arbeitsproben der letzten zwei
Jahre, eine davon muss zwischen dem
1. März 2009 und dem 28. Februar 2010
veröffentlicht worden sein. Dotierung:
Insgesamt: 10.000 €. Einsendeschluss:
1. März 2010. Information: Veranstal-
tungsforum der Verlagsgruppe Georg
von Holtzbrinck GmbH, Christina Rühl-
mann, Fon: 030 / 27 87 18 – 22, E-Mail:
gvhpreis@vf-holtzbrinck.de, Internet.
www.vf-holtzbrinck.de.

Rundfunk

CIVIS Medienpreis
KÖLN. Radio- und Fernsehprogramme
sowie Internetangebote können in vier
Bereichen zum hoch dotierten europä-
ischen CIVIS Medienpreis angemeldet
werden: Europäischer CIVIS Radiopreis,
European Young CIVIS Media Prize,
Europäischer CIVIS Fernsehpreis, CIVIS
Online Preis. Der Preis wird als Europä-
ischer Fernsehpreis, als Deutscher Fern-
sehpreis und als „CIVIS – Europas Me-
dienpreis für Integration und kulturelle
Vielfalt“ in allen EU-Mitgliedsstaaten
und der Schweiz ausgeschrieben. Ge-
sucht werden Programme, die die The-
men Integration und kulturelle Vielfalt
überzeugend behandeln, ohne Konflikte
zu leugnen. Hörfunk- und Fernsehbei-
träge können eingereicht werden, die
zwischen 21. Januar 2009 und 20. Ja-
nuar 2010 öffentlich gesendet wurden.
Alle gestalterischen Formen sind zuläs-
sig, die Bewerbung erfolgt online.

Einreichschluss: 20. Januar 2010.
Kontakt: CIVIS medien stiftung GmbH,
Fon: 02 21 / 27 75 87 – 0,
E-Mail: civis @civismedia.eu,
Internet: www.civismedia.eu.

Campus Media Award
STUTTGART. Die Landesanstalt für
Kommunikation (LFK) schreibt für Stu-
dierende an deutschen Hochschulen
den Hochschulfernsehpreis Campus Me-
dia Award für Beiträge zu Wissenschaft,
Forschung, Kunst oder Kultur aus. Stu-
dierende sollen zeigen, wie sie ein ge-
wähltes Thema trimedial umsetzen –
als Audiobeitrag, Video und Web-Text.
Dotierung: 1.000 € und ein 4-wöchiges
medienübergreifendes Praktikum beim
Schwäbischen Verlag. Einsendeschluss:
29. Januar. Infos: Landesanstalt für
Kommunikation Baden-Württemberg (LFK),
Axel Dürr, Fon: 07 11 / 89 25 32 – 74,
E-Mail: a.duerr@lfk.de,
Internet: www.lfk.de und
www.campus-media-award.de.

Film

Weiterbildung für Film und TV
KÖLN. Das Kölner Filmhaus startet am
6. März die zwölfmonatigen berufs-
begleitenden Lehrgänge „Fiction-Produ-
cer/in IHK“ und „Produktionsleiter/in
IHK“ Die Teilnahmegebühren betragen
5.500 € (Fiction-Producer) und 5.800 €
(Produktionsleiter), 50 bis 100 Prozent
der Kosten können über Meister-BAföG
oder die Filmförderungsanstalt (FFA) ge-
fördert werden. Donnerstag, 21. Januar
2010, 18.00 Uhr, lädt das Kölner Film-
haus zur Infoveranstaltung ein. Infos:
Kölner Filmhaus, Sandra Weiß,
Fon: 02 21 / 22 27 10 – 30, E-Mail:
weiterbildung@koelner-filmhaus.de, In-
ternet: www.koelner-filmhaus.de.

Fotografie

Hansel-Mieth-Preis
WEINSTADT. Der Preis zeichnet engagier-
te Text- und Bildreportagen in deutsch-
sprachigen Print-Medien in der Tradition
von Hansel Mieth aus. Sie forderte
Respekt statt Almosen für die Armen
und nahm Partei, ohne Elend zu roman-
tisieren. Der Preis wird für den komplet-
ten Beitrag aus Bild und Text vergeben.
Prämiert wird die Arbeit eines Autoren-
Fotografen-Teams aus dem Jahr 2009,
veröffentlicht oder unveröffentlicht,
schwarz-weiß oder Farbe. Dotierung:
6.000 €. Einsendeschluss: 31. Januar
2010. Kontakt: Agentur Zeitenspiegel,
Fon: 071 51 / 96 46 – 0,
E-Mail: agentur@zeitenspiegel.de,
Internet: www.zeitenspiegel.de.

Fotosommer Stuttgart
STUTTGART. Im Rahmen der großen
Hauptausstellung beim Fotofestival für
junge zeitgenössische Fotografie vom
17. Juli bis 20. August in Stuttgart wird
ein Wettbewerb ausgelobt. Interessen-
ten können sich bis 13. Februar 2010
mit ihren Arbeiten bewerben. Dotierung:
Insgesamt 5.000 €. Information:
Festivalbüro Fotosommer Stuttgart,
Fon: 07 11 / 620 79 33,
E-Mail: info@fotosommer-stuttgart.de,
Internet: www.fotosommer-stuttgart.de.

FreeLens Award
HANNOVER. Zum Lumix Festival für
jungen Fotojournalismus vom 16. bis
20. Juni 2010 in Hannover sind junge
Fotojournalisten zum Wettbewerb um
eine der 60 Ausstellungen und den
Gewinn des FreeLens Award eingeladen.
Teilnehmen können Fotojournalisten,
Fotostudenten, Volontäre und Foto-
schüler bis zu 35 Jahren. Zugelassen
sind Reportagen, Essays und Serien mit
journalistischem Charakter. Dotierung:
10.000 €. Einsendeschluss: 28. Februar
2010. Kontakt: Festival für jungen Foto-
journalismus, Fon: 05 11 / 92 96 – 23
39, E-Mail: fotofestival@fh-hannover.de,
Internet: www.fotofestival-hanno-
ver.de/freelensaward.html.

Stipendien

Reuters Fellowships
OXFORD. Das Reuters Institute der Ox-
ford-University bietet Stipendien für
etablierte Journalisten in der Karriere-
mitte mit mindestens 5-jähriger Berufs-
erfahrung und guten Englischkenntnis-
sen. Journalisten aus aller Welt können
drei bis neun Monate in Oxford studie-
ren und Themen intensiv bearbeiten.
Studienbeginn ist im Oktober, Januar
oder April. Das Stipendium umfasst die
Kosten für Reise, Unterbringung und
Lebensunterhalt.
Bewerbungsschluss für 2010 / 2011:
27. Januar 2010. Informationen: The
Reuters Institute for the Study of Jour-
nalism, Fon: 00 44 / (0) 18 65 / 61 10 90,
E-Mail: reuters.institute@politics.ox.ac.uk,
Internet: http://reutersinstitute.politics.
ox.ac.uk/fellowships/overview.html.

Southern African Bursary
BERLIN. Im Rahmen des Journalisten-
stipendiums Deutschland-Südliches
Afrika bekommen Journalisten aus den
afrikanischen SADC-Staaten und aus
Deutschland im Juni / Juli 2010 die
Möglichkeit, in Deutschland bzw. in
einem SADC-Staat bei einem Medium
ihrer Wahl zu arbeiten und Beiträge für
ihre Heimatredaktion anzufertigen.
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Deutsche Journalisten zwischen 25 und
35 Jahren können sich bewerben.
Das Stipendium ist mit einer einmaligen
Zahlung von 3.000 Euro verbunden.
Der Betrag soll Reisekosten, Verpflegung
und Unterkunft zum Teil abdecken. In-
teressenten werden gebeten, sich per
Post bis 31. Januar zu bewerben.
Informationen: The Southern African
Bursary, IJP e. V., Marco Vollmar, Post-
fach 31 07 46, 10637 Berlin, E-Mail:
vollmar@ijp.org, Internet: www.ijp.org.

Gabriel-Grüner-Stipendium
WEINSTADT. Das Stipendium der Agen-
tur Zeitenspiegel erinnert an einen
Kollegen, der 1999 im Kosovo ermordet
wurde und fördert die Produktion en-
gagierter Reportagen in Wort und Bild.
Das überzeugendste Exposé wird mit
6.000 € unterstützt. Bewerbungen, Vor-
schläge und Arbeitsproben eines Teams
werden bis 31. Januar 2010 angenom-
men. Die ausgewählte und prämierte
Arbeit muss spätestens 30. November
2010 fertig gestellt sein. Informationen:
Agentur Zeitenspiegel, Fon: 071 51 /
96 46 – 0, E-Mail: Gabriel-Gruner-Sti-
pendium@zeitenspiegel.de, Internet:
www.zeitenspiegel.de.

Arthur F. Burns Fellowship
KÖNIGSSTEIN. Das Arthur-F. Burns Fel-
lowship-Programm gibt 20 Journalisten
aus Deutschland und den USA Gelegen-
heit, berufliche und persönliche Erfah-
rungen im jeweils anderen Land zu
gewinnen. Die Stipendiaten arbeiten
mindestens zwei Monate in einer Gast-
redaktion und berichten als Korrespon-
denten für ihre Heimatmedien. Zuge-
lassen sind deutsche und US-amerika-
nische Journalisten zwischen 21 und 37
Jahren. Dauer: August bis September.
Dotierung: Jeweils 4.000 € bzw. 5.000
US-Dollar. Bewerbungsschluss: 1. Febru-
ar 2010. Informationen: Internationale
Journalisten-Programme (IJP), Dr. Frank-
Dieter Freiling, Postfach 1565, 61455
Königstein, Fon: 061 74 / 77 07, E-Mail:
freiling@ijp.org, Internet: www.ijp.org.

Medienbotschafter
China – Deutschland
STUTTGART. Das Journalistenaustausch-
programm der Robert Bosch Stiftung in
Zusammenarbeit mit der Hamburg
Media School möchte Journalisten für
die Völkerverständigung zwischen China
und Deutschland gewinnen. Es vergibt
15 dreimonatige Stipendien an junge
chinesische und deutsche Journalisten
bis 40 Jahre im jeweils anderen Land.
Das Stipendium beträgt monatlich 1.000 €.
Die deutschen Stipendiaten nehmen zu-
nächst in Peking an der Tsinghua Uni-

versität an einer China-Fortbildung teil
und arbeiten anschließend in Redaktio-
nen in Peking und Shanghai mit.
Bewerbungsschluss für deutsche Jour-
nalisten: 14. Februar 2010.
Kontakt: Marc Bermann, Projektleiter,
Fon: 07 11 / 460 84 – 154,
E-Mail: marc.bermann@bosch-stiftung.de,
Internet: www.medienbotschafter.de.

Varia

Journalismus- und PR-Lehrgänge
MÜNCHEN. Drei sechsmonatige Lehr-
gänge starten an der Journalistenaka-
demie Dr. Hooffacker: Im Kurs „Online-
Journalismus“ (Beginn 25. Januar)
lernen die Teilnehmer das Konzipieren,
Recherchieren, Texten, Gestalten und
Publizieren in klassischen und Online-
Medien. Der Lehrgang „Pressearbeit
online“ (Beginn 8. Februar) bildet zum
Presse- und Öffentlichkeitsreferenten
aus. Der Lehrgang „Medienmanage-
ment“ (Beginn 8. Februar) bildet zum
Medienwirt aus – die Teilnehmer lernen
Workflow, Märkte und Strategien ken-
nen. Die Lehrgänge sind förderfähig
durch die Arbeitsagenturen, dju-Mitglie-
der erhalten Rabatt. Kontakt:
Journalistenakademie Dr. Hooffacker,
Fon: 089 / 167 51 06,
E-Mail: info@journalistenakademie.de,
Internet: www.journalistenakademie.de.

leute
Akademie für Publizistik (Hamburg):
Barbara Thomaß, Professorin am In-
stitut für Medienwissenschaft der Ruhr-
Universität Bochum, wurde zur Vor-
standsvorsitzenden gewählt. Sie folgt
auf Rainer M. Cabanis, der im Juni
verstorben ist. Stellv. Vorsitzender bleibt
Günther Jesumann, Pressesprecher
der Provinzial Versicherungen.Weitere
Vorstandsmitglieder sind Rüdiger Ditz,
Chefredakteur von Spiegel Online, Axel
Filip, Personalchef Heinrich-Bauer-Ver-
lag, Hans Werner Kilz, SZ-Chefredak-
teur , Claudia Spiewak, Chefredakteu-
rin NDR-Hörfunk, und Claus Strunz,
Chefredakteur Hamburger Abendblatt.

Marc Beeh, Leiter des Bereichs FFH
Digital bei Radio/Tele FFH (Bad Vilbel),
wurde zusätzlich Programmchef des
hessischen Privatsenders harmony.fm.
Sein Vorgänger Martin Haferkorn
wechselte in der gleichen Funktion zu
Radio Regenbogen (Mannheim).

Dorothea Hahn, bislang Frankreich-
Korrespondentin der taz, berichtet ab
Januar 2010 als USA-Korrespondentin
des Blatts aus Washington.

Jens Helldobler, bisher Pressesprecher
bei Vodafone Unternehmenskommuni-
kation und Politik, wechselte in das
Büro Redaktion & Public Relations –
Photographie in Mörfelden-Walldorf,
wo er als leitender Redakteur die Berei-
che Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und
Gesundheit sowie Business- und Porträt-
Fotografie verantwortet.

Helmut Hickel, bisher assoziiertes
Mitglied der Chefredaktion der Medien-
gruppe Main-Post, rückte in dieses
Gremium auf und ist zuständig für den
neu geschaffenen lokalen Newsdesk
Würzburg; gemeinsam mit Andreas
Kemper ist er weiterhin Chef vom Dienst.

Uwe Klußmann, bisher Korrespondent
des Spiegel im Moskauer Büro, wechselt
zum 1. Januar 2010 in das Ressort Son-
derthemen nach Hamburg.

Michael Konken wurde als Vorsitzender
des Deutschen Journalisten-Verbands
(DJV) ebenso wiedergewählt wie seine
Stellvertreterin Ulrike Kaiser (freie
Journalistin) und Michael Anger
(freier Journalist) sowie Schatzmeister
Andreas K. Bittner (freier Online-Jour-
nalist). Beisitzer sind Andrea Gottke
(NDR-Redakteurin), Heinrich Klaffs
(Zeitungsredakteur) und Jörg Prostka
(Redakteur und Pressesprecher).

Der Filmproduzent Thomas Kufus löste
als Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Filmakademie Stefan Arndt ab.

Helmut Markwort, Chefredakteur des
Focus, bleibt nach seiner Ablösung
durchWolframWeimer zum 1. Septem-
ber 2010 Herausgeber des Magazins.

Christian Merl, bisher Leiter der inter-
nen Kommunikation von Gruner + Jahr,
wird zum 1. Januar 2010 Pressesprecher
und stellv. Leiter der G+J-Unternehmens-
kommunikation.

Angelica Netz, Programmchefin von
WDR 2, übernahm zusätzlich die Chef-
redaktion des WDR-Hörfunks. Sie folgt
auf Helga Kirchner, die in den Ruhe-
stand trat.

Konstantin Neven DuMont, Mitglied
des Vorstands der Mediengruppe
M. DuMont Schauberg sowie Herausge-
ber des Kölner Stadt-Anzeigers und der
Mitteldeutschen Zeitung, übernahm von
seinem Vater Alfred auch die Heraus-
geberschaft der Frankfurter Rundschau.

Prof. Dr. Insa Sjurts, seit September
Geschäftsführerin der Hamburg Media
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➧ 20. bis 26. Februar 2010 in Hannover
Workshop Audioslideshow
dju-Fotografenseminar

Audio-Slideshows bieten Fotografen gute Möglichkeiten, sich mit ihrer
Fotografie nicht nur in Printmedien zu präsentieren, sondern über Internet
in sehr kurzer Zeit ein größeres Publikum zu erreichen. Der Workshop ver-
mittelt grundlegende Kenntnisse in Interviewtechniken, Dramaturgie und
Tonschnitt, die für das Erzählen einer Geschichte in Bild und Ton notwendig
sind. Die Teilnehmer bringen ein Laptop, eine digitale Kamera und mög-
lichst Audioaufnahmegeräte, Mikrofone und Kopfhörer mit.

Themenschwerpunkte: Analyse von Beispielen, Interviewtechniken,
Dramaturgie, Bildauswahl, Tonschnitt und -bearbeitung, Vermitteln von
Grundkenntnissen der Software Soundslides, Erstellen einer eigenen
Audioslideshow
Zielgruppe: Fotografen und Journalisten, die ihre erzählerischen Aus-
drukksmöglichkeiten erweitern möchten. Fotografische Kenntnisse sowie
EDV-Basiswissen werden vorausgesetzt
Dozenten: Nicole Strasser, Fotografin und Dozentin für Magazin- und In-
ternet-Reportage (www.nicolestrasser.de); Franz Bischof, Fotograf und Do-
zent (www.franzbischof.de)
Veranstaltungsort: Fachhochschule Hannover
Teilnehmerzahl: Maximal 15 Kolleginnen und Kollegen
Kosten: Voraussichtlich für ver.di-Mitglieder 300 €, für Nichtmitglieder
400 €, jeweils zzgl. Übernachtung und Verpflegung (zwölf günstige
Pensionszimmer in der Nähe sind reserviert, bei Anmeldung erfragen)
Anmeldung: Bis 20. Januar 2010, dju-Bundesgeschäftsstelle,
Andje Raudszus, E-Mail: andje.raudszus@verdi.de



leute / preise

School, außerdem u.a. Professorin für
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre an
der Universität Hamburg, wurde erneut
zur Vorsitzenden der Kommission zur
Ermittlung der Konzentration im Me-
dienbereich (KEK) gewählt. Sie folgt auf
Prof. Dr. Peter M. Huber, der zum In-
nenminister des Landes Thüringen beru-
fen wurde. Stellv. Vorsitzender bleibt Dr.
Hans-Dieter Lübbert.

Giselher Suhr, zuletzt Leiter des ZDF-
Landesstudios Sachsen-Anhalt, wechsel-
te in das ZDF-Studio Berlin.

Martin Vogler, derzeit stellv. Chefredak-
teur der Westdeutschen Zeitung (Düssel-
dorf), folgt zum 1. Februar 2010 als
Chefredakteur auf Friedrich Roeingh,
der zu diesem Zeitpunkt Chefredakteur
der Allgemeinen Zeitung (Mainz) wird.

Carlos Zamorano, Inhaber und Ge-
schäftsführer der Zamcom Kommunika-
tionsagentur, übernahm von Frank Lilie,
der das Unternehmen verließ, die Leitung
der Abteilung Presse & PR von RTL II.

preise
Der 13. animago Award für Animation
und Digital Content Creation wurde
ausgeschrieben von der Fachzeitschrift
Digital Production und der Berliner
Lichtblick 4D und gefördert vom
Medienboard Berlin-Brandenburg sowie
dem Land Brandenburg. Zu den Preis-
trägern gehören: Kategorie Beste Nach-
wuchsproduktion: Alexander Pohl
(HFF Potsdam-Babelsberg) für „Trickster“;
Kategorie Beste Mobil-Produktion:
Thorsten Rauser (the binary family)
für die iPhone-Anwendung „iKitty“;
Sonderpreis: Jakob Schuh und Sasch-
ka Unseld (Studio Soi) für die Produk-
tion „Engel zu Fuß“.

ARD-Hörspieltage – Deutscher Hörspiel-
preis der ARD 2009 (5.000 €) und Publi-
kumspreis ARD Online Award (2.500 €):
„Moment, das wird Sie interessieren!“
(WDR) von Stefan Weigl (Regie: Tho-
mas Wolfertz); Preis „Premiere im
Netz“ für die freie Hörspielszene: Ben-
jamin Kloß für das Kurzhörspiel „030 –
Der Anrufbeantworter“. Das Hörspiel
wird professionell produziert und in den
ARD-Radioprogrammen gesendet.

Das AUDITORIX Hörbuchsiegel als Aus-
zeichnung für qualitativ hochwertige
Kinderhörbücher wurde von der Initiati-
ve Hören und der Landesanstalt für

Medien NRW (LfM) erstmals vergeben.
Es ging an: „Der Sonnenmacher“ (Ter-
zio Verlag), „Jonathan und die Zwerge
aus dem All“ (Jumbo Neue Medien),
„Leonardo da Vinci – Mona Lisa“ (Igel-
Records), „Logo – Politik und Wahlen in
Deutschland“ (Der Hörverlag), „Müller
hoch Drei“ (Silberfisch Hörbuch Ham-
burg), „Peter Pan“ (Headroom Verlag),
„Simpel“ (Hörcompany), „Tote Maus
für Papas Leben“ (Der Audio Verlag),
„Wie man unsterblich wird“ (Igel-Re-
cords), „20.000 Meilen unter dem Meer“
(Der Audio Verlag).

Auszeichnungen für Wissenschafts-
magazine des ZDF – „Abenteuer For-
schung“ mit Prof. Harald Lesch wur-
den für die Folge „Invasion – wenn die
Natur mobil macht“ von Sabine Arm-
sen und Christiane Haak mehrere in-
ternationale Preise zuerkannt: Der Gold
Panda Award als bestem Natur- und
Umweltschutz-Film beim Sichuan TV Fe-
stival in China; ein erster Preis beim
Filmfestival Ekotopfilm in der
Slowakei und ein zweiter Preis beim
26. Internationalen Festival Agrofilm in
Nitra / Slowakei sowie der Grand Prix
for Scientific and Educational Films

beim Euroekofest in Bulgarien. Die ZDF-
Wissenschaftsredaktion „Abenteuer
Wissen“ erhielt beim Agrofilm-Festival
für die Sendung „Genuss ohne Reue –
Wie Lebensmittel verändert werden“
von Ines Rüchel und Christopher Ge-
risch ein Diplom in der Kategorie „Wis-
senschaftliche und Populärwissenschaft-
liche Filme“.

Beim 26. Chicago International Child-
ren’s Film Festival gewann der Kurzfilm
„Sores & Sîrîn“ (Regie: Katrin Gebbe,
Drehbuch: Serkal Kus, Kamera:Moritz
Schultheiß, Creative Producer: Stepha-
nie Blum; Hamburg Media School)
einen ersten Preis (Adult Jury Prize –
Live-Action Short Film).

Deutscher Karikaturenpreis 2009 –
1. Preis: Till Mette; 2. Preis: Dirk
Meissner; 3. Preis: Christiane Lokar
(„KITTIHAWK“). Mit dem Preis für das
Lebenswerk wurde Walter Hanel aus-
gezeichnet. Der Preis ist mit insgesamt
10.000 € dotiert.

Der Deutsche Kurzfilmpreis wird vom
Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien vergeben. Spielfilme

bis 7 min: „Kokon“ von Till Kleinert
(dffb); Spielfilme von mehr als 7 bis
30 min: „Polar“ von Michael Koch
(Kunsthochschule für Medien Köln);
Animation: „Please Say Something“
von David O’Reilly; Dokumentarfilm
bis 30 min: „Wagah“ von Supriyo Sen;
Sonderpreis: der einstündige Dokumen-
tarfilm „Die Haushaltshilfe“ von Anna
Hoffmann. Die zehn nominierten Filme
wurden mit einer zweckgebundenen
Prämie von je 15.000 € bedacht, für
den Filmpreis in Gold gab es noch ein-
mal 15.000 €. Der Sonderpreis war mit
einer Prämie von 20.000 € verbunden.

DUH-Umwelt-Medienpreis 2009 der
Deutschen Umwelthilfe e.V. – Print-
medien: der Buchautor („Störfall mit
Charme“) und freie Journalist (u.a.
Die Zeit, Der Spiegel, FTD, taz) mit dem
Schwerpunktthema erneuerbare Ener-
gien Bernward Janzing; Fernsehen: die
Autorin und Regisseurin Marie-Moni-
que Robin (Frankreich) für den Film
„Monsanto – mit Gift und Genen“
(ARTE); Hörfunk: Ralph Erdenberger,
Reporter und Autor der Reportage-Rei-
he „Öko-Fritz – ein Mikrofon rettet die
Umwelt“ („Lilipuz – Radio für Kinder“,
WDR 5); Preis für ein Lebenswerk: Prof.
Dr. Andreas Troge, langjähriger Präsi-
dent des Umweltbundesamts (UBA).

33. Duisburger Filmwoche / Festival des
deutschsprachigen Dokumentarfilms –
3sat-Dokumentarfilmpreis (6.000 €):
„Oceanul Mare“ von Katharina Copo-
ny (Österreich); ARTE-Dokumentarfilm-
preis (6.000 €): „Zum Vergleich“ von
Harun Farocki (Deutschland / Öster-
reich); Förderpreis der Stadt Duisburg
(5.000 €): „Schneeränder“ von Nele
Wohlatz (Deutschland); Dokumentar-
filmpreis des Goethe Instituts (2.000 €):
„Shanghai Fiction“ von Julia Albrecht
und Busso von Müller (Deutschland);
Publikumspreis der Rheinischen Post
(1.000 €): „Korankinder“ von Shaheen
Dill-Riaz (Deutschland / Bangladesch);
Preis für einen Nachwuchsfilm, der sich
in besonderer Weise mit interkultureller
Kommunikation auseinandersetzt (Sach-
preis): „Dacia Express“ von Michael
Schindegger (Österreich).

EMIL, ein Preis für gutes Kinderfernse-
hen, wird von der Fernsehzeitschrift TV
Spielfilm vergeben. Die Preisträger
2009: „Das tapfere Schneiderlein“
(Reihe „Sechs auf einen Streich“, NDR /
ARD) von Christian Theede (Regie)
sowie Dieter und Leonie Bongartz
(Buch); die Folge „Chatgeflüster“ (Rei-
he „Krimi.de“, KI.KA); „Hasel Potter“
(Puppen-Show „Haselhörnchen – Hier
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knallt die Ente“, Super RTL); „Der rote
Drache“ (Animationsfilm-Serie „Dragon
Hunters – Die Drachenjäger“, Super
RTL); die Dokumentation „Moritz: Wäre
cool, wenn sie ein Engel wird ...“ (Reihe
„Stark! Kinder erzählen ihre Geschich-
te“, ZDF / KI.KA) von Simone Grabs;
eine Folge aus der Zeichentrick-Serie
„Coco, der neugierige Affe“ (ZDF tivi)
nach der Kinderbuchreihe „Curious
George“ von Margret und H. A. Rey;
SWR-Kindernetz (kindernetz.de).

Das Fernsehfilm-Festival Baden-Baden
wird jährlich gemeinsam von der Deut-
schen Akademie der Darstellenden
Künste und 3sat veranstaltet. Fernseh-
filmpreis der Deutschen Akademie der
Darstellenden Künste: „Haus und Kind“
(Regie: Andreas Kleinert, Buch:Wolf-
gang Kohlhaase; BR / ARTE); Darstel-
lerpreis für eine herausragende schau-
spielerische Leistung: Senta Berger
und Lavinia Wilson in „Frau Böhm
sagt Nein“ (Regie: Connie Walther,
Buch: Dorothee Schön; WDR); Dreh-
buch: Till Endemann und Don Bohlin-
ger für „Flug in die Nacht – Das Un-
glück von Überlingen“ (Regie: Till Ende-
mann; SF / SWR); 3sat-Zuschauerpreis:
„Frau Böhm sagt Nein“; MFG-Star
Nachwuchspreis:Marc Rensing für die
Regie von „Parkour“ (Buch: Rüdiger
Heinze; Koproduktion SWR); Preis der
Jury aus Studierenden der Filmakade-
mie in Ludwigsburg: „Mogadischu“
(SWR / BR); Hans Abich Preis: Bettina
Reitz, Fernsehspielchefin des BR.

Beim 9. Filmfest FrauenWelten von TER-
RES DES FEMMES in Tübingen wurden
zwei Ehrenpreise „für mutiges Engage-
ment für Menschenrechte von Frauen“
vergeben: an die Regisseurin Hana
Makhmalbaf (Iran) und an die Friedens-
aktivistin Leymah Gbowee (Liberia),
Direktorin von WIPSEN, einem panafrika-
nischen Friedens-Netzwerk von Frauen.

Georg von Holtzbrinck Preis für Wirt-
schaftspublizistik 2009 – Print: Henryk
Hielscher, Redakteur bei der Wirt-
schaftsWoche, für die Beiträge „Mythos
Metro“ und „Zehn Jahre Abstieg“; Elek-
tronische Medien:Michael Haselrie-
der und Karl Hinterleitner, Redakteu-
re des ZDF-Landesstudios Bayern, für
die Dokumentation „Der Fall Siemens:
Der Konzern und die Korruption“ sowie
für den Beitrag „Milliardengeschäfte der
Hypo Real Estate“; Online: Christoph
Schwennicke, Reporter bei Spiegel On-
line, für den Kommentar „Danke liebe
Krise“ und den Artikel „Die verdrängten
Sünden der Heuschreckenbändiger“. Das
Preisgeld beträgt 5.000 € pro Kategorie.

Die TV-Regisseure Achim Hammer
(ZDF) und Manfred Straka (SWR) wur-
den für die ZDF-Berichterstattung von
den Leichtathletik-Weltmeisterschaften
2009 in Berlin vom Präsidium des Deut-
schen Leichtathletik-Verbandes mit dem
DLV-Medienpreis ausgezeichnet.

37. International Emmy Awards – die
Preisträger aus Deutschland. Kategorie
Fernsehfilm / Mini-Serie: der ZDF-Drei-
teiler „Die Wölfe“ von Friedemann
Fromm (Buch und Regie); Kategorie
Drama-Serie: die dänische Krimiserie
„Protectors – Auf Leben und Tod“
(Danish Broadcasting Corporation / ZDF
/ NRK / SVT). Ehrenpreis „Emmy Direc-
torate Award“:Markus Schächter, In-
tendant des ZDF.

Internationales Fernsehfilm-Festival
Zoom Igualada in Katalonien – eine
Auswahl der Preisträger. Hauptpreis
für den besten Fernsehfilm (3.500 €):
„Kinder des Sturms“ (SWR / ARD / ORF)
von Miguel Alexandre (Buch: Gabriela
Sperl nach einer Idee von Renate Mi-
chel); Kritikerpreis für den besten euro-
päischen Fernsehfilm sowie Regiepreis:
„Es liegt mir auf der Zunge“ (NDR) von
Kaspar Heidelbach (Buch: Lothar
Kurzawa); Drehbuch (750 €): Beate
Langmaack für „Willkommen im West-
erwald“ (Regie: Tomy Wigand; SWR).

Internationales Festival der Filmhoch-
schulen München 2009 – VFF Young Ta-
lent Award für den besten Film (7.500 €):
„Echo“ von Magnus von Horn
(PWSFT, Lódz / Polen); Spezialpreis des
Jury-Präsidenten: „Scratches“ von Ga-
briela Pichler (Göteborgs Universitet,
Filmhögskolans, Göteborg / Schweden);
ARTE-Kurzfilmpreis (Ankauf des Films):
„Boxer“ von Michael Latham (Victori-
an College of the Arts, Melbourne / Au-
stralien); ARRI-Preis für den besten Do-
kumentarfilm (Sachleistungen 4.000 €):
„Arsy – Versy“ von Miro Remo (VSMU,
Bratislava / Slowakei); Luggi-Waldleit-
ner-Preis für das beste Drehbuch (3.000
€): Yaelle Kayam für „Diploma“ (The
Sam Spiegel Film & Television School,
Jerusalem / Israel); Kamera (1.000 €):
Sayak Bhattacharya für „Germ“
Satyajit Ray Film & Television Institute,
Kalkutta / Indien); ProSieben Nach-
wuchspreis (4.000 €): Terjo Aaltonen
für „Violence and Arts“ (Helsinki Me-
tropolia University of Applied Sciences,
Finnland); Panther-Preis für die Produk-
tion eines deutschen Films (Sachleistun-
gen 10.000 €): Arbia-Magdalena Said
und Henning Kruse für „Soft Skills“
von Max Fey (HFF München); Förder-
preis Szenenbild (1.000 €): Yi-Tzu Lan

für „My Four Inch Precious“ (Florida
State University Film School, Tallahassee
/ USA); Prix Interculturel der Interfilm
Akademie München (5.000 €): „Diplo-
ma“; König Ludwig Trophy (10.000 €):
„Take Off“ von Collin John D’Cunha
(Film and Television Institute of India,
Pune / Indien); Klimafilme – Erneuerbare
Energien (5.000 €): „Die Anderen“ von
Laura Geiger und Holger Kettner
(Beuth Hochschule für Technik, Berlin).

Beim 13. International Festival of Televi-
sion of Barcelona (FITB) wurde der Film
„Moritz: Wäre cool, wenn sie ein Engel
wird ...“ (Reihe „Stark! Kinder erzählen
ihre Geschichte“, ZDF / KI.KA) von Si-
mone Grabs mit dem UNICEF-Preis
ausgezeichnet.

43. Internationale Hofer Filmtage – Film-
preis der Stadt Hof: Christian Petzold
(Berlin); Förderpreis Deutscher Film
(10.000 €): die Produzenten Florian Deyle
undMartin Richter für den Spielfilm
„Waffenstillstand“ von Lancelot von
Naso; Nachwuchspreis der Eastman Ko-
dak Company (4.000 €):Marc Rensing
für den Spielfilm „Parkour“ (Koproduktion
SWR); Preis für das beste Szenenbild:
Annemarie Otte und Tobias Maier für
„Freunde von früher“ von Tim Moeck.

Der Internationale Journalistenpreis
„1989 – 2009: Europa im Dialog“ wur-
de ausgeschrieben von MitOst, einem
Verein für Sprach- und Kulturaustausch
in Mittel-, Ost- und Südeuropa. 1. Preis
(2.500 €):Michal Hvorecky für „Der
Sommer, in dem meine Kindheit ende-
te“ (FAZ); 2. Preis (1.500 €): Anna
Wakulik für „Der Himmel über Berlin“
(Krytyczny Magazyn Internetowy
VERTE); 3. Preis (1.000 €): Agnieszka
Hreczuk für „Zusammen kann man
mehr“ (Tagesspiegel).

25. Internationales Kurzfilmfestival in-
terfilm Berlin – eine Auswahl der Preis-
träger. Internationaler Wettbewerb /
Berlin-Brandenburg Kurzfilmpreis (6.000
€): „Missing“ von Jochem de Vries
(Niederlande); Spielfilm (Wert 12.000
€): „Slitage“ von Patrik Eklund
(Schweden); Animation (Wert 2.000 €):
„Videogioco – Loop Experiment“ von
Donato Sansone (Italien); lobende Er-
wähnung: „Inukshuk“ von Camillelvis
Théry (Frankreich). Deutscher Wettbe-
werb / SAE Institute Kurzfilmpreis
(Stipendium): „Moruk“ von Serdal Ka-
raça; interfilm Preis (1.000 €): „Germa-
nia Wurst“ von Volker Schlecht; Titel-
bild-Preis (Wert 500 €): „Bes“ von
Daniela Roos. Filme gegen Gewalt und
Intoleranz – 1. Preis (2.000 €): „Ali &

the Ball“ von Alex Holmes (Austra-
lien); 2. Preis (1.000 €): „Grisen“ von
Dorte W. Hogh (Dänemark); lobende
Erwähnungen: „Paradis perdu“ von
Oded Binnun und Mihal Brezis
(Frankreich / Israel) sowie „De Si Près“
von Rémi Durin (Belgien). Dokumen-
tarfilm: ZDFneo Preis (2.000 €): „Bye
Bye C’est Fini“ von Tora Mårtens
(Schweden); lobende Erwähnungen:
„Hanasaari A“ von Pekka Veikkolai-
nen und Hannes Vartiainen (Finnland)
sowie „Lessons from The Night“ von
Adrian Francis (Australien); interfilm
Dokumentarfilmpreis (1.000 €): „Grey
Matter“ von Ina Van Beek (Niederlan-
de). Kinderkurzfilm – 1. Preis (1.000 €):
„The Problems with Pets“ von Catrio-
na Craig (Schottland); 2. Preis (500 €):
„Signalis“ von Adrian Flückiger
(Schweiz). Jugendkurzfilm–1. Preis (500
€): „The Ground Beneath“ von Rene
Hernandez (Australien). Viral Video
Award – Jurypreis (500 €): „Stiegl – Ski-
springen einmal anders“ von Projekt X
(Österreich); Publikumspreis (500 €):
„Du bist Terrorist“ von Alexander Leh-
mann (Deutschland). Es wurden Preise
im Gesamtwert von 33.500 € vergeben.

52. Internationales Leipziger Festival für
Dokumentar- und Animationsfilm – eine
Auswahl der Preisträger. Internationaler
Wettbewerb / Dokumentarfilme über 45
min – Hauptpreis (10.000 €) sowie Preis
der ver.di – Fachbereich Medien und
Kunst (2.500 €) und Preis der Ökume-
nischen Jury: „The Arrivals“ von Clau-
dine Bories und Patrice Chagnard
(Frankreich); 2. Preis (3.000 €): „The
House“ von Tayo Cortés (Kolumbien /
Spanien). Dokumentarfilme bis 45 min
– Hauptpreis (5.000 €): „Tying Your
Own Shoes“ von Shira Avni (Kanada);
lobende Erwähnungen: „The Living
Room of the Nation“ von Jukka Kärk-
käinen (Finnland) und „17 August“ von
Aleksandr Gutman (Russische Födera-
tion / Polen / Finnland). Deutscher Wett-
bewerb – Hauptpreis (10.000 €): „Rich
Brother“ von Insa Onken; lobende Er-
wähnung: „Das Rudel“ von Alexander
Schimpke. Nachwuchspreis (10.000 €):
„Antoine“ von Laura Bari (Kanada);
lobende Erwähnung: „Side by Side“
von Christian Sønderby Jepsen (Däne-
mark). Animationsfilme – Hauptpreis
(5.000 €): „Wings and Oars“ von Vla-
dimir Lesciov (Lettland); 2. Preis
(2.000 €): „Please Say Something“ von
David O’Reilly (Irland); Preis für den
besten deutschen Animationsfilm (3.000
€): „Never Drive a Car When You’re
Dead“ von Gregor Dashuber; lobende
Erwähnungen: „Rains“ von David Co-
quard-Dassault (Frankreich / Kanada)
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und „Der Da Vinci Timecode“ von Gil
Alkabetz (Deutschland). Healthy Work-
places Film Award (8.000 €): „A Bloo-
ming
Business“ von Ton van Zantvoort
(Niederlande). Doc Alliance Award
(5.000 €): „Maggie in Wonderland“ von
Mark Hammarberg, Ester Martin
Bergsmark und Beatrice Maggie An-
dersson (Schweden). MDR-Film-Preis
für einen osteuropäischen Dokumentar-
film (3.000 €): „Chemo“ von Pawel
Lozinski (Polen). DEFA-Förderpreis
(4.000 €): „Die Frau mit den 5 Elefan-
ten“ von Vadim Jendreyko (Deutsch-
land / Schweiz). FIPRESCI-Preis: „Cooking
History“ von Peter Kerekes (Österreich
/ Slowakei / Tschechische Republik).
Preis der Jugendjury der Filmschule
Leipzig e.V.: „Die Eroberung der inneren
Freiheit“ von Aleksandra Kumorek
und Silvia Kaiser (Deutschland).

Journalistenpreis „Pro Ehrenamt“ 2009
des Rhein-Kreises Neuss – TV/Hörfunk:
1. Preis (5.000 €): zu gleichen Teilen an
Regine Beyer für das Radio-Feature
„Als die Nachbarin auf der Treppe saß
...“ (SWR2) und Rita Stingl für einen
Beitrag im Magazin „Frontal 21“ (ZDF);
Print (5.000 €): Heike Faller für die Re-
portage „Für das Glück eines anderen“
(Die Zeit); Lokales (5.000 €): Jennifer
Wilton für die Reportage „Gegen die
Kälte“ (Berliner Morgenpost); Nachwuchs-
förderpreis (3.000 €): die Redaktion der
Jugendzeitschrift SPIESSER für die The-
men-Sonderbeilage „100 engagierte
Jugendliche erzählen“; Sonderpreis der
Jury (2.000 €): Brigitte Geiselhart für
die 45-teilige Ehrenamt-Serie (Südkurier
/ Friedrichshafener Ausgabe).

Der Juliane-Bartel-Preis / FrauenMe-
dienPreis wird vom Niedersächsischen
Sozialministerium ausgeschrieben für
„Autorinnen und Autoren, deren Fern-
seh- und Hörfunkbeiträge ein faires und
gleichberechtigtes Frauenbild zeigen,
Frauen in ihrer Rollenvielfalt oder als
aktiv Handelnde abbilden“. Fernsehfilm
und Serie: Bernd Böhlich (Buch) für
„Mein Mann, der Trinker“ (Regie: Bodo
Fürneisen; SWR / ARD); Informations-
sendung und Dokumentation: Gesine
Enwaldt für „Ausgestiegen – Das harte
Leben der Ex-Huren“ (NDR) und Pia
Busch für „Tumor im Test – Revolution
in der Krebstherapie“ (RBB); Hörfunk:
Dr. Gaby Mayr für „Einseitige Spitze –
wie die deutsche Wirtschaftselite Fehl-
entscheidungen trifft“ (Deutschland-
funk); Förderpreis: Julia Schäfer für
„Verheiratet mit dem Vieh“ (MDR).

Guido Knopp, Leiter der Redaktion

Zeitgeschichte und des Programmbe-
reichs Zeitgeschichte / Zeitgeschehen
beim ZDF, erhält den Lifetime Achieve-
ment Award der „History Makers“.

Das Autoren-Duo „Krausedoku“ (Anett
Krause und Matthias Hilke) gewann
mit „Gemischte Gefühle“ den von der
SWR2-Feature-Redaktion ausgeschrie-
benen Wettbewerb für Kurzfeatures
zum Thema „Mein 9. November“ und
damit auch ein Produktionsstipendium.

Beate Lakotta wurde für den Artikel
„Das Leiden der Anderen“ (Der Spiegel)
mit dem Arthur-Koestler-Preis 2009 der
Deutschen Gesellschaft für Humanes
Sterben ausgezeichnet.

Der undotierte Medienpreis „Bobby“
2009 der Bundesvereinigung Lebenshil-
fe geht an Juliana Götze, eine Schau-
spielerin mit Down-Syndrom, und das
Filmteam (Darstellung:Michaela May
und Edgar Selge; Regie: Andreas
Kleinert; Produktion: Jakob Claussen;
Buch:Matthias Pacht und Alex
Buresch) für die Folge „Rosis Baby“
der ARD-Krimiserie „Polizeiruf 110“.

Der Medienpreis „Kinderrechte in der
Einen Welt“ wird von der Kindernothilfe
(Berlin) vergeben. TV: Rebecca Gudisch
und Tilo Gummel für „Die Story der
Kindersklaven“ (WDR); Hörfunk:Moni-
ka Hanewinkel für „Ene, mene, meck
– Wie Kinder häusliche Gewalt erleben“
(WDR); Print:Michael Bitala für „Im
Höllenfeuer der Hightech-Welt“ (SZ);
Foto: ex aequo an Sandra Hoyn für
„Das Geschäft mit dem Mitleid“ (Ma-
gazin Zenith) und an Peter Dammann
für „Der Chef“ (Magazin Chrismon).
Der Preis ist pro Sparte mit je 2.500 €
dotiert.

51. Nordische Filmtage Lübeck – eine
Auswahl der Preisträger. NDR-Spielfilm-
preis (12.500 €): „Eine vernünftige Lö-
sung“ von Jörgen Bergmark (Schwe-
den); Baltischer Filmpreis: „Begegnun-
gen“ von Saara Cantell (Finnland);
LN Publikumspreis und Kirchlicher Film-
preis: „Post für Pastor Jakob“ von
Klaus Härö (Finnland); Dokumentar-
filmpreis: „Von Thailand nach Thy“ und
„Von Thy nach Thailand“ von Janus
Metz (Dänemark); Kinder- und Jugend-
filmpreis: „Yatzi“ von Katja Eyde Ja-
cobsen (Norwegen); Preis der Kinder-
jury: „ORPS“ von Atle Knudsen (Nor-
wegen); Cinegate-Preis: „vorher / nach-
her“ von Sonja Marie Krajewski
(Deutschland). Der Norddeutsche Film-
preis wurde im Rahmen der Nordischen
Filmtage Lübeck von den Landesregie-

rungen Hamburg und Schleswig-Holstein
verliehen. Fernsehfilm (20.000 €): „Dan-
cing with Devils“ (ZDF) von Klaus Lem-
ke (Produktion und Regie); Dokumenta-
tion (15.000 €): „Wasser und Seife“ (ZDF)
von Susan Gluth (Produktion und Regie);
Drehbuch (10.000 €): Fatih Akin und
Adam Bousdoukos für „Soul Kitchen“;
Kinofilm-Produzentenpreis (20.000 €):
Matthias Esche (Bavaria Film) für
„Buddenbrooks“ (Regie: Heinrich Bre-
loer; Drehbuch nach dem Roman von
Thomas Mann: Heinrich Breloer und
Horst Königstein); Preis für besondere
Verdienste (10.000 €): die Produzentin
Katharina M. Trebitsch „für ihr großes
Engagement und ihre Verdienste um die
norddeutsche Filmregion.

Dem Reporterpool von NDR Info wurde
der mit 3.000 € dotierte Journalisten-
preis „Leuchtturm für besondere publi-
zistische Leistungen“ 2009 zuerkannt,
den die Journalistenvereinigung netz-
werk recherche e.V. vergibt.

Thomas Riedelsheimer gewann mit
seinem Film „Seelenvögel“ (WDR) bei
den Biberacher Filmfestspielen den mit
3.000 € dotierten Preis für den besten
Dokumentarfilm.

Prof. Dr.Wolf-Dieter Ring, Präsident
der Bayerischen Landeszentrale für
neue Medien (BLM), wurde vom Ver-
band Bayerischer Lokalrundfunk (VBL)
mit dem Bayerischen Lokalrundfunk-

preis ausgezeichnet.
Harald Schmidt, TV-Entertainer und
Schauspieler, wurde „für sein Engage-
ment für die Region Stuttgart“ der
Hans-Peter-Stihl-Preis verliehen.

Bei SoundTrack_Cologne 6.0, dem Köl-
ner Kongress und Festival zu Musik und
Ton in Film und Medien, wurden Euro-
päische Filmmusikpreise vergeben.
Nachwuchspreis „New Sound in Euro-
pean Film“ / Kategorie Filmscore: Felix
Rösch (Deutschland); Kategorie Sound-
design: Philip Specht (Deutschland).
Peer-Raben-Music-Award für die beste
Musik in einem Kurzfilm (1.500 €):
Titas Petrikis (Litauen) für die Musik
zu „Noirville“ (Regie: Andy Marsh);
Ehrenpreis: Irmin Schmidt (Gruppe
CAN) für sein Lebenswerk als Film-
komponist. Deutscher Fernsehmusik-
preis: Biber Gullatz und Andreas
Schäfer für ihren Filmscore zu „Der
verlorene Vater“ (Regie: Hermine Hunt-
geburth).

Der Kameramann Jost Vacano erhält
den mit 5.000 € dotierten Marburger
Kamerapreis 2010, der von Stadt und
Universität Marburg verliehen wird.

Tabea Vorwergk wurde für ihren Inter-
net-Artikel „Vom neuen Reichtum in
alten Händen“ vom Verband junger
Medienmacher (Magdeburg) mit dem
Preis „Goldene Feder“ als beste Nach-
wuchsjournalistin in Sachsen-Anhalt
ausgezeichnet.
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